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Wirtschaftspolitische  
Bildung, Beratung,  

Dialog in der FES
Wirtschaft sozial und  
leistungsfähig gestalten

W I E  S TA r k  D I E  W I r T S c H A F T  u N S E r  L E B E N  p r ä g T,  hat uns die jüngste krise 
nochmals deutlich vor Augen geführt. Die Wirtschaft erscheint uns dabei fast wie eine 
fremde Macht, die über unser Schicksal bestimmt, aber dem Anschein nach kaum durch 
Staat und gesellschaft zu beeinflussen ist. 

Für politische Anstrengungen, 
den Kurs der Wirtschaft – wie 
etwa in der Krise – zu ändern, 
ist anscheinend ein hoher Preis 
in Form gestiegener Verschul-
dung und anschließend noch 
schlimmerer öffentlicher Spar-
samkeit zu bezahlen. 
Tatsächlich ist aber Wirtschaft 

durch Menschen gemacht, die 
allerdings auf ein System re-
agieren, dessen Regeln zwar 
ebenfalls von Menschen, meist 
durch die Politik, definiert wer-
den, aber dann einen unge-
heuren Automatismus entwi-
ckeln. Systemzwänge gelten in 
Wirtschaft und Politik als wohl-
feile Gründe, um Änderungen 
entweder abzulehnen oder ein-
zufordern. Als abzulehnen gilt 
meist alles, was sich gegen den 
Markt richtet, als einzufordern, 
was Anpassung an den Markt 

erleichtert oder erzwingt.
Soziale Demokratie hält dage-
gen daran fest, dass auch die 
Wirtschaft politisch gestaltet 
werden kann und muss, und 
dass alle Bürgerinnen und Bür-
ger ein demokratisches Recht 
haben, daran mitzuwirken - 
und zwar mit gleicher Stimme 

und nicht nur 
in dem Maße, 
wie es ihr Ein-
kommen und 
Vermögen er-
laubt. Wirt-
schaftliches Ei-
gentum ist kein 
Freibrief, son-
dern verpflich-
tet und seine 
Nutzung unter-
liegt demokra-
tisch bestimm-

ten Schranken.
Gleichzeitig ist die Wirtschaft 
ein wichtiger Partner von Staat 
und Gesellschaft, um politische 
und soziale Ziele zu erreichen. 
Die zentrale Partnerschaft be-
steht dabei zwischen Arbeit 
und Kapital. Tarifabschlüsse 
sind eine der wichtigsten Stell-
schrauben für Nachfrage und 
Einkommensverteilung. Sozi-
aler Frieden sorgt in Deutsch-
land seit Jahrzehnten für mini-
male Produktionsausfälle durch 
Streiks. Aber wo die Tarifpart-

ner zu sehr geschwächt sind, 
sind staatliche Eingriffe wie 
Mindestlöhne notwendig. Inner-
halb der Unternehmen schützt 
die Mitbestimmung nicht nur 
die Rechte der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer, 
sondern hat in Deutschland 
auch die ständige Anpassung 
an die Weltmarkterfordernisse 
reibungslos gestaltet.
Die FES unterstützt den Dialog 
zwischen Wirtschaft und Politik 
mit dem Ziel einer sozialen und 
leistungsfähigen Wirtschaft. Ein 
zentrales Forum dieses Dialogs 
ist der Managerkreis der FES 
mit seinen über tausend Mit-
gliedern. Auf Veranstaltungen 
in Berlin und in den Bundes-
ländern, in denen es regionale 
Managerkreise gibt, diskutie-
ren Vertreter von Unternehmen 
und Politik über angemessene 
Wege zu diesem Ziel. Der Kreis 
veröffentlicht darüber hinaus 
Studien, in denen Lösungen 
für gesellschaftliche Probleme 
aufgezeigt werden, die einen 
vernünftigen Mix von Markt-
mechanismen und politischer 
Regulierung aufweisen. Auch 
der Arbeitskreis Mittelstand der 
FES bindet die Unternehmer-
seite in einen Diskurs mit Poli-
tik und Gewerkschaften ein, um 
eine innovative Anpassung der 
Unternehmenspolitik an neue 
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Herausforderungen wie Nach-
haltigkeit oder Globalisierung 
zu fördern.
Die Gewerkschaften sind ein 
strategischer Partner der 
Friedrich-Ebert-Stiftung, der 
nicht nur aber insbesonde-
re im Bereich Wirtschaft eine 
herausragende Rolle spielt. In 
enger Kooperation mit ihnen 
organisiert die Stiftung die Ge-
sprächskreise „Arbeit-Betrieb-
Politik“ und „Dienstleistungen.“ 
Auch der Managerkreis hat ge-
rade in jüngster Zeit eine Rei-
he von Hintergrundgesprächen 
mit Gewerkschaftsvorsitzenden 
und prominenten Unterneh-
mensvertretern durchgeführt. 
Im Sommer 2010 hat die Stif-
tung ihre Strategie für die Ge-
werkschaftsarbeit im Inland 
verabschiedet.
Besonderer gesellschaftspo-
litischer Aufmerksamkeit be-
darf die Wirtschaft dort, wo der 
Marktmechanismus Schwach-
punkte aufweist und externe 
Effekte dominieren. Die Fi-
nanzkrise hat die Unfähigkeit 
der Kapitalmärkte, Risiken ad-
äquat zu bewerten, schmerz-
haft deutlich gemacht. Hier 
sind neue Regeln verlangt, für 
die auch die Friedrich-Ebert-
Stiftung zahlreiche Vorschläge 
entwickelt und in die Diskussi-
on eingebracht hat.
Ein ähnlich vom Markt fehlge-
steuertes Feld ist die Umwelt. 
Solange die Kosten einer über-
lasteten Naturbasis nicht in die 
unternehmerische Rechnung 
eingepreist sind, drohen ver-
heerende Folgen. Dabei kön-
nen Unternehmen und Märkte 
wertvolle Beiträge zur Bewäl-
tigung der ökologischen Krise 
leisten, wenn sie klug reguliert 

werden. Die „Green Economy” 
kann Wohlstand und Beschäf-
tigung mehren und gleichzeitig 
die Umwelt schonen.
Aus Sicht der sozialen Demo-
kratie dient die Wirtschaft dem 
Menschen und nicht umge-
kehrt. Der Markt weist keine 
natürliche Tendenz zum Aus-
gleich der Einkommensvertei-
lung und zum Schutz der sozial 
Schwachen auf. Märkte können 
aber dazu dienen, die Versor-

gung der Bevölkerung mit so-
zialen Dienstleistungen effizi-
ent zu gestalten. Mehr Bildung, 
Gesundheit und Pflege sollten 
nicht als Belastungen der Wirt-
schaft, sondern als Chancen für 
ein neues, bedarfsorientiertes 
Wachstum gesehen werden.  
Diese Idee konkret zu entwi-
ckeln, dienen mehrere Projekte 
wie „Gesundheitswirtschaft“ 
oder „Soziales Wachstum durch 
produktive Kreisläufe.“
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Studie über  
rechtsextreme Ein- 

stellungen in Deutschland 
Die Mitte in der krise 

r E c H T S E x T r E M I S M u S  I S T  k E I N  p H ä N O M E N  A M  „ r A N D “  D E r  g E S E L L -

S c H A F T.  ganz im gegenteil finden sich rechtsextreme Einstellungen in besorgniserre-
gendem Maße in der Mitte der gesellschaft. 

Aktuelle Zahlen zur Verbrei-
tung rechtsextremer Einstel-
lungen, liefert eine neue Studie, 
die im Auftrag der FES und un-
ter wissenschaftlicher Leitung 
von Dr. Oliver Decker und Prof. 
Dr. Elmar Brähler (Universität 
Leipzig) durchgeführt und im 
Oktober vorgestellt wurde. 
Die Repräsentativbefragung 
unter dem Titel „Die Mitte in 
der Krise“ knüpft an die bis-
herigen Studien der FES „Vom 
Rand zur Mitte“ (2006) und 
„Bewegung in der Mitte“ (2008) 
an. Abgefragt wurden u.a. die 
Lebenszufriedenheit, das De-
mokratieverständnis sowie 
ausgewählte politische Einstel-
lungen. Der Vergleich der Er-
hebungen seit 2002 zeigt, dass 
sich die bisher leicht rückläu-
figen Entwicklungen umkeh-
ren: Insbesondere chauvinis-
tische und fremdenfeindliche 
Einstellungen nehmen zu und 
dokumentieren krisenbedingte 

Mechanismen der Abwertung 
des „Fremden.“ 
Rechtsextremismus sei kein 
Phänomen am „Rand“ der 
Gesellschaft, so die Autoren, 
ganz im Gegenteil fänden sich 
rechtsextreme Einstellungen 
in besorgniserregendem Maße 
in der Mitte der Gesellschaft: 
In Ost- und Westdeutschland, 
in allen Altersklassen, bei Be-
fürworter/innen von demo-
kratischen Parteien, Gewerk-
schaftsmitgliedern, Kirchen-
angehörigen sowie bei Frauen 
und Männern. 
Die Repräsentativbefragung, 
durchgeführt von USUMA (Ber-
lin), basiert auf einer Stichpro-
be von 2411 Befragten im Al-
ter von 14 – 90 Jahren. Auf der 
Grundlage eines auch bei den 

bisherigen Studien zugrunde-
gelegten Rechtsextremismus-
Fragebogens wurden die Zu-
stimmungswerte zu den soge-
nannten „6 Dimensionen“ des 
Rechtsextremismus gemessen: 
Befürwortung einer Diktatur, 
Chauvinismus, Ausländerfeind-
lichkeit, Antisemitismus, Sozial-
darwinismus, Verharmlosung 
des Nationalsozialismus. Neben 
soziodemographischen Daten 
wurden weitere Aspekte wie 
Deprivation, Lebenszufrieden-
heit sowie Einstellungen gegen-
über der Demokratie und aus-
gewählte politische Einstellun-
gen untersucht.

Im Rahmen der Vorstel-
lung der Untersu-
chungsergebnisse dis-
kutierten Dr. Oliver 
Decker und Prof. Dr. 
Elmar Brähler mit 
Andrea Nahles, Gene-
ralsekretärin der SPD 
und Michael Sommer, 
Vorsitzender des DGB 
(Bild) sowie mit Prof. 
Klaus Staeck, Präsident 
der Akademie der 
Künste Berlin über die 
gesellschaftspolitischen 
Schlussfolgerungen. 
(Foto: Greiner)

www.fes-gegen-rechtsextremismus.de. 

M E H r  Z u M  T H E M A

+ + +  F E S  + + +  k u r Z  g E F A S S T  + + +  F E S  + + +  k u r Z 

+ + +  Die kreative und effektive Bekämpfung des Rechtsextremismus in Eur-
opa stand im Zentrum eines europäischen Open Space am 5. November in Ber-
lin, organisiert vom Projekt „Auseinandersetzung mit dem Rechtsextremismus“ 
der FES. Hannes Swoboda, stellvertretender Vorsitzender der sozialdemokra-
tischen Fraktion im Europaparlament, äußerte seine Sorge über die Entwick-
lung, dass Rechtsextreme in Europa mehr und mehr Inhalte und gesellschaft-
liche Konfliktfelder besetzen und mit ihren Interpretationen scheinbar zu punk-
ten wissen. Fast 200 Praktiker/innen erörterten Erfolge und Misserfolge, die 
Rolle der Medien und Strategien der Anti-Diskriminierungsaufklärung.  + + +

+ + +  In ganz Deutschland findet sich eine Fülle von Projekten und Initiativen, 
die sich gegen Rechtsextremismus engagieren. Aber welche Faktoren führen 
dazu, dass ihre Arbeit Früchte trägt? In einem Gutachten arbeitete Professor 
Dr. Roland Roth von der Hochschule Magdeburg-Stendal anhand von 13 Bei-
spielen Bedingungen für erfolgreiches Engagement heraus. Das Gutachten 
mit dem Titel „Demokratie braucht Qualität!“ wurde im Auftrag des FES-
Projekts „Auseinandersetzung mit dem Rechtsextremismus“ erstellt. Das Gut-
achten ist zu finden unter: www.fes-gegen-rechtsextremismus.de  + + +

http://www.fes-gegen-rechtsextremismus.de/
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In der Dienstleistungs- und 
Wissensgesellschaft des 21. 
Jahrhunderts sind Erwerbs-
biografien voller Brüche und 
Sprünge, die sogenannte aty-
pische Beschäftigung wird zum 
Normalfall, der Sozialstaat ver-
liert seine Integrationskraft. 
Dieses Missverhältnis zwischen 
altem Sozialstaat und neuer Ar-
beitswelt drückt sich im Anstieg 
von Armut und prekären Ar-
beitsbedingungen, wachsender 
sozialer Ungleichheit sowie sin-
kenden Aufstiegschancen aus. 
So ist der Niedriglohnsektor 
zwischen 1995 und 2009 von 
15 auf 23 Prozent angestiegen. 
Der Gini-Koeffizient, der die 
Ungleichheit des Einkommens 
in einer Gesellschaft abbildet, 
hat sich in Deutschland so ne-
gativ entwickelt wie in kaum 
einem anderen Land der OECD. 

Wie sollte also der Sozialstaat 
für das 21. Jahrhundert wei-
terentwickelt werden? Ant-
worten darauf suchte die FES 
gemeinsam mit dem Ministeri-
um für Arbeit, Soziales, Frauen 
und Familie des Landes Bran-
denburg beim Kongress „Der 
Vorsorgende Sozialstaat in 
Brandenburg: Zugänge schaf-
fen – Kompetenzen aktivieren 
– Verantwortung stärken“ in 
Potsdam. 200 sozialpolitische 
Praktiker, Wissenschaftler, Po-
litiker sowie interessierte Bür-
ger folgten im November den 
Podiumsdiskussionen u.a. mit 
Brandenburgs Ministerpräsi-
dent Matthias Platzeck, WZB-
Präsidentin Prof. Dr. Jutta 
Allmendinger, Landesarbeits-
minister Günter Baaske, der 
Landessozialministerin aus Me-
cklenburg Vorpommern, Ma-

nuela Schwesig und 
Franz Müntefering. 

Matthias Platzeck betonte in 
der Eröffnungsrede, dass der 
vorsorgende Sozialstaat mehr 
als eine Metapher sei. Um 
dauerhaft Schutz, Beteiligung 
und Emanzipation zu gewähr-
leisten, müsse der Sozialstaat 
durch eine hochwertige soziale 
Infrastruktur sowie frühzei-
tige, langfristige und lebens-
begleitende Investitionen in 
die Befähigung von Menschen 
vorsorgen. Dabei müssten die 
Politikfelder Arbeitsmarkt, So-
zialpolitik, Bildung, Gesund-
heit, Familie, Gleichstellung 
und Integration stärker mit-
einander vernetzt werden. 
Dass moderne und erfolgreiche 
Wohlfahrtsstaaten gleicher-
maßen auf den Bildungs- und 
den Sozialstaat setzen, betonte 
auch die Präsidentin des Wis-
senschaftszentrums für Sozial-
forschung in Berlin, Prof. Jutta 
Allmendinger.

k O N g r E S S  ü B E r  V O r S O r g E N D E N  S O Z I A L S TA AT 

Menschen befähigen

Setzte sich für hoch-
wertige soziale Infra-
struktur ein: Branden-
burgs Ministerpräsident 
Matthias Platzeck 
(Foto: Liebe)

Die Jahresmitgliederversammlung der Friedrich-
Ebert-Stiftung wählte auf ihrer Sitzung am 13. De-
zember Dr. Peter Struck, den ehemaligen Bundes-
verteidigungsminister und Vorsitzenden der  SPD-
Fraktion im Deutschen Bundestag, mit 91% der 
Stimmen zum neuen Vorsitzenden des Vorstands.

Die bisherige Vorsitzende Anke Fuchs wurde zur 
Ehrenvorsitzenden gewählt.

Zu den Stellvertretern wurde erstmals der Minis-
terpräsident des Landes Rheinland-Pfalz, Kurt 
Beck gewählt. Als weiterer Stellvertreter wurde 
der ehemalige DGB-Vorsitzende Dieter Schulte in 

diesem Amt bestätigt. Geschäftsführendes Vor-
standsmitglied ist weiterhin Dr. Roland Schmidt. 
Weitere Mitglieder des Vorstands sind Dr. Christine 
Bergmann, 
Prof. Dr. Peter 
Brandt, Dr. 
Jürgen Burck-
hardt, Sabine 
Kaspereit, 
Hans-Ulrich 
Klose, Dr. 
Werner Müller 
sowie Matthi-
as Platzeck.

peter Struck zum Vorsitzenden  
der Friedrich-Ebert-Stiftung gewählt 
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Die Europäische Union (EU) 
hat mit den neuen Mitglieds-
staaten aus Mittel- und Ost-
europa Übergangsfristen für 
die Arbeitnehmerfreizügigkeit 
und die Dienstleistungsfrei-
heit vereinbart. Nach dieser 
Vereinbarung kann die Arbeit-
nehmerfreizügigkeit nach der 
sogenannten „2+3+2“ Formel 
für eine maximale Dauer von 
sieben Jahren ausgesetzt wer-
den. Auch Übergangsfristen 
für die Dienstleistungsfreiheit 
in bestimmten Branchen sind 
vereinbart worden. Diese Über-
gangsfristen laufen zum 1. Mai 
2011 für die 2004 beigetre-
tenen Länder aus. Betroffen 
sind Estland, Lettland, Litauen, 
Polen, die Slowakei, Slowenien 
und die Tschechische Republik. 
Für Bulgarien und Rumänien, 
die zum 2007 der EU beigetre-
ten sind, enden sie spätestens 
zum 1. Januar 2014.
Mit den Auswirkungen der Ar-
beitnehmerfreizügigkeit und 

der Dienstleistungsfreiheit auf 
Arbeitsmärkte und Betriebe 
beschäftigte sich eine gemein-
same Fachkonferenz des Ge-
sprächskreises Migration der 
FES und des Deutschen Ge-
werkschaftsbundes (DGB) in 
Berlin.
Annelie Buntenbach, Mitglied 
im Bundesvorstand des DGB, 
hält die Zuwanderung aus den 
neuen EU-Mitgliedsländern 
mit prekärem Beschäftigungs-
status für besonders proble-
matisch. Das gilt für „Schein-
selbständige“, die ihre Arbeit 
zu sehr niedrigen Preisen an-
bieten. Auch die Entsendung 
von Arbeitskräften im Rahmen 
der Dienstleistungsrichtlinie 
führt zu Dumpinglöhnen, wenn 
in den Entsendeländern kein 
tariflicher Mindestlohn gilt. 
Insbesondere ist mit dem ver-
stärkten Einsatz von Leiharbei-
tern zu geringen Stundenlöh-
nen zu rechnen. 
Axel Schäfer, europapolitischer 

Sprecher der 
SPD-Bundes-
tagsfraktion, 
forderte die Ein-
führung eines 
gesetzlichen 
Mindestlohnes 
in Deutschland 
als flankieren-
de Maßnahme 
für die weitere 
Öffnung der Ar-
beitsmärkte. Da-
mit Zuwanderer 
und entsandte 
Arbeitskräfte 
nicht länger un-

ter unwürdigen Arbeitsbedin-
gungen in Deutschland arbei-
ten müssen, sieht er die Bun-
desregierung außerdem in der 
Pflicht, Rahmenbedingungen 
für eine umfassende Beratung 
und Unterstützung dieser Ar-
beitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer zu schaffen.
Während der Konferenz wur-
den zwei im Auftrag der FES 
erstellte Gutachten der Öffent-
lichkeit präsentiert. Herbert 
Brücker und Timo Baas ana-
lysierten die „Wirkungen der 
Zuwanderungen aus den neu-
en mittel- und osteuropäischen 
EU-Staaten auf Arbeitsmarkt 
und Gesamtwirtschaft.“ Nach 
ihren Schätzungen sei hin-
sichtlich der gesamtwirtschaft-
lichen Entwicklung, z.B. der 
Arbeitslosenquote, dem Brutto-
inlandsprodukt und dem Lohn-
niveau, nur mit sehr geringen 
Wirkungen zu rechnen. Frank 
Lorenz untersuchte in seiner 
Studie „Arbeitnehmerfreizügig-
keit und Dienstleistungsfreiheit 
in der Europäischen Union“ 
die rechtlichen Rahmenbedin-
gungen und den politischen 
Handlungsbedarf. Er fordert 
u.a. eine bessere statistische 
Erfassung der entsandten Ar-
beitskräfte und die Verwirkli-
chung des Prinzips des „glei-
chen Lohns für gleiche Arbeit 
am gleichen Ort.“

FA c H k O N F E r E N Z  ü B E r  A r B E I T N E H M E r F r E I Z ü g I g k E I T  u N D  D I E N S T L E I S T u N g S F r E I H E I T

Vor der Öffnung der Arbeitsmärkte

www.fes.de/wiso/sets/s_migr_
publ.htm 

D I E  g u TA c H T E N  O N L I N E :

+ + +  F E S  + + +  k u r Z  g E F A S S T  + + +  F E S  + + + 

+ + +  Der deutsche Arbeitsmarkt habe in der Finanzkrise der 
letzten Jahre gezeigt, wie robust er sei, stellte Wolfgang Stein-
herr, der Vorsitzende der Geschäftsführung der Agentur für 
Arbeit Leipzig, zu Beginn der Podiumsdiskussion „Arbeit 
trotzt Krise?“ der FES in Leipzig fest. Die Region Leipzig sei 
durch ihre Wirtschaftsstruktur, die durch wenig Industrie 
gekennzeichnet sei, geringer von der Krise betroffen gewe-
sen. Allerdings verhindere diese Struktur auch eine deut-
lichere Teilhabe der Stadt am wirtschaftlichen Aufschwung.  
Ines Jahn, Geschäftsführerin der Dienstleistungsgewerk-
schaft ver.di in Leipzig, mahnte an, dass trotz gesunkener 
Arbeitslosenzahlen die Folgen der Krise immer noch andau-
erten. Kurzarbeit, Leiharbeit, der fehlende Mindestlohn und 
sinkende Realeinkommen erschwerten die Möglichkeit, von 
seinem Job auch leben zu können. + + +

3 / � 0 1 0I N F OFES
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Schlechte Löhne, Schikanen 
am Arbeitsplatz und die Nicht-
einhaltung des geltenden in-
ternationalen Arbeitsrechts, 
so lässt sich die Situation der 
Textilarbeiterinnen in Bang-
ladesch zusammenfassen. Die 
Näherin Jessmin Begum und 
die Textilgewerkschafterin Ari-
fa Akter wissen ein Lied da-
von zu singen. Gemeinsam mit 
dem NGO-Aktivisten Khorshed 
Alam, der eine Studie zu Ar-
beitsbedingungen bei Zuliefer-
fabriken des deutschen Disco-
unters Lidl erstellt hat und der 
indonesischen Gewerkschafts-
aktivistin Rita Olivia Tambunan 
besuchten sie auf Einladung 
der FES und der Kampagne für 
saubere Kleidung vom 2. bis 
11. November mehrere deut-
sche Städte und gaben einen 
Einblick in die oft menschenun-
würdigen Arbeitsbedingungen 
der asiatischen Textilindustrie. 
Und das Interesse an dem, was 
sie zu erzählen hatten, war 
überwältigend. Über sieben-
hundert Menschen nahmen an 
den Veranstaltungen teil. Da-
bei wurde deutlich, dass sich 
immer mehr Verbraucher/in-
nen die Frage stellen, wie es 

eigentlich sein kann, dass Klei-
dung so häufig zum Schnäpp-
chen-Preis zu haben ist und auf 
wessen Kosten diese niedrigen 
Preise erzielt werden.
Diese Frage ging bei der Berli-
ner Veranstaltung im ver.di- 
Haus auch an die Politik. Sas-
cha Raabe, entwicklungspoli-
tischer Sprecher der 
SPD-Bundestagsfraktion wies 
darauf hin, dass die deutsche 
Politik durchaus dazu beitra-
gen könne, ausbeuterische Ar-
beitsbedingungen in Entwick-
lungsländern einzudämmen. 
Deutsche Unternehmen für die 
Arbeitsbedingungen in ihren 
Zulieferketten rechtlich verant-
wortlich zu machen, könnte ein 
effektiver Ansatzpunkt sein. 
Besser wäre jedoch die ver-
bindliche Verankerung von 
Umwelt- und Sozialstandards 
wie die ILO-Kernarbeits-
normen im WTO-Regelwerk 
und in bilateralen Freihandels-
abkommen. 
Dass Ausbeutung im Ausland 
oft auch mit schlechten Ar-
beitsbedingungen im Inland 
einhergeht, machte die Lidl-Be-
triebsrätin Ulrike Schramm-de 
Robertis in Bonn und Leipzig 

deutlich. In Mün-
chen machten die 
Vorsitzende von 
ver.di Bayern, 
Luise Klemens 
sowie die frau-
en- und entwick-
lungspolitische 
Sprecherin der 
bayrischen SPD-
Landtagsfrakti-

on, Dr. Simone Strohmayr, auf 
die Verantwortung von Politik, 
Gewerkschaften und Verbrau-
chern aufmerksam. „Geiz ist 
grausam“ übertitelte die Süd-
deutsche Zeitung den Artikel 
zur Veranstaltung. Aber die 

Verantwortung für faire Ar-
beitsbedingungen in der Welt 
einfach auf die Verbraucher 
und Verbraucherinnen abzu-
schieben, auch das kristallisier-
te sich bei den Diskussionen 
heraus, wäre oft auch unfair: 
Nicht jeder, der billig einkauft, 
findet es „geil“ – viele kön-
nen sich teurere Ware schlicht 
nicht leisten. Soziale Gerech-
tigkeit für die Näherinnen, so 
auch ein Fazit der Veranstal-
tungsreihe, ist daher ohne so-
ziale Gerechtigkeit hierzulande 
nur schwer umsetzbar. 

B u N D E S W E I T E  V E r A N S TA LT u N g S r E I H E  ü B E r  A r B E I T S B E D I N g u N g E N  D E r  T E x T I L I N D u S T r I E

geiz ist grausam

www.fes.de/GPol/inhalt/textil-
sektor.htm

M E H r  Z u M  T H E M A
+ + +  Über Deutschlands und Europas Zukunft in 
der internationalen Politik sprach Altkanzler Ger-
hard Schröder am 15. September auf Einladung des 
FES-Landesbüros Brandenburg. Manfred Stolpe 
moderierte vor den 600 Gästen.  + + +
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Arifa Akter (links) und 
Jessmin Begum (rechts) 
in der Stuttgarter 
Innenstadt: Für Lidl hat 
Jessmin viele Jahre in 
einer Zulieferfabrik an 
der Nähmaschine Über-
stunden geschoben - 
häufig unbezahlt.

+ + +  F E S  + + +  k u r Z  g E F A S S T  + + +  F E S 
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Ein vernichtendes Urteil fällt 
Helmut Holzapfel, Professor 
für Verkehrsplanung an der 
Universität Kassel und Spre-
cher des FES-Arbeitskreises 
„Innovative Verkehrspolitik“ 
über die Investitionen in Auto-
bahnen, Schienen und Kanäle. 
Milliarden Euro werden, nach 
seiner Ansicht, „nach Gusto“ 
und „Gefälligkeit“ verteilt.
Die Infrastrukturpolitik muss 
umgekrempelt werden. Das ist 
das Resümee der Konferenz 
„Bundesverkehrsnetzplanung 

statt Bundes-
verkehrswege-
planung“, zu 
der die FES 
nach Berlin ge-
laden hatte. 
Denn die Bun-
desregierung 
will den Bun-
desverkehrs-
wegeplan er-
neuern, der re-
gelt, wo in den 

nächsten Jahren Milliarden in-
vestiert werden.
Der gültige Plan “strotzt vor 
Projekten, die nicht zu finan-
zieren sind“, sagte Tilmann 
Heuser, stellvertretender ver-
kehrspolitischer Sprecher des 
Umweltverbandes BUND in 
Berlin. Der Plan kommt zu-
stande, indem Bürgermeister 
Ortsumgehungen fordern, Län-
der Baubedarf anmelden. Gut-
achter vergleichen die Projekt-
kosten mit erwartetem Nutzen 
- weniger Reisezeit, schnellerer 

Transport. Ergebnis ist dann 
eine Rangliste, die dem Ver-
kehrsbedarf gerecht werden 
soll, mit strategischer Planung 
aber wenig zu tun hat. Dass 
Ressourcen schwinden, der 
Planet sich aufheizt, die Bevöl-
kerung schrumpft und Straßen, 
Schienen sowie Kanäle ver-
netzt werden müssen – all dies 
wird bisher kaum bedacht. 
„Mobil mit weniger Verkehr!“, 
„Sanieren statt Neubauen!“, 
„Bürger einbeziehen!“ - da wa-
ren sich alle Konferenzteilneh-
mer einig. Die Verkehrsdebat-
te hat gerade erst begonnen 
und sie soll nicht nur Sache 
von Verkehrspolitikern sein, 
sondern auch von Ökonomen, 
Energieexperten, Soziologen. 
„Wir brauchen ein neues ge-
sellschaftliches Bewusstsein“, 
forderte Florian Pronold, stell-
vertretender Vorsitzender der 
SPD-Bundestagsfraktion: „In-
frastrukturpolitik ist so wichtig 
wie Bildungspolitik.“

k O N F E r E N Z  D E S  A r B E I T S k r E I S E S  „ I N N O VAT I V E  V E r k E H r S p O L I T I k “

So wichtig wie Bildungspolitik

International anerkannte, allgemein verbindliche 
Regeln müssten im Finanzsystem eingeführt wer-
den, um eine neuerliche Wirtschaftskrise zu verhin-
dern, sagte Dirk Panter zu Beginn einer Podiumsdis-
kussion am 11. Oktober in Leipzig zur Frage „Was 
lehrt uns die Finanzkrise?“ Vor seinem Einstieg in 
die Politik arbeitete der heutige sächsische SPD-
Generalsekretär als Investmentbanker in London 
und New York. Das System basiere darauf, andere 
übers Ohr zu hauen, so Panter über seine eigenen 
Erfahrungen im Finanzwesen. Auf Missstände im 
internationalen Finanzsystem vor dem Beginn der 
Krise, verwies auch Claus Friedrich Holtmann, 
geschäftsführender Präsident des ostdeutschen 
Sparkassenverbandes. In den USA sowie in England 

seien mit hohem Risiko Immobilienkredite vergeben 
worden, deren Rückzahlung von Anfang an unsi-
cher waren. Mangelnde Transparenz, hohe Rendi-
teversprechungen und fehlende Regeln, so Holt-
mann, seien die „Geißel des Finanzsystems“, und 
hätten die Krise erst möglich gemacht. Die Einfüh-
rung eines Risikoselbstbehaltes für Banker wäre ein 
geeignetes Mittel, um Verantwortlichkeiten zu 
schaffen. 
Nach fast 40 Veranstaltungen fand damit der Leip-
ziger „Gesprächskreis Zukunft mit Ostdeutschland“ 
einen erfolgreichen Abschluss. Dr. Hinrich Leh-
mann-Grube hatte nach seinem Ausscheiden als 
Oberbürgermeister der Stadt Leipzig für die Stiftung 
diese Reihe mitentwickelt und seither moderiert.

Missstände im internationalen Finanzsystem
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Die Finanzierung des Öffent-
lichen Personennahverkehrs 
(ÖPNV) wird angesichts einer 
schrumpfenden Bevölkerung 
und Schuldenbremsen in den 
Haushalten von Bund und Län-
dern immer schwieriger. Des-
halb sollten Politik und Ver-
kehrsunternehmen neue We-
ge gehen. So das Ergebnis der 
Veranstaltung „Neuordnung 
der Finanzierung des Öffent-
lichen Personennahverkehrs“ 
des FES-Arbeitskreises Innova-
tive Verkehrspolitik am 25. Ok-
tober in Berlin.
Die Gesellschaft wird immer 
älter. In der Folge sind immer 
mehr Menschen nicht mehr in 
der Lage, selbst Auto zu fah-

ren, wollen aber nicht auf Mo-
bilität verzichten, betonte Sö-
ren Bartol, stellvertretender 
Sprecher der Arbeitsgruppe 
Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung der SPD-Bundestags-
fraktion. Die Städte erleben 
eine Renaissance, und gerade 
hier werden hohe Ansprüche 
an den ÖPNV gestellt. Über 
allem schweben die ehrgei-
zigen Klimaschutzziele, die oh-
ne einen gut ausgebauten öf-
fentlichen Verkehr nicht zu er-
reichen sind. 
Die Rahmenbedingungen für 
den ÖPNV sind nicht befrie-
digend. Jürgen Fenske, Vor-
standssprecher der Kölner Ver-
kehrsbetriebe, verwies darauf, 

dass die meisten Verkehrsun-
ternehmen ihren Kostende-
ckungsgrad in den vergan-
genen Jahren deutlich gestei-
gert hätten. Jetzt stießen die 
Unternehmen aber an Grenzen. 
Rainer Bretschneider, Staats-
sekretär im Ministerium für 
Infrastruktur in Brandenburg, 
konnte den Verkehrsunterneh-
men und Kommunen aber kein 
zusätzliches Geld versprechen. 
Völlig neue Finanzquellen zur 
Finanzierung des ÖPNV konnte 
der Arbeitskreis nicht nennen. 
Martin Haag, Leiter des Insti-
tuts für Mobilität und Verkehr 
der TU Kaiserslautern, schlug 
vor, Instrumente wie die City-
Maut zu forcieren.

TA g u N g  Z u r  F I N A N Z I E r u N g  D E S  Ö F F E N T L I c H E N  p E r S O N E N N A H V E r k E H r S

keine neuen Quellen entdeckt

Herausragende Beispiele für 
aktuelle politische Konflikte im 
Zusammenhang mit Öffentlich-
Privaten Partnerschaften (ÖPP) 
sind das Projekt „Stuttgart 21“, 
der Ausbau des Flughafens 
Schönefeld in Berlin sowie der 
Neubau der Elbphilharmonie 
in Hamburg. Durch die Einbe-
ziehung privatwirtschaftlicher 
Investoren bei der Realisierung 
solcher Projekte werden inhalt-
liche Kontroversen verschärft. 
Dies lässt sich darauf zurück-
führen, dass beteiligungsori-
entierte Planungsprozesse die 
kurzfristigen Kosten derartiger 
Projekte erhöhen. Öffentliche 
und private Partner verfolgen 
im Regelfall grundlegend ande-

re Interessen, die nur in Aus-
nahmefällen im Rahmen eines 
gemeinsamen Projekts ver-
wirklicht werden können. Nach 
bisher vorliegenden Erfah-
rungen kann ÖPP dann sinn-
voll sein, wenn es sich um ver-
gleichsweise kleine und wenig 
komplexe Projekte handelt. Der 
Betrieb kommunaler Parkhäu-
ser und Technologieparks sind 
derartige Beispiele. 
Gegenüber ÖPP hat sich der-
zeit in der politischen Land-
schaft der Bundesrepublik 
auf den Ebenen von Bund, 
Ländern und Kommunen so-
wie bei Personalräten und Ge-
werkschaften der öffentlichen 
Beschäftigten eine ambiva-

lente bis ablehnende Haltung 
etabliert. Erwartet wird eine 
grundsätzliche Politikberatung 
hinsichtlich des Einsatzes des 
Instrumentes ÖPP im Sinne der 
Weiterentwicklung der öffent-
lichen Dienstleistungen. Aus-
gehend von diesen Defiziten 
im politischen Diskurs veran-
staltete die FES im Jahr 2010 
das Projekt „Öffentlich Private 
Partnerschaften (ÖPP) in der 
Bundesrepublik Deutschland: 
Zwischen Anfangserfolgen, zu-
nehmender Kritik und Rekom-
munalisierung.“ 

E I N  k O N Z E p T  F ü r  D I E  Z u k ü N F T I g E  g E S TA LT u N g  Ö F F E N T L I c H E r  A u F g A B E N ?

Öffentlich-private partnerschaften

www.fes.de/wiso/sets/s_wirt_1.htm

M E H r  Z u M  T H E M A
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podiumsdiskussionen der 
FES zur Energiepolitik Effizient, dezentral 

und erneuerbar 
D E r  k A M p F  g E g E N  D E N  k L I M A WA N D E L  I S T  I N  V O L L E M  g A N g E .  Europaweit 

gilt das Ziel, den cO�-Ausstoß bis zum Jahr �050 um bis zu 95 prozent zu verringern. Die 
Emission von Treibhausgasen soll in Deutschland in den nächsten zehn Jahren um 40 pro-
zent sinken. 

Auf der Veranstaltung Ende Ok-
tober in Berlin drängt Hubert 
Weiger, Vorsitzender des BUND, 
auf Eile. Er will einen sofor-
tigen und kompletten Umbau 
der Stromversorgung. Denn je-
des Jahr in dem nicht verhan-
delt werde, sei ein bitteres Jahr 
für den Klimawandel. Unzähli-
ge Untersuchungen hätten ge-
zeigt, dass die modernen Tech-
nologien in der Lage seien, 50 
bis 70 Prozent Strom zu sparen. 
Deshalb fordert Weiger die Po-
litik auf, der Industrie konkrete 
Vorgaben zu machen, etwa für 
den Verbrauch von Haushalts-
geräten. 
Die Energiebranche zeigt sich 
weniger optimistisch. E.ON En-
ergie-Chef Ingo Luge erwartet 
trotz moderner Technologien 
wie Photovoltaik und Wind-
energie einen Zuwachs des 
Stromverbrauchs in Deutsch-

land. Al-
lerdings 
erreichten 
beispiels-
weise das 
neue Gas-
kraftwerk 
Irsching bei 
Ingolstadt 
oder das 
neue Koh-
lekraftwerk 
in Datteln 

weltweit beste Effizienzwerte. 
Seiner Ansicht nach werden 
auch im Jahr 2050 noch Gas- 
und Kohlekraftwerke am Netz 
sein. Denn das Hauptproblem 
der erneuerbaren Energien sei 
deren schwankende Verläss-
lichkeit: „Wenn kein Wind bläst, 
stehen die Windräder still.“ 
Kurt Mühlhäuser, Chef der 
Stadtwerke München, hingegen 
vertraut ganz auf den techno-
logischen Fortschritt. Hoch-
leistungsfernleitungen könnten 
sauberen Strom aus windrei-
chen Regionen in Landstriche 
bringen, wo Flaute herrscht. 
Im Jahr 2040 wird Windener-
gie deutlich günstiger sein als 
fossile Brennstoffe. Und mit Si-
cherheit auch als neue Kern-
kraftwerke, zeigte sich Mühl-
häuser überzeugt. 
Der stellvertretende Vorsitzen-
de der SPD-Bundestagsfrakti-

on, Ulrich Kelber, hat eine an-
dere Vision, um Deutschland 
künftig stabil mit Strom versor-
gen zu können. Ihm schwebt 
ein komplett neues dezentrales 
Versorgungs- und Erzeugernetz 
vor, mit vielen kleinen Anlagen 
überall im Land. Der ausgebil-
dete Informatiker glaubt daran, 
„dass wir auf ein Internet der 
Energie zumarschieren mit Mil-
lionen von Erzeugern. Dies sei 
auch der Schlüssel zur Stabili-
tät der Stromzufuhr, denn nie 
werde überall gleichzeitig Flau-
te herrschen. Die Zukunft der 
Energieversorgung wird effizi-
ent, dezentral und erneuerbar 
sein, erklärte Kelber. 
Aber nicht alles, was neu ist, 
findet auch Zustimmung in der 
Bevölkerung, da ist sich das Po-
dium einig. Neue Großleitungen 
sind umstritten. Bürgerinitia-
tiven wehren sich gegen Pläne 
Treibhausgas zu binden und 
im Erdboden einzulagern. To-
mas Nieber von der Gewerk-
schaft IG BCE forderte deshalb 
die Menschen auf, den klima-
schonenden Technologien eine 
Chance zu geben. So zog auch 
der Moderator und frühere 
Bundesminister Hans Eichel 
eine sorgenvolle Bilanz: „Wir 
könnten es fertig bringen, am 
Ende alles zu blockieren.“  
Auch bei einer Konferenz mit 
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Experten und Fachpolitikern 
aus Brüssel, Deutschland und 
Österreich am 4. Oktober in 
Berlin wurde schnell klar: Um 
das in Deutschland auch ge-
setzlich verankerte EU-Kli-
maziel zu erreichen, muss bis 
2050 die gesamte Energie-
versorgung in den Bereichen 
Strom, Wärme/Kälte und Mo-
bilität ohne CO2-Emissionen 
auskommen. Da einige Indus-

triebereiche und die Landwirt-
schaft weiterhin emittieren 
werden, müssen die Einspa-
rungen komplett dort stattfin-
den, wo sie nachweisbar mög-
lich sind. 
Erneuerbare Energien sind der 
Weg zu mehr Energieunab-
hängigkeit und langfristig auch 
zu kostengünstigerer Energie-
versorgung. Die von der Bun-
desregierung beschlossenen 

Laufzeitverlängerungen für 
Atomkraftwerke laufen diesem 
Ziel entgegen, weil sie grünen 
Anlagen die Investitionssicher-
heit nehmen. Viele Stadtwerke 
befürchten, angesichts der mit 
„Atomstrom verstopften Netze“ 
ihren Ökostrom nicht mehr ein-
speisen zu können – ein Phä-
nomen, das sich schon jetzt an 
windstarken Tagen bemerkbar 
macht. 

Nachhaltige Entwicklung ver-
bindet wirtschaftlichen Fort-
schritt mit sozialer Gerech-
tigkeit und dem Schutz der 
Umwelt. Damit zukünftige Ge-
nerationen dieselben Chancen 
auf ein erfülltes Leben haben 
wie die heutigen, ist Bildung 
ein Schlüsselinstrument, um 
Veränderungen im dazu erfor-
derlichen Wissen, in den Wer-
ten, den Verhaltensweisen und 
den Lebensstilen zu bewirken. 
Mit der UN-Dekade „Bildung 
für nachhaltige Entwicklung“ 
(2005-2014) haben sich die 
Staaten der UN verpflichtet, 
dieses Bildungskonzept zu stär-
ken. Auf einem Symposium des 
Fritz-Erler-Forums in Breisach 
diskutierten Experten Ende Ok-
tober, wie das Ziel der Maxi-
mierung des marktwirtschaft-

lichen Wachstums umgelenkt 
werden kann, auf die Verbesse-
rung des nachhaltigen mensch-
lichen Wohlergehens. 
Prof. Dr. Gerhard de Haan, Vor-
sitzender des Nachhaltigkeits-
komitees der UN Dekade ’Bil-
dung für nachhaltige Entwick-
lung’ verwies auf Studien, die 
belegen, dass der jungen Gene-
ration die politische Mitgestal-
tung generell wichtig ist, dass 
es ihr aber an den richtigen 
Rahmenbedingungen fehle, um 
sich zu engagieren. 
„Global und lokal gehören un-
trennbar zusammen“, konsta-
tierte Klaus Milke, Vorstands-
vorsitzender von Germanwatch 
e.V. Er beschrieb die Baustellen 
für nachhaltige Entwicklung: 
die Wirtschafts- und Finanzkri-
se, die Energiekrise, die Welter-

nährungskrise und die Klima-
krise. Jeder Einzelne habe die 
Möglichkeit etwas zu bewegen, 
sei es durch Einmischung in die 
Politik oder über den Konsum. 
„In Deutschland wird das The-
ma Nachhaltigkeit bereits gut 
aufgegriffen und praktiziert,“ 
so Thomas Giesinger, Referent 
beim Bund für Umwelt und Na-
turschutz Deutschland (BUND) 
in Baden-Württemberg, der 
ein positives Bild der Bewusst-
seinslage zeichnete. Auch die 
momentan verstärkte Debatte 
über Formen der direkten De-
mokratie sei ein wichtiger Im-
puls in Richtung nachhaltiger 
Entwicklung. Dem entgegnete 
Prof. Ulrich Eith, Direktor des 
Studienhauses Wiesneck, dass 
„es lediglich einen Kern von 
10-20% politisch aktiver Bür-
ger in Deutschland gibt.“ Es 
existiere zwar ein Interesse für 
politische Nachhaltigkeit in der 
gebildeten Schicht, der ‚Rest’ 
würde aber immer mehr abge-
hängt. Aus diesem Grund müss-
te der Zugang zu gleichen Bil-
dungschancen sehr viel stärker 
als bisher unterstützt werden. 

S y M p O S I u M  D E S  F r I T Z - E r L E r - F O r u M S

Bildung für nachhaltige Entwicklung 

+ + +  F E S  + + +  k u r Z  g E F A S S T  + + +  F E S  + + +  k u r Z 

+ + +  Die Rekommunalisierung der Energieversorgung – u.a. der Erwerb 
von Netzen der Energieunternehmen durch Kommunen oder die Gründung 
von Stadtwerken – ist von großer kommunal- und energiepolitischer Aktua-
lität. Viele Städte prüfen, die Energieversorgung in die eigene Hand zu neh-
men. Bei einem Expertendialog zu diesem Thema brachten Marc Knülle, 
SPD-Fraktionsvorsitzender im Rat von Sankt Augustin, Marco Westphal, 
Geschäftsführer der Stadtwerke Bonn, und Oliver Wagner, Projektleiter der 
Forschungsgruppe „Energie-, Verkehrs- und Klimapolitik“ im Wuppertal 
Institut für Klima, Umwelt, Energie GmbH, in der Kurt-Schumacher-Akade-
mie in Bad Münstereifel ihre Erfahrungen ein.  + + +



1�
DEuTScHLAND

I N F OFES 3 / � 0 1 0

Im Juni 2010 wurde der dritte 
nationale Bildungsbericht ver-
öffentlicht. Einzelne Befunde 
prognostizieren, dass die Zahl 
der Schülerinnen und Schüler 
bis 2025 um knapp 19% sin-
ken wird. Fast jedes dritte Kind 
wächst in sozialen, finanziellen 
und/oder kulturellen Risikola-
gen auf. Weiterhin ist ein aku-
ter Mangel an Kitaplätzen ab-
sehbar. 
Die zentralen Aussagen des 
Bildungsberichts, der am 6. 
September in einer Konferenz 

der Friedrich-
Ebert-Stiftung 
diskutiert wurde, 
legen einen um-
fassenden Umbau 
des Bildungssys-
tems nahe. Prof. 
Dr. Martin Baeth-
ge, Mitglied der 
Autorengruppe 
Bildungsbericht-
erstattung, be-

nennt klare arbeitsmarkt- und 
bildungspolitische Handlungs-
felder. Die Erfahrung mit den 
letzten beiden Bildungsberich-
ten 2006 und 2008 zeige aber, 
dass die Ergebnisse bislang we-
nig systematisch in politische 
Handlungen umgesetzt werden. 
Die Voraussetzungen wurden 
bei der Konferenz deutlich be-
nannt: Die Berichte sollten im 
Bundestag und in den Länder-
parlamenten diskutiert werden. 
Die Vorsitzende des Aus-
schusses für Bildung, For-

schung und Technikfolgen-
abschätzung, Ulla Burchardt, 
forderte: „Im Rahmen der nati-
onalen Berichterstattung sollten 
ganz konkrete Ziele vereinbart, 
Meilensteine und Erfüllungs-
zeitpunkte bestimmt werden.“ 
Momentan werden Wissen-
schaftler/innen mit umfas-
senden Auswertungen beauf-
tragt, die einen sehr guten 
Überblick geben – aber keine 
Empfehlungen formulieren. 
Auch hier zeigt sich: Es gibt in 
der Bildungspolitik kaum ver-
bindliche nationale Absprachen 
und keine verbindlichen föde-
ralen Perspektiven. Kitaplätze 
werden ausgebaut, doch regi-
onal in sehr unterschiedlichem 
Umfang. Der Sprachstand von 
Kindern wird überprüft, doch 
mit insgesamt 17 verschiedenen 
Verfahren landesweit. Der na-
tionale Bildungsbericht könnte 
die nötige Grundlage für poli-
tische Entscheidungen sein. 

k O N F E r E N Z  D E S  N E T Z W E r k  B I L D u N g

Vom Bildungsbericht zur Bildungssteuerung

„Die Bologna-Reform ist ein 
Paradebeispiel dafür, wie man 
Reformen nicht macht.“ Die-
se eindeutige Kritik des Je-
naer Uni-Rektors Prof. Klaus 
Dicke steht für die Brisanz 
eines Themas, dem sich eine 
Konferenz des FES-Landesbü-
ros Thüringen widmete. Um 
über die Chancen, Erfolge und 
Misserfolge Thüringer Hoch-
schulpolitik elf Jahre nach der 
Unterzeichnung der Bologna-

Erklärung zur Schaffung eines 
einheitlichen europäischen 
Hochschulraumes zu diskutie-
ren, versammelten sich im No-
vember Politiker, Wissenschaft-
ler und Studierende in Jena. 
Der Kritik am Bologna-Pro-
zess, überwiegend von den 
Studierenden und Hochschul-
mitarbeitern geäußert, wur-
den allerdings auch Erfolge der 
Bologna-Reform gegenüber-
gestellt. Dr. Peter Zervakis von 

der Hochschulrektorenkonfe-
renz machte deutlich, dass et-
wa die Studiendauer signifi-
kant verkürzt werden konnte, 
die Zufriedenheitswerte der 
Studierenden gestiegen seien 
und auch die Auslandmobilität 
sich deutlich verbessert habe. 
Nun komme es darauf an, die 
Universitäten zur Umsetzung 
dieser Reform hinreichend 
auszustatten, betonte die ehe-
malige sächsische Wissen-

k O N F E r E N Z  D E S  L A N D E S B ü r O S  T H ü r I N g E N

Hochschulen in der Verantwortung
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schaftsministerin Dr. Eva Maria 
Stange. Frauke Heesing vom 
JUSO-Landesvorstand ern-
tete für den Vorschlag eines 
Vier-Jahres-Bachelor von al-
len Seiten breite Zustimmung. 

Allerdings stellte Dr. Zervakis 
klar, dass die Verantwortlich-
keit hierfür vor allem bei den 
Hochschulen selbst liege. Denn 
auch das sei ein Erfolg der Bo-
logna-Reform: Die größere Au-

tonomie der Hochschulen. Es 
komme nun darauf an, diese 
im Sinne der Studierenden zu 
nutzen.

Seit den Hochschulprotesten 
des Jahres 2009 hat sich an 
den Hochschulen einiges be-
wegt. Anwesenheitspflichten 
wurden gelockert, die Prü-
fungsdichte wurde verringert 
und es wird mehr Beratung 
angeboten. Prof. Dr. Sabine 
Kunst, Präsidentin des DAAD 
und der Uni Potsdam, machte 
bei der Konferenz „Hochschul-
proteste 2009 – Wo stehen wir 
heute?“ deutlich, dass die Mo-
bilität im Vergleich zu den al-

ten Studiengängen rückläufig 
ist. Das gilt für die Aufnahme 
von Auslandssemestern, jedoch 
auch zunehmend bei Wech-
seln innerhalb Deutschlands. 
Als weiterer Engpass stellt sich 
der Übergang zum Master dar. 
Lange nicht für jede/n steht ein 
Master-Platz zur Verfügung, 
die Kapazitäten sind teils sehr 
gering und die Zugangsbedin-
gungen regional höchst unter-
schiedlich. Im Gespräch mit 
Swen Schulz und Dr. Ernst-Die-

ter Rossmann, den bildungspo-
litischen Sprechern der SPD-
Fraktion, forderten Studie-
rende des AK Bildung der FES 
einen Rechtsanspruch auf ei-
nen Master-Studienplatz für al-
le Bachelor-Absolvent/innen. 

k O N F E r E N Z  „ H O c H S c H u L p r O T E S T E  � 0 0 9 “

Eingeschränkt beweglich

Das Thesenpapier der Studie-
renden sowie die Livestream-
Aufzeichnung der gesamten 
Veranstaltung: 
www.fes.de/bildungspolitik.

M E H r  Z u M  T H E M A

Wie können die klügsten Köpfe für ein Studium 
gewonnen werden? Wie gerecht kann es bei der 
Vergabe von Stipendien zugehen? Die Friedrich-
Ebert-Stiftung hatte ihre Vertrauensdozent/innen 
eingeladen, Ideen zu entwickeln, wie sich der Leis-
tungsgedanke mit sozialer Balance verbinden 
lässt. 
Auch ein Begabtenförderungswerk wie die FES 
kann gesellschaftliche und ökonomische Defizite 
nicht ausgleichen. Deshalb geht es darum, junge 
Menschen aus Familien, für die Studieren bisher 
nicht selbstverständlich war, für ein Studium zu 
gewinnen. Welche Wege man konkret beschreiten 
kann, um verborgene Potenziale zu fördern, zeigen 
die über 30 Beiträge der Vertrauensdozent/innen in 
der Publikation „Bildungsgerechtigkeit in der 
Begabtenförderung – Ein Widerspruch in sich?“ Die 
Beiträge berichten aus der Praxis – von den Ver-
säumnissen in der frühkindlichen Förderung bis zur 

Realität des Hochschulstudiums. Auch der Prozess 
der Stipendienvergabe kann Unsicherheiten und 
Vorbehalte auslösen: „Bin ich gemeint und habe ich 
überhaupt eine Chance?“ Der Aufwand für eine 
Bewerbung wird von vielen als immens, die Erfolg-
schancen als gering eingeschätzt.
Als wichtig wird ein zielgruppenorientiertes Aus-
wahlverfahren beschrieben, das die unterschied-
lichen Ausgangsvoraussetzungen der jeweiligen 
sozialen Gruppe berücksichtigt. Die FES hat mit 
dem ‚Stipendium auf Probe’ gute Erfahrungen 
gemacht. Hier werden Studierende aus nicht-aka-
demischem Familien und/oder mit Migrationshin-
tergrund besonders berücksichtigt. Was noch alles 
möglich ist, um sozial bedingte Bildungsbarrieren 
abzubauen, lässt sich in der ersten Publikation aus 
der ‚Reihe Hochschulpolitik’ nachlesen.

www.fes.de/bildungspolitik

B I L D u N g S g E r E c H T I g k E I T  I N  D E r  B E g A B T E N F Ö r D E r u N g

Ein Widerspruch in sich?

http://www.fes.de/bildungspolitik
http://www.fes.de/bildungspolitik
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+ + +  F E S  + + +  k u r Z  g E F A S S T  + + +  F E S  + + +  k u r Z 

+ + +  Dem Ehrenvorsitzenden des Auswahlaus-
schusses der Studienförderung der Friedrich-Ebert-
Stiftung, Professor Helmut Berding, wurde am 
1. Dezember in Berlin anlässlich seines 80. Geburts-
tags eine kleine Festschrift überreicht. Die FES-Vor-
sitzende Anke Fuchs würdigte in einer Feierstunde 
das wissenschaftliche und pädagogische Engage-
ment Helmut Berdings, insbesondere seinen jahr-
zehntelangen Einsatz für die Förderung des aka-
demischen Nachwuchses. Die Festschrift ist im 
Verlag J.H.W. Dietz Nachf. GmbH (Bonn) erschienen 
und wurde von Reineke Schmoll-Eisenwerth (Abt. 
Studienförderung der FES) herausgegeben. + + +

+ + +  Nach ihrer Meinung zum Modell des länge-
ren gemeinsamen Lernens wurden rund 1000 
Thüringerinnen und Thüringer im Auftrag der FES 
vom Meinungsforschungsinstitut Aproxima befragt. 
86 Prozent sprachen sich dafür aus, dass Schüle-
rinnen und Schüler länger gemeinsam zur Schule 
gehen sollten. Nur 14 Prozent hielten ein geglie-
dertes Schulsystem für die bessere Wahl. Die Umfra-

ge leistet einen Beitrag zur aktuellen Debatte um die 
Einführung einer Thüringer Gemeinschaftsschule, 
die mit dem neuen Schulgesetz auf den Weg 
gebracht wurde. Vollständige Studie unter:
www.fes.de/thueringen. + + +

+ + +  Bildung ist die Zukunft, Bildung ist der Schlüs-
sel zu gesellschaftlicher Integration und wirtschaft-
lichem Erfolg. Trotz dieser weit verbreiteten 
Erkenntnis sind die bildungspolitischen Baustellen 
groß. Über die Herausforderungen, vor denen Uni-
versitäten und Politik angesichts der zunehmenden 
Ökonomisierung der Hochschullandschaft stehen, 
diskutierten in einem Fachgespräch des Bayern-
Forums Prof. Dr. Julian Nida-Rümelin, LMU Mün-
chen, Prof. Dr. Hans Lilie, Vizepräsident der Deut-
schen Studentenwerke sowie Prof. Dr. Daniela 
Wawra, Vizepräsidentin des Deutschen Hochschul-
verbands, mit der Generalsekretärin der Bayern-
SPD, Natascha Kohnen, und der hochschulpoli-
tischen Sprecherin der SPD-Landtagsfraktion, Isa-
bell Zacharias. + + +

Im März 2009 hat Deutsch-
land die UN-Konvention über 

die Rechte von 
Menschen mit 
Behinderungen 
ratifiziert. Da-
mit geht die 
Verpflichtung 
einher, ein in-
klusives Bil-
dungssystem 
zu gestalten: 
Alle Kinder sol-
len unter Be-
rücksichtigung 
ihrer jewei-
ligen Bedürf-
nisse gemein-
sam in einer 
Schule unter-

richtet werden können. Mit der 
Publikation „Inklusive Bildung 
– Die UN-Konvention und ih-
re Folgen“ gibt das Netzwerk 
Bildung der FES praktische 
Beispiele, was möglich ist, um 
an den Schulen gemeinsames 
Lernen zu ermöglichen. Im 
deutschen Schulsystem ist al-
lerdings die Aussonderung von 
Kindern mit sonderpädago-
gischem Förderbedarf bisher 
die Regel. Ganz anders ist die 
Situation in den europäischen 
Nachbarländern. 2006 be-
suchten lediglich 15% der eu-
ropäischen Schüler/innen mit 
besonderem Förderbedarf eine 
spezielle Förderschule, 85% 
wurden inklusiv unterrichtet. 

In Deutschland sind die Zahlen 
genau umgekehrt. 
Neben den gesetzlichen Grund-
lagen und dem europäischen 
Vergleich erklärt die Camilla 
Dawletschin-Linder die Vor-
teile inklusiver Bildung aus El-
ternsicht. Ulf Preuss-Lausitz 
und Andreas Hinz benennen 
die konkreten Bedingungen an 
den Schulen zur Umsetzung 
gemeinsamer Erziehung von 
Kindern mit und ohne Behin-
derung und gehen dabei auch 
auf die besondere Rolle der 
Lehrkräfte ein.

p u B L I k AT I O N  „ I N k L u S I V E  B I L D u N g “

uN-konvention und ihre Folgen

http://www.fes.de/cgi-bin/gbv.
cgi?id=07621&ty=pdf

D I E  p u B L I k AT I O N

Inklusive
Bildung

Die UN-Konvention 
und ihre Folgen

Hrsg. Rolf Wernstedt, 
Marei John-Ohnesorg
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Die neuen Strukturen und Be-
dürfnisse von Familien waren 
Gegenstand einer Gesprächs-
reihe des Leipziger FES Büros: 
„Familienbilder-Lebensbilder-
Leitbilder.“
Die aktuellen Haushaltskon-
solidierungen könnten gerade 
Familien besonders hart tref-

fen, befürchtet der sächsische 
SPD-Vorsitzende Martin Dulig. 
Der sechsfache Vater betonte, 
dass Familie auch bedeute, ge-
nerationenübergreifend Ver-
antwortung zu übernehmen. 
Der Sozialwissenschaftler Dr. 
Steffen Kröhnert vom Berlin-
Institut für Bevölkerung und 

Entwicklung beschrieb das 
Aufbrechen der traditionellen 
Familie. Die Ehe verliere an 
Bedeutung und sei für einige 
nur noch interessant, um Steu-
ern zu sparen. Außerdem kip-
pe die Bevölkerungspyramide 
durch den demographischen 
Wandel und stelle somit auch 
das Familienbild auf den Kopf. 
Seit Jahren stagnierten die Ge-
burtenraten in ganz Deutsch-
land auf einem niedrigen Ni-
veau und trotzdem fehlten in 
vielen Kommunen immer noch 
Betreuungsangebote für die 
wenigen Kinder. Gerade sol-
che Angebote würden aber die 
Attraktivität der Familie und 
den Kinderwunsch steigern, so 
Kröhnert. 

g E S p r ä c H S r E I H E  ü B E r  FA M I L I E N B I L D E r  I M  u M B r u c H 

Vater, Mutter, Fragezeichen

Mit den sozialen und institutio-
nellen Bedingungen des  
Spracherwerbs von Menschen 
mit Migrationshintergrund be-
schäftigte sich eine Fachkonfe-
renz des FES-Gesprächskreis 
Migration Integration und der 
Arbeiterwohlfahrt am 29. No-
vember 2010 in Berlin.
Präsentiert wurde ein wissen-
schaftlich begründetes und 
bereits praktisch erprobtes 
Konzept einer „durchgängigen 
Sprachbildung“ für Einwan-
derer und ihre Kinder. Dieses 
Konzept bedeute zum einen, 
dass von der Familie über 
Kindergarten, Schule, bis hin 
zu Aus- und Weiterbildung 

Sprachlernprozesse gestaltet 
werden müssen. Zum anderen 
müsse Sprachlernen eine Auf-
gabe aller pädagogischen Akti-
vitäten sein und dürfe sich nicht 
auf speziellen Förderunterricht 
in Deutsch beschränken. 
Aydan Özoguz, Integrations-
beauftragte der SPD-Bun-
destagsfraktion, forderte, die 
zwei- oder mehrsprachige 
Kompetenz der Kinder zu be-
rücksichtigen. Als besonders 
problematisch beschrieb Bri-
gitte Döcker, Vorstandsmitglied 
der Arbeiterwohlfahrt, dass die 
unterschiedlichen Niveaus der 
Sprachbeherrschung inzwi-
schen genutzt würden, um Auf-

enthaltstitel zu gewähren bzw. 
vorzuenthalten. Einig waren 
sich die Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer der Konferenz, dass 
die Qualifizierung von Lehrern, 
Erzieherinnen und Ausbildern 
intensiviert werden müsse, um 
ihre Kenntnisse über die Bedin-
gungen des Sprachlernens zu 
verbessern. Denn Deutschland 
müsse sich der sprachlichen 
Vielfalt seiner Bevölkerung be-
wusst werden und sie als wich-
tige Ressource in einer globa-
lisierten Welt erkennen und 
fördern.

k O N F E r E N Z  ü B E r  B E D I N g u N g E N  D E S  S p r A c H L E r N E N S

Sprache ist der Schlüssel zur Integration

+ + +  F E S  + + +  k u r Z  g E F A S S T  + + +  F E S  + + +  k u r Z 

+ + +  25 Realschüler/innen, eine Lehrerin, drei Teamer, ein Auftrag des 
Oberbürgermeisters und eine Woche Zeit sind die Zutaten für eine gelun-
gene Jugendplanungszelle. Im Oktober trafen sich Bonner Jugendliche auf 
Einladung des Forums Jugend und Politik, um eine Empfehlung zu erarbei-
ten, wie Jugendbeteiligung in ihrem Stadtteil Tannenbusch verbessert wer-
den könnte. Die Neuntklässler/innen entwickelten außerdem Vorschläge 
wie das sozial benachteiligte Tannenbusch verändert werden könnte. Im 
Gespräch mit den jugendpolitischen Sprecher/innen der Stadtratsfraktionen 
präsentierten die Jugendlichen ihre „Utopie Tannenbusch 2015“ mit Sport-
anlagen, Schulbussen und sicheren, sauberen Straßen.  + + +

www.fes.de/wiso/sets/s_migr_publ.htm 

D I E  B E I T r ä g E  Z u r  k O N F E r E N Z
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Der 15. Mainzer 
MedienDisput Lassen sich Journalisten 

instrumentalisieren?
A u F k L ä r u N g  WA r  D A S  S c H L ü S S E LW O r T  D E r  D I S k u S S I O N E N  auf dem von 

500 Journalisten besuchten 15. MainzerMedienDisput, der sich den Titel „Örtliche Betäu-
bung und bestellte Wahrheiten – wenn Öffentlichkeit amputiert wird!“ gegeben hatte. 
Ohne Aufklärung gibt es keinen Qualitätsjournalismus; und ohne den leidenschaftlichen 
Wunsch zur Wahrheit gibt es keine recherche und kein Hintergrundwissen.

Haben die Medien selbst beim 
Publikum eine gefährliche Po-
litikverachtung ausgelöst, so 
dass alle nur noch unterhalten 
werden wollen? So lautete die 
Kernfrage an Peter Limbourg 

(Senior Vice President Nach-
richten ProSiebenSat1 Me-
dia AG) und Dr. Fritz Pleitgen 
(ehem. Intendant des WDR). 
Für Pleitgen ist es ein Fehler, 
„Kernelemente“ wie Reporta-
gen und politische Magazine 
aus dem Hauptprogramm zu 
verbannen. Es sei nicht akzep-
tabel, wenn Reportagen und 
Dokumentationen in die Nacht 
rutschten. „Talkshows können 
keine Hintergrundberichte er-
setzen.“ Limbourg betonte die 
Wahlfreiheit jedes Zuschauers, 
sich das anzuschauen, was ihn 
interessiert; und das Bedienen 
von Zuschauerinteressen sei 

die Aufgabe von Sendeanstal-
ten.
In der Diskussion zur Lage des 
Lokaljournalismus wurden die 
verbreiteten Billiglöhne und Re-
daktionsschließungen beklagt, 
durch die dem Lokaljournalis-
mus der Boden entzogen wür-
de. Diese Entwicklungen beein-
flussten die politische Willens-
bildung von Bürgerinnen und 
Bürgern – es entstünde eine 
„örtliche Betäubung“, die der 
zunehmenden Politikverdros-
senheit entgegen komme.
Selbstkritisch stellten sich die 
Forumsteilnehmer unange-
nehme Fragen: Wo haben die 
Medien mehr versagt - Im Fall 
des Thilo Sarrazin, der mit sei-
nen Thesen in nahezu alle Talk-
Shows eingeladen wurde – oder 
vorher durch die Verhinderung 
einer offenen Diskussion über 
Integrationsdefizite in Deutsch-
land? War die Berichterstat-
tung über die Missbrauchsfälle 
in kirchlichen Einrichtungen 

und in der Odenwaldschule 
dem Wunsch der Leser nach 
Skandal und Abscheulichkeit 
geschuldet? Wenn nicht, war-
um hört man dann jetzt nichts 
mehr von diesem Thema? Ha-
ben sich Journalisten instru-
mentalisieren lassen? Paulus 
Terwitte (Kapuziner, TV-Pater), 
Jens Tillman (Journalist, ehem. 
Odenwaldschüler), Johannes 
von Dohnanyi (Vorstandsspre-
cher Odenwaldschule, Jour-
nalist) und Matthias Dobrinski 
von der Süddeutschen Zeitung 
wollten in ihrer Debatte nicht 
ausschließen, dass die Medien 
an einer Skandalberichterstat-
tung mit grob geschnitzter Kon-
fliktdarstellung interessiert sein 
könnten. 
Neben der Staatskanzlei und 
der Landesmedienanstalt 
Rheinland-Pfalz ist die FES för-
dernde Mitveranstalterin des 
MainzerMedienForums. 

+ + +  F E S  + + +  k u r Z  g E F A S S T  + + +  F E S  + + +  k u r Z 

+ + +  Das Beste aus Banklehre und VWL-Studium bot das Seminar 
„Börsenchinesisch verstehen: Das ABC des Finanzjournalismus“, das 
die FES-JournalistenAkademie im Oktober in Bonn für journalistische 
Profis durchführte. Wie entstehen Krisen? Wie verlaufen sie? Warum 
schaffen einige Länder die Wende und andere nicht? Der WDR-Wirt-
schaftsjournalist Ulrich Ückerseifer gab einen Einblick in die Netz-
werke der Finanzwelt – und seine Beispiele von gelungenen und miss-
lungenen Radio- und Fernsehbeiträgen führten neben der Einsicht ins 
Thema auch zu viel Gelächter.  + + +

Der ehemalige WDR-
Intendant Fritz Pleitgen 
machte sich für mehr 
Hintergrundberichter-
stattung stark.
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„Ich bin gespannt, ob die Pro-
mi-Journalisten uns überhaupt 
ernst nehmen!“, meint Kerstin. 
Sie ist Teilnehmerin des Work-
shops „Interview und Recher-
che“, der von der FES-Journa-
listenAkademie parallel zum 
MainzerMedienDisput im SWR 
und im ZDF durchgeführt wird. 
Los geht’s mit einem Workshop 
zu den Themen Interview und 
Recherche. So startet Volker 
Engels, Journalist und Kom-
munikationstrainer mit den 
Grundlagen eines erfolgreichen 
Interviews: gute Sachkenntnis, 
gezielte Fragen, offensive Kör-
persprache, verdeckte Körper-
signale des Interviewpartners 
lesen, Gesprächsdramaturgie 

initiieren und vieles mehr. In-
golf Gritschneder erläutert am 
Beispiel seines WDR-Films: 
„Karstadt – der große Schluss-
verkauf“ (Deutscher Wirt-
schaftsfilmpreis 2010) die Vor-
gehensweise bei einer investi-
gativen Recherche. Wie gelangt 
man an Dokumente, wie er-
fährt man Zusammenhänge 
über die keiner reden will, wer 
sind Verbündete? Staunende 
Blicke: investigativer Journa-
lismus ist keine Zauberei, das 
kann man alles lernen! 
Zum Praxistest suchen sich die 
Workshop-Teilnehmer ihre In-
terview-Partner. Kerstin inter-
viewt Peter Limbourg und ist 
stolz: „Er hat auf alle meine 

Fragen zum Qualitätsjournalis-
mus bei den Privaten Sendean-
stalten ernsthaft geantwortet 
und sich richtig Zeit genom-
men!“ 

J u N g - J O u r N A L I S T E N W O r k S H O p  B E I M  M A I N Z E r M E D I E N D I S p u T 

Alles keine Zauberei 

Der journalistische 
Nachwuchs traf auch 
mit der FES-Vorsitzen-
den Anke Fuchs und 
dem Ministerpräsi-
denten von Rheinland-
Pfalz, Kurt Beck zusam-
men.

Daten, die ins Netz gestellt wer-
den, sind nicht mehr zu entfer-
nen, sie werden kommuniziert 
und weiter gegeben, von Freun-
den zu anderen Freunden, von 
Unternehmen zu anderen Unter-
nehmen. Die „wunderbaren 
Netzwerke“ machten es notwen-

dig, dass jeder Einzelne lernte, 
wie man diese ohne Schaden nut-
zen kann, betonte Christina 
Brenck, Referentin Jugend- und 
Datenschutz der Lokalisten 
Media GmbH während einer Ver-
anstaltung des Landesbüros Hes-
sen der FES. Um zu entscheiden, 

welche Daten man preisgibt, 
schlug Dr. Gunnar Schwan, Pro-
jektleiter für Dienstleistungsun-
tersuchungen von der Stiftung 
Warentest, vor, sich das Internet 
wie eine Litfaßsäule vorzustellen 
und sich dabei immer zu fragen: 
Muss ich diese Informationen 
jetzt an alle weitergeben? 
Allerdings, so Christina Brenck, 
werde von einigen Arbeitgebern 
inzwischen sogar erwartet, dass 
man auffindbar sei. Man besäße 
dann eine „Social-Media-Komp-
tenz.“ Wenn man nicht auffind-
bar sei, habe man möglicherwei-
se etwas zu verbergen, so die 
Schlussfolgerung. 

V E r A N S TA LT u N g  D E S  F E S - L A N D E S B ü r O S  H E S S E N  Z u M  D AT E N S c H u T Z  I M  I N T E r N E T

Ich sehe was, was Du nicht siehst...

+ + +  F E S  + + +  k u r Z  g E F A S S T  + + +  F E S  + + +  k u r Z 

+ + +  Zur Einweihung neuer Büroräume des FES-Landesbüros Hes-
sen im Herzen von Wiesbaden, konnten der Wiesbadener SPD-Vorsit-
zende Arno Goßmann, IG-Metallbezirksleiter Hessen Armin Schild, die 
ehemalige Ministerin Heidi Wieczorek-Zeul, die Vorsitzende der Fried-
rich-Ebert-Stiftung, Anke Fuchs und der SPD-Landesvorsitzende 

Thorsten Schäfer-Gümbel 
von der Büroleiterin Nicole 
Nestler (2.v.r.) begrüßt 
werden.  + + +
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Neue Formen politischer  
Teilhabe entwickeln

Politikverdrossenheit, Vertrauensverlust der Wäh-
ler, sinkende Wahlbeteiligung und nachlassende 
Bereitschaft zum politischen Engagement – all dies 
sind Indikatoren dafür, dass sich die Demokratie in 
einer Krise befindet. Der Politikwissenschaftler Colin 
Crouch widmete sich gemeinsam mit Heiko Maas, 
dem Leiter der SPD-Zukunftswerkstatt „Demokratie 
und Freiheit“, auf einer Konferenz der Politischen 
Akademie in Berlin der Frage, ob Deutschland auf 
dem Weg in die „Postdemokratie“ sei. 
Nach Crouchs Definition der „Postdemokratie“ sind 
die Institutionen der parlamentarischen Demokratie 
formal gesehen vollkommen intakt, aber im Innern 
wird der demokratische Prozess stetig ausge-
höhlt. Der Einfluss privilegierter Eliten auf 
die Politik steigt, die Interessen großer Wirt-
schaftsunternehmen treten in den Vorder-

grund. Parteien transformieren sich in Apparate 
zum Stimmenfang. Mediale Inszenierung ist wich-
tiger als Inhalt, charismatische Persönlichkeiten 
ersetzen Programmatik. Die Bevölkerung fühlt sich 
zunehmend nicht mehr durch die Parteien reprä-
sentiert, sondern sieht die kleinen, zivilgesellschaft-
lichen Gruppen als ihre Interessenvertreter, so 
Crouch. 
Heiko Maas zeichnete ein helleres Bild vom Zustand 
der Demokratie in Deutschland. Wesentlich für die 
Parteien sei es, den gesellschaftlichen Verände-
rungsdruck zu erkennen, Lösungen anzubieten und 
insbesondere für Werte einzustehen.

Auf dem Weg in die postdemokratie? 

„Wie kann man Sachsen-Anhalt fit für die Zukunft 
machen?“ Diese Frage stand im Mittelpunkt der 
neun Bürgerforen, die das FES-Landesbüro Sach-
sen-Anhalt mit Jens Bullerjahn, dem stellvertre-
tenden Ministerpräsidenten und Finanzminister 
des Landes im Jahr 2010 durchgeführt hat. Ziel der 
Veranstaltungen war es nicht nur, seinem Ärger 
gegenüber der Politik Luft machen zu können, son-
dern auch Vorschläge zur Lösung der diskutierten 
Probleme zu machen. Das Themenspektrum reichte 
von dem sehr konkreten Wunsch nach schneller 

Beseitigung von Wahlplakaten bis zu Fragen der 
Chancengleichheit zwischen Ost und West oder dem 
Umbau des Bildungssystems in Sachsen-Anhalt. Die 
Ideen der Bürgerinnen und Bürger wurden von 
Finanzminister Jens Bullerjahn meist positiv aufge-
nommen und in fast jedem Fall zeigte er die vorhan-
denen Handlungsoptionen und politischen Spiel-
räume in Sachsen-Anhalt. Er scheute sich auch 
nicht deutlich zu machen, in welchen Fällen das 
Land keine Möglichkeiten zum Handeln hat. 

Luft machen, Verbesserungen vorschlagen

3 / � 0 1 0

Nicht erst seit Stuttgart 21 fühlen sich Bürge-
rinnen und Bürger von der Politik häufig 
nicht ernst genommen. Auf der anderen Seite 
beklagt die Politik eine mangelnde Bereit-
schaft der Menschen, die politischen Hand-
lungsspielräume wahrzunehmen. Doch dieses 
Engagement gibt es längst woanders: in zeitlich 
begrenzten Projekten, in lokalen Initiativen und in 
der virtuellen Welt mit ihren Blogs, Online-Portalen 
und Communities. „Mitreden! Aber wie?“ fragte des-
halb eine Fachtagung, die vom Forum Berlin der FES 
ausgerichtet wurde. So diskutierten Mitglieder des 
Bundestages wie Ute Kumpf und Swen Schulz, Mit-

glieder des Abgeordnetenhauses wie Ülker Radziwill 
und Raeh Saleh mit Vertretern aus Projekten und 
Verbänden, den Jusos, dem DGB, den „Weltbewe-
gern“ und den „Netzdemokraten“ darüber, wie neue 
Formen von Kommunikation und Beteiligung entwi-
ckelt werden können, um der Vielfalt von Engage-
ment gerecht werden zu können. 
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Anlässlich des zwanzigsten 
Jahrestags der Deutschen Wie-
dervereinigung begaben sich 
im Oktober 2010 vier Leip-
ziger Studenten, gleichzeitig 
Nachwuchsjournalisten beim 
Leipziger Uniradio Mephisto 
97.6, auf eine außergewöhn-
liche Reise, um das vereinte 
Deutschland genauer kennen-
zulernen. Eine Wanderung 
quer durch die Republik, auf 
dem Wanderweg der Deut-

schen Einheit. Zwei Teams 
(eines aus dem Osten, eines 
aus dem Westen Deutschlands) 
starteten in Görlitz sowie Aa-
chen, um die jeweils andere 
Seite Deutschlands kennenzu-
lernen. Nach rund 500 Kilo-
metern Fußmarsch trafen sie 
am 3. Oktober aufeinander, 
direkt an der ehemaligen in-
nerdeutschen Grenze. Bei ei-
ner Podiumsveranstaltung der 
FES in Leipzig stellten die Be-

teiligten ihr Projekt vor. Mit 
„Geschichten ohne Grenzen“ 
berichteten die vier „Einheits-
wanderer“ von ihren Reiseer-
fahrungen. Abschließend spra-
chen sich die vier jungen Leute 
dafür aus Teile der ehemaligen 
Grenzbefestigungen zu erhal-
ten, um nachfolgenden Genera-
tionen als Mahnmal zu dienen. 
Dies sei das beste Mittel, um an 
Flüchtlinge und Opfer der deut-
schen Teilung zu erinnern.

S T u D E N T E N  A u S  O S T  u N D  W E S T  A u F  D E u T S c H L A N D E x k u r S I O N

geschichten ohne grenzen

Gleich zu Beginn der Diskus-
sionsrunde im Eschweger E-
Werk wurde deutlich: Auch 20 
Jahre nach der Wiederverei-
nigung sind Unterschiede zwi-
schen West und Ost deutlich 
erlebbar.
Auf Einladung der FES disku-
tierten der Vizepräsident des 
Deutschen Bundestages, Wolf-
gang Thierse, mit dem ZEIT-
Journalisten und Autor Chris-

toph Dieckmann zur Frage: 
„Sind wir ein Volk? 20 Jahre 
Deutsche Einheit.“ „Als Ost-
deutscher habe ich nun mal 
eine spezifische Biographie 
und andere Lebensprägung“, 
so Thierse auf die Frage, ob es 
heute überhaupt noch sinnvoll 
sei, in den Kategorien Ost und 
West zu denken. Einig waren 
sich die Podiumsteilnehmer 
in ihrer Sorge um die zuneh-

mende Demokratieverdrossen-
heit gerade junger Menschen 
in Ostdeutschland. Thierse 
mahnte angesichts des schwin-
denden Vertrauens in die De-
mokratie eine Ausweitung 
direkter Mitsprachemöglich-
keiten an. „Volksbefragungen 
zwischen Wahlen zu wichtigen 
Entscheidungen könnten wie-
der mehr Menschen zum Mit-
machen ermuntern.“

S T r E I T g E S p r ä c H  M I T  W O L F g A N g  T H I E r S E ,  c H r I S T O p H  D I E c k M A N N  u N D  M I c H A E L  r O T H

Sind wir ein Volk?

Bereits im Frühjahr 1990 - vor Währungsunion und 
staatlicher Einheit - begann die Arbeit der FES in 
der gerade noch existierenden DDR. Auf besonde-
ren Wunsch von Willy Brandt wurde das erste Büro 
in Leipzig eröffnet, der Stadt der Friedlichen Revolu-
tion. Am 8. September 2010 erinnerte ein Empfang 
an „20 Jahre Friedrich-Ebert-Stiftung in Sachsen - 
20 Jahre Engagement für Soziale Demokratie.“ Der 
Leipziger Oberbürgermeister Burkhard Jung 
betonte, dass die Stiftung in den vergangenen 20 
Jahren in Leipzig und Sachsen einen herausra-
genden Beitrag für die politische Diskussionskultur 

und Politikvermittlung geleistet habe. Sie genieße in 
der Öffentlichkeit und über Parteigrenzen hinweg 
besondere Anerkennung als maßgebliche Institu-
tion politischer Bildungs- und Diskussionsangebote. 
Martin Dulig, SPD-Fraktionsvorsitzender im Land-
tag und Sächsischer Landesvorsitzender erklärte, 
dass viele der Angebote der Stiftung immer wieder 
wichtige Impulse für das eigene politische Wirken 
gäben. ver.di-Landesbezirksleiter Thomas Voß wür-
digte besonders die grenzübergreifenden Arbeit-
nehmer- und Gewerkschaftsprojekte zwischen 
Sachsen, Tschechien und Polen. 

�0 Jahre Friedrich-Ebert-Stiftung in Sachsen
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Der teils sehr diffuse Charakter 
der zahlreichen studentischen 
Verbindungstypen zeigte sich 
bei vier Abendveranstaltungen 
des Leipziger FES-Büros: Als 
Gegenbewegung zur Franzö-
sischen Revolution, im Kampf 
gegen die Weimarer Republik 
oder auch als Unterstützer des 
Naziregimes, beschrieb Diet-
rich Heither, Autor und Lehrer 
aus Marburg, die Burschen-
schaften.

Der Sozialwissenschaftler 
und Journalist Jörg Kronauer 
präsentierte einen Überblick 
heutiger studentischer Ver-
bindungen und zeigte Ver-
knüpfungen zu aktuellen Ent-
scheidungsträgern in Politik 
und Wirtschaft auf. Burschen-
schaften und studentische Ver-
bindungen seien dominiert von 
Männern und reproduzierten 
aktiv Geschlechterrollen in der 
Gesellschaft, so der Autor Ste-

phan Peters und Alexandra 
Kurth, Politikwissenschaftlerin 
aus Gießen. Dabei sei die Ver-
mittlung von Hierarchie und 
Autorität klar verbunden mit 
der Betonung der Männlich-
keit. 
Die politische Grundausrich-
tung und das strikt konservati-
ve Geschlechterverständnis bil-
deten die gemeinsame Grund-
lage der Verbindungen und 
Burschenschaften. 

L E I p Z I g E r  g E S p r ä c H S r E I H E  ü B E r  B u r S c H E N S c H A F T E N

Hierarchie und Autorität

Pünktlich zur Buchmesse erschien im Oktober 2010 
der 50. Band des Archivs für Sozialgeschichte. In 
einem Symposium, das aus diesem Anlass in Berlin 
veranstaltet wurde, beleuchtete der Historiker Jür-
gen Kocka die Geschichte der international renom-
mierten Fachzeitschrift und stellte in seinem Fest-
vortrag ihre weit über die Geschichtswissenschaft 

hinausreichende Bedeutung dar.
Das 1961 auf Initiative von Georg Eckert als 
„Jahrbuch der Friedrich-Ebert-Stiftung“ 
gegründete Archiv für Sozialgeschichte ent-
wickelte sich rasch zu einem Schrittmacher 
der modernen sozialhistorischen Forschung  
und widmet sich heute vor allem der neue-
ren Gesellschaftsgeschichte Deutschlands, 
Europas und Nordamerikas. 
Eine erste Ausweitung des Themenspek-
trums ist ab den 1970er Jahren im Archiv 
für Sozialgeschichte unter dem maßgeb-

lichen Einfluss des neuen Schriftleiters Dieter Dowe 
erkennbar - als Konsequenz der Überzeugung, dass 
zu jeder Zeit neue Fragen an die Vergangenheit 
gestellt werden sollten.
Dementsprechend werden die Themen noch immer 
in hohem Maße aus zentralen aktuellen gesell-
schaftspolitischen Debatten abgeleitet: 
• Band 42 (2002): Migration in Deutschland  

seit 1945

• Band 47 (2007): Der Sozialstaat in der Krise 
– Deutschland im internationalen Vergleich

• Band 48 (2008): Dekolonisation und Entwick-
lungszusammenarbeit

• Band 50 (2010): Verwissenschaftlichung  
von Politik nach 1945

• Band 51 (2011): Säkularisierung oder Rück-
kehr des Religiösen? Religion und Gesell-
schaft in global vergleichender Perspektive

Das Archiv für Sozialgeschichte ist eines der großen 
„Leuchtturmprojekte“ des historischen Arbeitsbe-
reichs und wird als Publikation der FES weltweit 
sehr geschätzt. Es ist in der Library of Congress in 
Washington ebenso zu finden wie in Asien, Südame-
rika und Afrika und steht im Internet, mit Ausnahme 
der jeweils letzten drei Jahrgänge, als Volltext zur 
Verfügung. Erst kürzlich hat die European Science 
Foundation das Archiv für Sozialgeschichte in seine 
höchste Bewertungskategorie für wissenschaftliche 
Zeitschriften eingestuft und die Reichweite der Zeit-
schrift, ihre Vielfalt und Qualität der behandelten 
Themen damit positiv bestätigt.
Für die FES stellt das Archiv für Sozialgeschichte die 
zentrale Verbindung zur historischen Forschung 
und Wissenschaftspolitik dar. In nunmehr 50 Jahren 
ist durch vielfältige Kontakte mit den Autoren der 
Bände ein weit verzweigtes Netzwerk aus etablier-
ten und jungen Forschern entstanden. 

5 0  J A H r E  A r c H I V  F ü r  S O Z I A L g E S c H I c H T E .  B E D E u T u N g ,  W I r k u N g ,  Z u k u N F T

Fragen an die Vergangenheit

Der Historiker Prof.  
Jürgen Kocka würdigte 
die weitreichende Be-
deutung der Fachzeit-
schrift.
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+ + +  F E S  + + +  k u r Z  g E F A S S T  + + +  F E S  + + +  k u r Z 

+ + +  Diskutierst Du noch oder wählst Du schon? 
fragte das Forum Politik und Gesellschaft der FES 
am 26. November im Rahmen einer Fishbowl-Dis-
kussion Berliner Schüler/innen. Zahlreiche Jugen-
dinitiativen und –verbände setzen sich dafür ein, 
dass bei den Wahlen zum Berliner Abgeordneten-
haus auch 16- und 17-Jährige wählen können. Im 
Verlauf der Diskussion zeigte sich, dass viele eine 
Wahlrechtsreform begrüßen würden, denn nur so 
könne gewährleistet werden, dass die Politik die 
Interessen junger Menschen auch ausreichend 
berücksichtige. + + +

+ + +  Seit fast 50 Jahren berichtet Günter Wallraff 
in seinen Reportagen immer wieder aus den gesell-
schaftlichen Grenzbereichen der Republik. Für sei-
nen letzten Film war er mit schwarzer Maske und 
Perücke quer durch Deutschland unterwegs, um all-
täglichen Formen von Ausländerfeindlichkeit und 
Rechtsextremismus offen zu legen. Auf Einladung 
des Leipziger FES-Büros hatte er mit Film und Buch 
im sächsischen Mügeln Station gemacht, das 2007 
durch rassistische Anschläge auf ausländische Mit-
bürger traurige Berühmtheit erlangt hatte. + + +

+ + +  Die historische Entwicklung des Antisemi-
tismus diskutierten Experten aus Wissenschaft, 

Politik und Zivilgesellschaft auf einer Tagung der 
Politischen Akademie in Berlin. In den letzten Jahr-
zehnten sei diese Hasskultur insbesondere in der 
arabischen Welt gewachsen, analysierte Prof. Dr. 
Robert S. Wistrich von der Hebrew University of 
Jerusalem. Anetta Kahane von der Amadeu-Anto-
nio-Stiftung beschrieb Antisemitismus als „einge-
bauten Mechanismus im Rechtsextremismus.“ Der 
Bundestagsabgeordnete Sönke Rix stellte politische 
Bildungsarbeit beim Kampf gegen den Antisemitis-
mus in den Mittelpunkt seines Beitrags. + + +

+ + +  Frauen in der Politik – was heute als eine 
Selbstverständlichkeit erscheint, ist das Ergebnis 
eines langen, oft steinigen Weges der gesellschaft-
lichen Auseinandersetzung. Das machte Ingrid 
Matthäus-Maier, Vorsitzende des Kuratoriums der 
FES, lebhaft und eindrucksvoll anhand ihrer eige-
nen Lebensgeschichte anlässlich der Eröffnung der 
Ausstellung „Frauen im Aufbruch – Politische  
Plakate“ des Archivs der Sozialen Demokratie in 
München deutlich. Ob als Wahlkämpferin, Bundes-
tagsabgeordnete oder Sprecherin der KfW-Banken-
gruppe, immer wieder musste auch sie gesell-
schaftliche wie persönliche Widerstände überwin-
den um so den Weg für kommende Frauen- 
generationen zu ebnen. + + +

Geschätzte 2,3 Millionen Men-
schen sind derzeit in Deutsch-
land pflegebedürftig. Die Ten-
denz ist steigend. Für Angehö-

rige ist das zuweilen ein sehr 
emotionales und tabubesetz-
tes Thema. „Wohin mit Oma?“ 
lautete daher eine Veranstal-

tungsreihe der 
FES mit dem Le-
gislativen The-
ater Berlin. In 
Spielszenen, alle 
durch das Pu-
blikum mitge-
staltet, wurden 
in drei Berliner 
Bezirken vor 

ausgebuchten Häusern The-
men wie die Vereinbarkeit von 
Pflege und Beruf, die Qualität 
der Pflege, die Überforderung 
pflegender Angehöriger sowie 
interkulturelle Herausforde-
rungen thematisiert. Die Gäste 
stimmten darüber ab, welche 
Sequenzen sie sehen und an-
schließend verändern wollten. 
Dabei wurden Vorschläge ein-
gebracht, wie die Situation für 
alle Beteiligten verbessert wer-
den kann. 

N E u E  F O r M E N  D E r  B E S c H ä F T I g u N g  M I T  D E M  T H E M A  A LT E r N  u N D  p F L E g E

So ein Theater 

Spielerisch Lösungen 
für Probleme finden 
(Foto: Kelm).
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In Schweden gilt seit 2009 ei-
ne Regelung, welche bildenden 
Künstlern, die in staatlichen 
Museen und Galerien ausstel-
len, eine Mindestvergütung zu-
sichert. Während eines kultur-
politischen Fachgesprächs mit 
schwedischen und deutschen 
Expertinnen und Experten 
wurde dieses Modell am 15. 
November in Berlin vorgestellt. 
Es sei eine Frage der Gerech-
tigkeit, dass Künstler/innen, 
die in Museen ausstellen auch 
dafür bezahlt werden, sagte 

Siegmund Ehrmann, der Kul-
turpolitische Sprecher der SPD-
Bundestagsfraktion, in seinem 
Eingangsreferat. Während es 
in der Vergangenheit bei den 
verschiedenen Verbänden und 
Gewerkschaften durchaus Mei-
nungsunterschiede in Sachen 
Ausstellungsvergütung gege-
ben hatte, waren sich diesmal 
vom BBK, über den Kulturrat 
bis zu den ver.di-Vertretern 
alle einig: Das schwedische 
Modell hat Vorbildcharakter 
– seine Übertragbarkeit auf 

die Verhältnisse im deutschen 
Kulturförderalismus ist mögli-
cherweise nicht einfach, aber 
ein durchdachter Versuch lohnt 
sich auf jeden Fall. 

D E u T S c H - S c H W E D I S c H E S  FA c H g E S p r ä c H

Mindestlohn für künstler?

FES-Analyse von Clemens 
Bomsdorf „Das schwedische 
System der Künstlervergütung 
– ein Modell für andere Län-
der?“ kann unter http://library.
fes.de/pdf-files/id/07631.pdf 
heruntergeladen werden.

M E H r  Z u M  T H E M A

Ein Schritt in die richtige Rich-
tung – so lautet das Fazit eines 
Gutachtens, in dem die Wir-
kungsweise des Berliner Senio-
renmitwirkungsgesetzes unter-
sucht werden. 
Die Friedrich-Ebert-Stiftung 
hat diese Analyse in Auftrag 
gegeben, da nach knapp fünf-
jährigem Bestehen das Gesetz 
novelliert wird. Das Berliner 
Seniorenmitwirkungsgesetz re-

gelt die Arbeitsweise der Senio-
renvertretungen, die auf kom-
munaler Ebene beratend zu se-
niorenpolitischen Themen tätig 
sind. Berlin war das erste Bun-
desland, das ein solches Gesetz 
auf den Weg gebracht hat. Al-
lerdings gibt es Schwachstel-
len: Das Gutachten stellt einen 
Unterschied zwischen Gesetzes-
theorie und Praxis fest. Eine 
tatsächliche Beteiligung der Se-

niorenvertretungen auf bezirk-
licher Ebene findet noch nicht 
flächendeckend statt. Die Be-
teiligung älterer Migrant/innen 
fällt trotz passivem und ak-
tivem Wahlrecht noch gering 
aus. 

F E S  u N T E r S u c H T  B E r L I N E r  S E N I O r E N M I T W I r k u N g S g E S E T Z

Lücke zwischen Theorie und praxis

www.fes.de/forumpug/inhalt/
senioren.htm

D A S  g u TA c H T E N

+ + +  F E S  + + +  k u r Z  g E F A S S T  + + +  F E S  + + +  k u r Z  g E F A S S T  + + +  F E S  + + +

+ + +  Mit dem Fontane-Zitat „Am Mute hängt der 
Erfolg“ eröffnete Thorsten Schäfer-Gümbel, Vorsitzen-
der der SPD Hessen und Vorsitzender der SPD-Land-
tagsfraktion Hessen, die Diskussion im FES-Europabü-
ro zu den Herausforderungen bei der Umsetzung der 
Europa 2020 Strategie. Ziel der Veranstaltung mit Teil-
nehmern aus EU-Institutionen, verschiedenen Landes-
vertretungen und anderen Vertretern im Umfeld der 
europäischen Institutionen war es, landespolitische 
Sichtweisen zu Europa 2020 einzubringen. + + +

http://library.fes.de/pdf-files/id/07631.pdf
http://library.fes.de/pdf-files/id/07631.pdf
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+ + +  F E S  + + +  k u r Z  g E F A S S T  + + +  F E S  + + +  k u r Z 

+ + +  Nur wenige Tage nach Veröffentlichung eines 
Testberichts der Stiftung Warentest, bei dem von 50 
getesteten Spielzeugen nur acht als unbedenklich 
eingestuft wurden, veranstaltete der Gesprächs-
kreis Verbraucherpolitik der FES am 5. November 
in Berlin eine Konferenz zur Spielzeugsicherheit. 
Expertinnen und Experten aus Wissenschaft, Poli-
tik, Ministerien, Europäischer Kommission und 
Behörden sowie Dr. Holger Brackemann, Leiter des 
Bereichs Untersuchungen der Stiftung Warentest 
diskutierten über Maßnahmen zur Verbesserung 
der Spielzeugsicherheit. + + +

+ + +  Über 100 Krimifans waren der Einladung der 
Kurt-Schumacher-Akademie zur Lesung gefolgt, 
um den Krimiautoren Edda Minck, Marcel Feige, 
Franz Zeller und Marcus Imbsweiler im Rahmen 
der CRIMINALE 2010 zu lauschen. Mit den 
Schauplätzen Berlin, Heidelberg, Salzburg und Bad 
Münstereifel gelang den Autoren in ihren Regional-
krimis spannende, aber auch sehr amüsante Unter-
haltung. Edda Minck, Autorin aus Bochum präsen-
tierte die Krimikurzgeschichte „Nur miese Köche 
verderben den Brei“, die sie auf Einladung der Kurt-
Schumacher-Akademie in Bad Münstereifel recher-
chiert hatte. + + +

+ + +  „Der Umgang der EU mit der Wirtschafts- 
und Finanzmarktkrise“ war Gegenstand einer 
Podiumsveranstaltung mit Jürgen Kröger, Direktor 
für Volkswirtschaften der Mitgliedstaaten bei der 
Europäischen Kommission und der Leipziger Euro-
paabgeordneten Constanze Krehl am 18. November 
in Leipzig. Constanze Krehl beklagte, dass Gesetzge-
bungsprozesse zur Regulierung der Finanzmärkte 
zu lange dauerten. Als dritter Podiumsgast beteiligte 
sich der Sächsische SPD-Generalsekretär Dirk Pan-
ter an der Diskussion. Er plädierte für einen „Euro-
päischen Währungsfonds“ und eine staatlich finan-
zierte Ratingagentur. + + +

+ + +  Neue Veranstaltungsformen stehen im Mit-
telpunkt einer Workshopreihe, die das Forum Poli-
tik und Gesellschaft im Sommer 2010 gestartet hat. 
Im Rahmen des Workshops werden vor allem Mög-
lichkeiten aufgezeigt, wie eine aktive Beteiligung 
des Publikums vor, während und auch nach der Ver-
anstaltung organisiert werden kann. Vorgestellt 
werden u.a. die Methoden World-Café, Fishbowl, 
Open Space, Speed-Dating bis hin zur beteiligungs-
orientierten Podiumsdiskussion. Die Nachfrage ist 
groß. Bis November 2010 wurden bereits acht 
Workshops von Rostock über Dortmund bis Saar-
brücken durchgeführt. + + +

Textbeiträge in dieser Ausgabe des FES-Info:

Merin Abbass, Sabrina Amalou, Jörg Bergstermann, 
Julia Bläsius, Stephanie Böhm, Max Brändle, Agata 
chroboczek, Michael Dauderstädt, Oliver Dalichau, 
katrin Dapp, Anja Dargatz, Dagmar Dehmer, Julia 
Delorme, knut Dethlefsen, Euphrasie Diby, guntram 
Doelfs, Sina Dürrenfeldt, Micky Drill, Michael Ehrke, 
Matthias Eisel, Helmut Elischer, Sabine Fandrych, roland 
Feicht, philipp Fink, Michael Fischer, Andrä gärber, 
Hanna gersmann, carlo gügel, Sergio grassi, rainer 
gries, Björn Hacker, Anne Haller, Mirko Hempel, Felix 
Hett, katharina Hofmann, Anne Isakowitsh, Lena 
Jaschob, Susan Javad, Matthias Jobelius, Marei John-
Ohnesorg, kerstin Ott, Martin Johr, christos katsioulis, 
Nicole katsioulis, philipp kauppert, Felix kirchmeier, 
Birte klemm, ursula koch-Laugwitz, Alberto koschütz-
ke, christian krell, Jeannette Ladzik, Nora Langenba-

cher, Michael Langer, yvonne Lehmann,Thomas Maet-
tig, katja Makhotina, Simone Mayer, Eugen Meckel, 
Michael Meier, Stephan Meuser, Dietmar Molthagen, 
Tobias Mörschel, Taras Mykhalniuk, Marius Müller-Hen-
nig, Nicole Nestler, Sara Oelrichs, Alexander petratsch-
kov, Tim petschulat, christoph pohlmann, Werner 
rechmann, Stephan reichert, Franziska richter, Stefa-
nie ricken, clemens rode, Ingrid ross, Hilmar ruminski, 
Stefan Schimming, Janett-Li Schrader, Michael Schult-
heiß, günther Schultze, Severin Schmidt, carla Schulte-
reckert, Michael Schultheiss, philipp Schultheiss, Mar-
kus Schreyer, Erwin Schweisshelm, Sven Schwersensky, 
Beyhan Sentürk, Michael Sieveking, Natalia Smirnova, 
Jens Tartler, Stephan Thalhofer, rudolf Traub-Merz, 
urban überschär, Maria usacheva, carlo Velten, Achim 
Vogt, Helmut Weber, Sidonie Wetzig, Andreas Wille, 
Meik Woyke
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Wirtschaftspolitische  
Entwürfe in der politischen 

Bildung
Sachzwänge hinter-
fragen, Zukunftsent-
würfe entwickeln

W I r T S c H A F T S p O L I T I k  S E T Z T  D E N  r A H M E N  F ü r  Ö k O N O M I S c H E S  H A N -

D E L N .  können und sollen wirtschaftspolitische Fragen Bestandteil politischer Bildung sein? 
Das Bildungsverständnis der Akademie für Soziale Demokratie der Friedrich-Ebert-Stiftung 
gibt dazu Antworten. 

Die Akademie ist ein junges 
Beratungs- und Qualifizie-
rungsprojekt, das politisch In-
teressierten und Engagierten 
in Form von Seminaren, Pub-
likationen und Diskussions-
veranstaltungen Angebote zur 
Vergewisserung über Werte, 
Prinzipien und Ziele des eige- 
nen politischen Handelns 
macht. Dabei geht es um Orien-
tierungs- und Handlungskom-
petenz: Bürger sollen befähigt 
werden, sich je nach ihren In-
teressen im demokratischen 
Rahmen einzubringen und die 
Gesellschaft mitzugestalten. 
Wirtschaftsordnung und demo-
kratische Ordnung bedingen 
sich gegenseitig: Im Marktka-
pitalismus drückt sich die Frei-
heit des Gütertausches und 
die Freiheit, Waren zu produ-

zieren aus. In der Demokra-
tie drücken sich die freiheit-
lichen Grundrechte und die 
freie Mitentscheidung über die 
Verfasstheit des Staates aus. 
Freie Marktwirtschaft kann 
die Entstehung von Demokra-
tie mithin begünstigen und De-
mokratien stärken. Zugleich 
kann eine bestimmte Form des 
Marktkapitalismus auch die 
Demokratie gefährden. Wenn 
die dem Marktkapitalismus ei-
gene Tendenz zu materieller 
Ungleichheit dazu führt, dass 
auch die Ressourcen zur demo-
kratischen Teilhabe ungleich 
verteilt sind, dann ist die De-
mokratie gefährdet. 
Wenn politische Bildung da-
nach strebt, die grundlegenden 
Funktionsprinzipien der Demo-
kratie zu stärken, dann muss 

sie immer auch die Grund-
lagen und die Bedrohungen 
der Demokratie und damit die 
Wirtschaftspolitik in den Blick 
nehmen. 
Wirtschaftspolitische Ansätze 
beruhen auf den Theorien un-
terschiedlicher Ökonomen, auf 
verschiedenen ökonomischen 
Denktraditionen, auf Inter-
essen oder auf Menschenbil-
dern. Diese Denkmuster und 
Annahmen auf Grundlage soli-
den Deutungswissens zu deko-
dieren und einzuordnen ist ein 
zentrales Anliegen politischer 
Bildung.
Ökonomische Entwicklungen 
sind von Menschen geprägt und 
entsprechend von Menschen 
gestaltbar. Der Staat setzt mit 
wirtschaftspolitischen Maß-
nahmen und Entscheidungen 
den Rahmen für ökonomisches 
Handeln und beeinflusst damit 
ganz konkret das Leben sei-
ner Bürger. Umso wichtiger ist, 
dass diese Entscheidungen auf 
solider fachlicher Grundlage 
getroffen werden können. Gute 
Entscheidungen setzen Wissen 
voraus. Neben der Politikbera-
tung leistet die politische Bil-
dung einen Beitrag zur Vermitt-
lung dieses Wissens. 
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Seit Beginn der Arbeit der Aka-
demie für Soziale Demokratie 
im Herbst 2006 ist das Seminar 
„Wirtschaft und Soziale Demo-
kratie“ ein zentraler Bestand-
teil im modularen Seminaran-
gebot der Akademie. Es wird 
als Wochenendseminar mit ca. 
16 Seminarstunden angeboten. 
In dieser Zeit werden wesent-
liche theoretische Grundlagen 
der Ökonomie vermittelt, wirt-
schaftspolitische Ansätze ver-
glichen, anhand von Praxis- 
und Länderbeispielen konkrete 
Bezüge zu Wirtschaftspolitiken 
sichtbar gemacht und schließ-
lich Prinzipien einer Wirt-
schaftspolitik der Sozialen  
Demokratie verdeutlicht. Die  
theoretischen Grundlagen 
werden im Seminar anhand 
der Werke von Adam Smith, 
Karl Marx und John Maynard 
Keynes als Begründer der 
wesentlichen ökonomischen 
Denkschulen dargestellt. An-
hand ihrer Überlegungen kann 
jeweils eine idealtypische Po-
sition abgeleitet werden. In 
Anlehnung an Smith wird ein 
reiner Kapitalismus diskutiert, 

am Beispiel von Marx werden 
antikapitalistische Positionen 
deutlich und unter Bezug auf 
Keynes wird ein gelenkter Ka-
pitalismus beschrieben.
Im weiteren Verlauf des Semi-
nars wird die grundsätzliche 
wirtschaftspolitische Ausrich-
tung Deutschlands etwa mit 
der Schwedens, Großbritanni-
ens, Frankreichs oder den USA 
verglichen. An Praxisbeispielen 
aus den Bereichen Energie-
versorgung, innere Sicherheit 
und städtisches Wohneigentum 
werden Argumentationsmus-
ter zum Thema Privatisierung 
erprobt.
Anspruch der Akademie für So-
ziale Demokratie ist es, nicht 
nur elementare wissenschaft-
liche Grundlagen in einem Po-
litikfeld aufzubereiten, sondern 
auch zu fragen: Was bedeutet 
dieses Wissen für eine Poli-
tik der Sozialen Demokratie? 
Wenn Soziale Demokratie sich 
an den Grundwerten Freiheit, 
Gerechtigkeit und Solidarität 
orientiert, dann muss sie in ih-
rer Wirtschaftspolitik – so die 
im Seminar entwickelte Kern-

these – die Prinzipien Wachs-
tum, sozialer Ausgleich und 
Nachhaltigkeit in einer ausge-
wogenen Balance verfolgen. 
Wichtiger Bestandteil der Se-
minare ist deshalb auch der 
Austausch mit ausgewiesenen 
Kompetenzträgern aus der 
ökonomischen Wissenschaft 
und Praxis. Schließlich zeigen 
die Rückmeldungen der Se-
minarteilnehmer, dass es mit 
Maßnahmen der politischen 
Bildung gelingen kann, ver-
meintliche ökonomische „Sach-
zwang-Logiken“ kritisch zu 
hinterfragen und einzuordnen, 
eigene Zukunftsentwürfe zu 
entwickeln und damit letztlich 
mündig urteilen und handeln 
zu können.

Ausführliche Fassung des Arti-
kels: Krell, Christian (2010):„Wirt-
schaftspolitische Entwürfe in der 
politischen Bildung – Was, warum 
und wie?“ In: Praxis Politische Bil-
dung (03/2010). Seite 172 - 180.

Eine Lehre aus der Krise sei, 
dass die Politik das Primat über 
die völlig entgrenzten Finanz-
märkte wieder zurückgewinnen 
müsse. So lautete ein Ergebnis 
einer Veranstaltung der Abtei-

lung Wirtschafts- und Sozialpo-
litik, bei der Peer Steinbrück, 
Bundesfinanzminister a.D, mit 
Prof. Dr. Sebastian Dullien von 
der Hochschule für Technik 
und Wirtschaft Berlin, Prof. Dr. 

Henrik Enderlein 
von der Hertie 
School of Gover-
nance und Robert 
von Heusinger, 
stv. Chefredak-

teur und Wirtschaftschef der 
DuMont Redaktionsgemein-
schaft über die Wirtschafts- 
und Finanzpolitik nach der Kri-
se diskutierte.
Alle Teilnehmer stimmten dar-
in überein, dass die staatli-
chen Konjunkturprogramme in 
Deutschland, von den kommu-
nalen Investitionsprogrammen 
über die Ausweitung des Kurz-
arbeitergeldes bis hin zur Ab-

V E r A N S TA LT u N g E N  ü B E r  D I E  W I r T S c H A F T S -  u N D  F I N A N Z p O L I T I k  N A c H  D E r  k r I S E 

Blick zurück nach vorn 

Politik kann nicht alle 
Widrigkeiten beseiti-
gen, so Peer Steinbrück 
zur Bilanz der Finanz-
krise.
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wrackprämie, ein großer Erfolg 
waren. 
Ursache des massiven Konjunk-
tureinbruchs in Deutschland im 
Jahr 2009 war die große Ex-
portabhängigkeit, die auf einer 
langjährigen Lohnzurückhal-
tung und in der Folge auf einer 
massiv gestiegenen Wettbe-
werbsfähigkeit beruhe. In Zu-
kunft bedürfe es einer Stärkung 
der Massenkaufkraft durch 
Lohnsteigerungen, die sich wie-
der mehr an der langfristigen 
Produktivitätsentwicklung ori-
entieren müsse, um die Bin-
nennachfrage zu beleben und 
so die Exportabhängigkeit der 
deutschen Wirtschaft und die 
Ungleichgewichte in der Euro-
päischen Währungsunion zu re-
duzieren. Vor dem Hintergrund 
der aktuellen Staatsschulden-
krise wurde konstatiert, dass 
die bisher ergriffenen Maß-
nahmen zur Überwindung der 

„Euro-Krise“ nicht ausreichend 
seien. Die Gläubigerhaftung 
müsse weiter verschärft und 
gegebenenfalls die Einführung 
von Euro-Bonds in Betracht ge-
zogen werden.
All dies seien wichtige Maß-
nahmen, damit Fairness und 
Gerechtigkeit in der deutschen 
Politik wieder stärker zur Gel-
tung kommen und die soziale 
Kohäsion der Gesellschaft nicht 
weiter abnimmt.
Auch bei den „Münchner Ge-
sprächen“ des BayernForums 
und des Managerkreises der 
FES erklärte Peer Steinbrück, 
wie es zu der Krise kommen 
konnte und weshalb man dar-
auf schnell und konsequent re-
agieren musste. „Der Eindruck, 
es wäre seitdem nichts gesche-
hen, ist definitiv falsch“, sagte 
Steinbrück  „Bei der Banken-
aufsicht hat es massive Ver-
besserungen gegeben und mit 

Hilfe des Basel-III-Abkommens 
ist es möglich, die Risikoigno-
ranz von Bankenmanagern 
zu disziplinieren.“ Allerdings 
wehrte sich Steinbrück dage-
gen, alle Probleme nur auf die 
Politik abzuwälzen. „Die Poli-
tik hat nicht die Möglichkeiten, 
alle Widrigkeiten zu lösen“, 
verdeutlichte er den Zuhörern. 
„In einem freien Land wie dem 
unseren gibt es auch so et-
was wie Eigenverantwortung.“ 
Eines müsse den Bürgerinnen 
und Bürgern auf jeden Fall be-
wusst sein: „Wir nehmen das 
derzeitige Wohlstandsniveau 
als selbstverständlich hin. Aber 
wir werden uns alle anstrengen 
müssen, wenn wir dieses Ni-
veau tatsächlich halten wollen.“ 

www.fes.de/wiso

A u D I O B E I T r A g

Im Steering-Komitee des Managerkreises der 
Friedrich-Ebert-Stiftung sind mehr als 150 Mit-
glieder des Managerkreises versammelt, die eine 
herausgehobene Stellung in der Wirtschaft inne 
haben. Sie engagieren sich alle ehrenamtlich für 
den Managerkreis, legen die Leitlinien für die Arbeit 
des Kreises fest und wählen aus ihrer Mitte einen 
Vorstand. Exklusiv für das Steering-Komitee finden 
in Berlin Hintergrundgespräche statt, in denen der 
direkte Kontakt zur Politik, zu Wirtschaftslenkern 
und Wissenschaftlern hergestellt wird. Diese nicht-
öffentlichen Gespräche bieten Gelegenheit, sich 
über die Positionen des Managerkreises in kleiner 
Runde mit Gästen auszutauschen. 
Über die Schwerpunkte der Wirtschaftspolitik der 
SPD in der Opposition wurde mit dem wirtschafts-
politischen Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion 
Garrelt Duin diskutiert. Einen Einblick in die 
Neuausrichtung der Bundespartei gab Generalse-
kretärin Andrea Nahles. Eine Diskussion über den 

Fachkräftemangel in Deutschland entspann sich 
beim Besuch von Sigfried Russwurm, Mitglied des 
Vorstands des Siemens AG. Die Zukunft der Presse-
landschaft war Gegenstand des Hintergrundge-
sprächs mit dem Vorstandsvorsitzenden des Axel 
Springer Konzerns, Mathias Döpfner. 
Präses Schneider, Ratsvorsitzender der Evangeli-
schen Kirche Deutschlands, stellte die Denkschrift 
„Unternehmerisches Handeln in evangelischer Per-
spektive“ zur Diskussion. Aus anderen politischen 
Lagern konnten Ronald Pofalla, Chef des Bundes-
kanzleramts und Kerstin Andreae, MdB und Spre-
cherin für Wirtschaftspolitik der Grünen Bundes-
tagsfraktion, begrüßt werden. 

Hintergrundgespräche des Managerkreises

„Der Managerkreis bietet mir schon seit Jahren die Mög-
lichkeit, wichtige wirtschaftspolitische Herausforderungen 
abseits des Tagesgeschäfts zu disku-
tieren und zu reflektieren. Die Vielfalt 
der Persönlichkeiten und Meinungen 
sind der zentrale Wert des Manager-
kreises“, Dr. Carlo Velten, Senior 
Advisor, Experton Group AG

http://www.fes.de/wiso
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Zwanzig Jahre  
Managerkreis der  

Friedrich-Ebert-Stiftung
Think Tank  
und Netzwerk 

S E I T  S E I N E r  g r ü N D u N g  1 9 9 1  I S T  D E r  M A N A g E r k r E I S  M I T T L E r W E I L E 

A u F  ü B E r  1 3 0 0  M I T g L I E D E r  A N g E W A c H S E N .  Das Spektrum der Mitglieder reicht 
dabei von Vorständen großer Industrieunternehmen bis hin zu Mittelständlern. 

Parteizugehörigkeit ist keine 
Voraussetzung, um sich im Ma-
nagerkreis engagieren zu kön-
nen. Die Friedrich-Ebert-Stif-
tung bietet mit dem Manager-
kreis vielmehr einen Raum, der 
klar im sozialdemokratischen 
Spektrum verortet ist und 
gleichzeitig seine Unabhängig-
keit bewahrt. Diese Unabhän-
gigkeit ist für den Manager-
kreis wichtig, denn er will mit 
seinen Thesen als „ordnungs-
politisches Gewissen“ auch im-
mer wieder Warner und Mah-
ner sein und in strittigen Fra-
gen Position beziehen. 
Mit seinen öffentlichen Diskus-
sionsrunden und Hintergrund-
gesprächen schlägt der Mana-
gerkreis eine Brücke zwischen 
Managern aus der Wirtschaft 
und Politikern. Er schafft Gele-
genheiten, bei denen sich Un-
ternehmer und Politiker ken-
nenlernen und voneinander 
lernen können. Die Relevanz 
mittel- bis langfristiger Pro-
bleme hat in der Politik zuge-
nommen; gleichzeitig wird die 
Politik gedrängt unter den Be-
dingungen der Mediengesell-
schaft und im politischen Wett-
bewerb immer kurzfristiger zu 
agieren. Hier möchte der Ma-
nagerkreis Beiträge zur ratio-
nalen Debatte liefern.
Abseits vom kurzfristigen Ta-
gesgeschäft der Politik werden 

im Manager-
kreis Antwor-
ten auf die 
mittel- und 
langfristigen 
Herausforde-
rungen des 
Landes dis-
kutiert. Die 
inhaltliche 
Arbeit dazu 
findet in permanenten Arbeits-
gruppen statt. In Thesenpa-
pieren werden kurze Analysen 
vorgelegt und Handlungsemp-
fehlungen an die Politik formu-
liert. Der Managerkreis möchte 
auf diese Weise mit der Erfah-
rung und der Expertise sei-
ner Mitglieder Politikberatung 
anbieten. In Fachgesprächen 
und öffentlichen Diskussionen 
werden die Thesen schließlich 
einem breiteren Publikum prä-
sentiert. 
Die Finanzmarktkrise und die 
daraus resultierende Wirt-
schaftskrise haben den Mana-
gerkreis in den vergangenen 
zwei Jahren immer wieder be-
schäftigt. Nicht nur in Thesen-
papieren und Podiumsdiskus-
sionen in Berlin, sondern auch 
in den Regionalen Manager-
kreisen waren die Lehren aus 
der Krise immer wieder The-
ma. Mit seinen acht Regional-
kreisen ist der Managerkreis in 
allen 16 Bundesländern aktiv 

und kann dort in Zusammen-
arbeit mit den Landesbüros 
der FES Podiumsdiskussionen, 
Hintergrundgespräche und Be-
triebsbesichtigungen anbieten. 
Im September 2010 wurde 
Klaas Hübner, Unternehmer 
aus Neugattersleben (Sach-
sen-Anhalt) und ehemaliger 
Abgeordneter des Deutschen 
Bundestages, zum neuen Spre-
cher des Managerkreises ge-
wählt. Er folgt in dieser Funk-
tion Ulrich Pfeiffer (1991-2008) 
und Karl Kauermann (2008-
2010). Mit der Wahl Hübners 
zum Sprecher beginnt im Ma-
nagerkreis ein Generations-
wechsel, der sich auch in den 
weiteren Strukturen, den per-
manenten Arbeitsgruppen 
und Regionalkreisen fortsetzt. 
Schwerpunktthemen des Ma-
nagerkreises werden im Jahr 
2011 die Arbeitsmarktpolitik, 
Haushaltspolitik angesichts der 
Schuldenbremse und eine nach-
haltige Industriepolitik sein. 

Mit seinen öffentlichen 
Diskussionen schlägt 
der Managerkreis eine 
Brücke zwischen Wirt-
schaft und Politik.



��

I N F OFES

INTErNATIONAL
��

I N F OFES

ScHWErpuNkT

3 / � 0 1 0

Seit im Herbst 2008 die reale 
Gefahr eines Absturzes des ge-
samten Weltfinanzsystems be-
stand, wurden umfangreiche 
Analysen betrieben, aber nur 
wenige Erkenntnisse in kon-
krete Maßnahmen umgesetzt. 

Dies jedoch wäre erforderlich, 
um die Wahrscheinlichkeit ei-
ner vergleichbaren Krise zu 
senken und eine systemische 
Bankenkrise möglichst auszu-
schließen. Für eine verbesserte 
europäische Finanzmarktauf-

sicht, strengere Bilanzregeln, 
die gemeinsame Einführung  
einer Finanztransaktionssteuer 
und Bankenabgabe plädieren 
Karl-Peter Schackmann-Fallis 
und Harald Noack aus der per-
manenten Arbeitsgruppe  

A r B E I T S g r u p p E  „ F I N A N Z E N “  D E S  M A N A g E r k r E I S E S

Finanzmärkte regulieren!

FES: Sie haben im September das Amt als Spre-
cher des Managerkreises übernommen. Was ha-
ben Sie sich vorgenommen? 
Klaas Hübner: Ich denke, dass der Managerkreis, 
da er keine parteigebundene Organisation ist, es 
einfacher hat, Führungskräfte und Unternehmer 
anzusprechen, die die SPD nur schwer oder gar 
nicht erreichen würde. 
Ich bin der festen Über-
zeugung, dass Wirt-
schaft und Sozialdemo-
kratie gut zusammen 
passen, dass aber die 
Wirtschaftskompetenz 
im Moment in der SPD 
zu wenig ausgeprägt ist. 
Diese Kompetenz wol-
len wir stärken, denn letztendlich ist Sozialdemo-
kratie immer dann stark gewesen, wenn sie auch 
wirtschaftlich profiliert war.

FES: Sie sind Unternehmer und waren gleichzeitig 
jahrelang als Politiker im Bundestag. Werden Sie 
als „Wirtschaftspolitiker“ neue Akzente setzen?
K.H.: Ich möchte gerne versuchen, die Auswir-
kungen von Politik auf die Wirtschaftspraxis in die 

Politik zu tragen. Weniger theoretisierende De-
batten, sondern lieber handfeste praktische Po-
litikvorschläge. Aber auch umgekehrt gilt es, die 
Wirtschaft stärker für die Spielregeln und Abläufe 
des Politikbetriebs zu sensibilisieren.

FES: Was wünschen Sie sich für die Zukunft des 
Managerkreises?
K.H.: Ich wünsche mir, dass wir besser wahrge-
nommen werden, sowohl innerhalb der SPD als 
auch in der Öffentlichkeit. Ich wünsche mir, dass 
wir lebendiger werden, dass wir uns auch kontro-
verse Leute von Außen einladen, dass wir gera-
de auch mit den Leuten diskutieren, die vielleicht 
eine ganz andere Meinung vertreten als wir. Wir 
sollten uns als Think Tank intellektuell und nicht 
ideologisch aufladen, um frischen Wind in die 
Wirtschaftspolitik bringen zu können. Dazu be-
darf es einer hohen Flexibilität, denn wirtschaft-
liche Entwicklungen sind so rasant schnell gewor-
den, dass Politik es schwer hat darauf zeitnah zu 
reagieren. Der Managerkreis möchte auch für die 
Partei seinen Beitrag dazu leisten. Und vor allem: 
Wir wollen als ein parteinaher, aber nicht partei-
licher Kreis möglichst viele Köpfe der Wirtschaft 
für uns und die Sozialdemokratie interessieren. 

klaas Hübner ist seit September �010 Sprecher des Managerkreises. Mit 16 Jahren trat 
klaas Hübner in die SpD ein, mit �3 gründete er in Sachsen-Anhalt seine erste eigene Firma. 
�00� gelang dem gelernten kaufmann der Einzug in den Bundestag. Als einziger unter-
nehmer in der SpD-Fraktion stärkte er die ökonomische kompetenz der partei. Später 
wurde er stellvertretender  Fraktionsvorsitzender und einer der Sprecher des Seeheimer 
kreises. Bei der Bundestagswahl �009 scheiterte er beim kampf um das Direktmandat. 

I N T E r V I E W  M I T  k L A A S  H ü B N E r ,  S p r E c H E r  D E S  M A N A g E r k r E I S E S  D E r  F E S

Frischen Wind in die Wirtschaftspolitik
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„Finanzen“ des Manager-
kreises. Um die Möglichkeiten 
einer verbesserten europä-
ischen Regulierung der Fi-
nanzmärkte weiter auszuloten, 
wurde ihr Thesenpapier „Leh-
ren aus der Finanzmarktkrise 
ziehen“ mit Experten aus Poli-
tik, Wirtschaft und Gesellschaft 
in Berlin und Brüssel disku-
tiert.
Unter dem Motto „Aus der Kri-
se lernen“ stand auch die öf-
fentliche Podiumsdiskussion 
des Managerkreises, bei der 
neben Hubertus Heil (MdB), 
Klaus Günter Deutsch (Deut-
sche Bank Research), Dierk 
Hirschel (DGB), Ulrich Pfeif-
fer (empirica ag) sowie die 
Mitautoren des Buches „Der 
gute Kapitalismus“, Christi-
an Kellermann und Sebastian 
Dullien, zu Gast waren. Einig 

war man sich auf dem Podi-
um, dass die Finanzmarktkri-
se weder singuläres Ereignis 
noch zufälliger Betriebsunfall 
war. Bessere Maßnahmen zur 
Risikoeinschätzung oder bei-
spielsweise die Schaffung einer 
europäischen, öffentlich-recht-
lichen Ratingagentur müssten 
vorangetrieben werden. Aber 
auch die wachsende Ungleich-
heit in Einkommens- und Ver-
mögensverteilung müsse the-
matisiert werden, handele es 
sich hierbei doch nicht allein 
um ein soziales, sondern auch 
um ein ökonomisches Problem. 
Es wird Mut erfordern, die not-
wendigen gesellschaftspoli-
tischen Debatten anzustoßen, 
so Hubertus Heil, und es ist 
Aufgabe der Politik, Alterna-
tiven zu erarbeiten. 
Es herrschte ebenfalls Konsens 

darüber, dass keine weitere, 
auch nur mittelgroße Finanz-
krise in den nächsten dreißig 
Jahren bewältigt werden kön-
ne. Hierschel sagte für diesen 
Fall sowohl massive fiskal- und 
wachstumspolitische Probleme 
als auch Probleme der Demo-
kratie in den Industrieländern 
voraus. 
Wie die Finanzmärkte nicht 
nur stärker reguliert, sondern 
auch an den Kosten für die 
Abwehr eines totalen Zusam-
menbruchs beteiligt werden 
können, wird die permanenten 
Arbeitsgruppe „Finanzen“ des 
Managerkreises auch im kom-
menden Jahr beschäftigen. 
Leiter der Arbeitsgruppe ist 
Harald Noack vom Europä-
ischen Rechnungshof. 

Um für die bundesweit mehr als 1300 Mitglieder des 
Managerkreises der Friedrich-Ebert-Stiftung auch 
vor Ort Angebote zu machen, wurden acht regionale 
Managerkreise eingerichtet. Mit Hintergrundge-
sprächen, öffentlichen Veranstaltungen oder 
Betriebsbesichtigungen füllen diese Regionalkreise 
den Managerkreis mit Leben, stärken die Kontakte 
in die Landespolitik und gehen auf potenzielle neue 
Mitglieder zu. Im Jahr 2010 fanden in Zusammenar-
beit mit den Landes- und Regionalbüros der FES 50 
Veranstaltungen mit insgesamt 3.000 Teilneh-
merinnen und Teilnehmern statt.
Der Managerkreis Nord-Ost umfasst die Bundeslän-
der Hamburg, Schleswig-Holstein und Mecklenburg-
Vorpommern. Günter Elste (Hamburger Hochbahn) 
ist Sprecher dieses Managerkreises, Arno Pöker 
(Deutsche Seereederei Rostock) steht für den Kreis 
in Mecklenburg-Vorpommern. 
Mit mehr als 300 Mitgliedern ist der Regionalkreis 
Berlin-Brandenburg der mitgliederstärkste. An sei-
ner Spitze steht Dr. Annette Fugmann-Heesing, 

Unternehmensberaterin und Mitglied des Berliner 
Abgeordnetenhauses. 
Die Bundesländer Sachsen, Sachsen-Anhalt und 
Thüringen sind im Managerkreis Ost zusammenge-
fasst. Gegenwärtig ist Helmut Herdt von den Stadt-
werken Magdeburg der Sprecher. 
Im Freistaat Bayern wird der regionale Managerkreis 
von Klaudia Martini geleitet. Sie war Umweltministe-
rin in Rheinland-Pfalz und Vorstand der Opel AG.
Im Managerkreis Baden-Württemberg ist Rechtsan-
walt Jan Mönikes der Sprecher. 
Florian Gerster, Unternehmensberater in Frankfurt 
am Main, führt den mitgliederstarken Regionalkreis 
Rhein-Main an, der die Bundesländer Hessen, 
Rheinland-Pfalz und das Saarland abdeckt. Der 
Sprecher des Managerkreises in Nordrhein-West-
phalen ist Jan Zilius, ehemaliger Vorstandsvorsit-
zender von RWE Power. 
In Niedersachsen und Bremen wird der regionale 
Managerkreis von Peter-Jürgen Schneider, Vor-
standsmitglied der Salzgitter AG, angeführt. 

Der Managerkreis in den regionen
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„Um Sachsen-Anhalt weiter 
nach vorne zur bringen, müs-
sen wir Bildung und Forschung 
in unserem Land stärken. Das 
ist die Grundvoraussetzung 
dafür, dass Unternehmen ih-
ren Fachkräftebedarf decken 
können und weiter wachsen. 
Nur wenn es neue, gut bezahl-
te Arbeitsplätze gibt, können 
wir die Menschen in unserem 

Land halten.“ So lautet eine 
der Handlungsempfehlungen, 
mit denen der Managerkreis 
der Friedrich-Ebert-Stiftung 
im Jahr 2010 Impulse für die 
wirtschaftspolitische Debatte in 
Sachsen-Anhalt gegeben hat. 
Insgesamt acht Handlungsemp-
fehlungen wurden in dem The-
senpapier „Neue wirtschaft-
liche Dynamik in Sachsen-An-
halt“ veröffentlicht, vor Ort 
diskutiert und schließlich dem 
stellvertretenden Ministerprä-
sidenten Jens Bullerjahn vor-
gestellt.
Bereits im vorangegangenen 
Jahr hatte der Managerkreis 
Ost eine Analyse der wirtschaft-
lichen Entwicklung in den Län-
dern Sachsen, Sachsen-Anhalt 
und Thüringen vorgelegt. Auf 

dieser Grundlage wurden nun 
von Klaas Hübner, Unterneh-
mer aus Neugattersleben und 
Sprecher des Managerkreises, 
und Helmut Herdt, Sprecher 
der Geschäftsführung der 
Stadtwerke Magdeburg und 
Sprecher des Regionalen Ma-
nagerkreises Ost, acht Hand-
lungsempfehlungen für Sach-
sen-Anhalt formuliert. Unter-

stützt wurden die 
Autoren von Elmar 
Heisterkamp und 
Max Brändle. Ein 
zentraler Punkt 
des Papiers ist die 
Weiterentwick-
lung und Bildung 
von Clustern – ei-
ne kritische Masse 
an Unternehmen, 
die innerhalb ei-

ner Region entlang der Wert-
schöpfungskette miteinander 
interagieren. Cluster stellen für 
die vergleichsweise kleinteilige 
Unternehmensstruktur in Sach-
sen-Anhalt eine Chance dar, 
Schwächen bei Forschung und 
Entwicklung und der Bewäl-
tigung des Fachkräftebedarfs 
auszugleichen. 
Die Veranstaltungsreihe des 
FES-Landesbüros in Sachsen-
Anhalt und des Managerkreises 
führte die Autoren in die für 
Sachsen-Anhalt entschei-
denden Cluster. In Runden mit 
25 Teilnehmern wurde mit Ver-
antwortlichen aus den Firmen 
vor Ort über die Herausforde-
rungen der Unternehmen sowie 
ihre Anforderungen an die Poli-
tik diskutiert. Das Cluster Auto-

motive mit Sitz in Magdeburg-
Barleben hat dabei schon große 
Fortschritte vorzuweisen. Mit 
der Einrichtung des Instituts 
für Kompetenz und AutoMobili-
tät IKAM wird dort am Automo-
bil der Zukunft geforscht. Beim 
Cluster Biotechnologie, das ei-
ne Einladung an die Universität 
Halle hatte, wurde neben For-
schung und Entwicklung ein 
anderer Aspekt deutlich: die 
Wichtigkeit der Finanzierung 
junger Unternehmen durch 
Venture Capital, um Erfin-
dungen auch zur Marktreife zu 
bringen. Der Industriepark in 
Leuna macht anschaulich, wie 
eine große Anzahl von Firmen 
in einem Cluster von einer her-
vorragenden Infrastruktur pro-
fitieren kann. So ist die Chemie- 
und Kunststoffindustrie hier 
auch eine Erfolgsgeschichte mit 
stetigem Wachstum. 
Eine öffentliche Abschlussver-
anstaltung bot schließlich den 
Rahmen, um die Ergebnisse 
der Clustergespräche mit dem 
stellvertretenden Ministerpräsi-
denten und Finanzminister von 
Sachsen-Anhalt Jens Buller-
jahn zu diskutieren. Vor mehr 
als 110 Teilnehmern setzte er 
sich mit den Handlungsemp-
fehlungen des Managerkreises 
auseinander: Eine verbesserte 
Cluster-Strategie, so Bullerjahn, 
könne Sachsen-Anhalt helfen, 
den Wegzug von Fachkräften 
aus dem Land einzudämmen 
und Schwachstellen der klein-
teiligen Wirtschaftsstruktur zu 
kompensieren. 

T H E S E N pA p I E r  u N D  V E r A N S TA LT u N g S r E I H E  D E S  M A N A g E r k r E I S E S 

potenziale in Sachsen-Anhalt

Acht Handlungsemp-
fehlungen für Sachsen-
Anhalt: Eine Veranstal-
tungsreihe des 
Mangerkreises Ost und 
des FES-Landesbüros.
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FES: Der Managerkreis der Friedrich-Ebert-Stiftung 
lädt regelmäßig Politiker ein, um über aktuelle 
gesellschaftliche Themen zu diskutieren. Sie waren 
auch schon zu Gast. Was können Sie von solchen 
Veranstaltungen mitnehmen? 
H. H.: Das ist ein ganz wichtiges Forum, in dem 
unterschiedliche Zugänge und Sichtweisen ausge-
tauscht werden. Wenn wir als SPD nicht auf Defen-
sive spielen wollen, wenn 
wir also eine progressive 
Politik für dieses Land 
durchsetzen wollen, dann 
brauchen wir dringend 
diesen Dialog, den bei-
spielsweise der Manager-
kreis organisiert.

FES: Der Managerkreis hat sich schon häufiger mit 
Positionspapieren zu Wort gemeldet, die in den Rei-
hen der SPD nicht immer gut ankamen. Wie hellhö-
rig werden Sie, wenn der Managerkreis Reformvor-
schläge macht?
H. H.: Das ist überaus willkommen und ich finde, 
alles andere wäre dumm und langweilig. Wir müs-
sen uns nicht ständig gegenseitig in den Positionen 

bestätigen, die wir schon immer hatten, sondern es 
muss auch über den Tellerrand hinaus gedacht wer-
den. Wir brauchen eine kritische Begleitung unserer 
Positionen. Insofern ist der Managerkreis hin und 
wieder in der Vergangenheit - manchmal zu Recht, 
manchmal zu Unrecht - so etwas wie ein Stachel im 
Fleisch der sozialdemokratischen Debatte um Wirt-
schaftspolitik gewesen und das muss er weiter sein. 
Ich wünsche es mir und erwarte spannende Impulse 
in der Zukunft.

FES: Es gibt zur Zeit keinen einzigen Unternehmer 
in der SPD-Fraktion. Ist die SPD auch eine Partei für 
Manager und Unternehmer?
H. H.: Die Tatsache, dass die SPD aus der Arbeiter-
bewegung entstanden ist, heißt nicht, dass wir als 
Volkspartei nicht offen sind für engagierte und ver-
antwortungsvolle Unternehmerinnen und Unter-
nehmer. Die sind in unseren Reihen herzlich will-
kommen und wir  können sie auch gut brauchen. 
Wir sind eine Volkspartei für all diejenigen, die wirt-
schaftlichen Erfolg nicht gegen soziale Sicherheit 
ausspielen wollen. Ich glaube, dass heutzutage die 
SPD die Partei der sozialen Marktwirtschaft ist und 
niemand sonst. 

g E S p r ä c H  M I T  D E M  S T E L LV E r T r E T E N D E N  F r A k T I O N S V O r S I T Z E N D E N  D E r  S p D ,  H u B E r T u S  H E I L

Stachel im Fleisch

Straßen, Schienenwege und 
Wasserstraßen sind gleichsam 
der Blutkreislauf der deut-
schen Volkswirtschaft. Da die 
weltweite Arbeitsteilung bei 
der Produktion von Industrie-
gütern immer weiter zunimmt, 
wird Deutschlands Funktion 
als Drehscheibe für den Güter- 
und Personenverkehr schon 
aufgrund seiner zentralen La-
ge in Europa immer wichtiger. 
Prognosen gehen von einem 
Wachstum im Güterverkehr 
von mehr als 70 % und beim 
Personenverkehr von fast 20 % 

bis zum Jahr 2025 aus. Schon 
jetzt arbeiten beispielsweise 
mehr als 2,7 Millionen Men-
schen in Deutschland in der 
Logistikbranche. Doch Verkehr 
verursacht Lärm und Emissi-
onen, kann die Umwelt belas-
ten und die Lebensqualität be-
einträchtigen. 
Der gesellschaftspolitische As-
pekt von Mobilität ist deshalb 
ein Schwerpunkt in der Ar-
beitsgruppe Verkehrspolitik 
und Mobilität des Manager-
kreises der FES. Seit Oktober 
2010 leitet Matthias von Ran-

dow, ehemaliger Staatssekre-
tär im Verkehrsministerium, 
heute Bevollmächtigter des 
Vorstands von Air Berlin, diese 
Arbeitsgruppe. In einem Ver-
trauens- und Innovationsdialog 
möchte er die verantwortlichen 
Akteure aus der Wirtschaft mit 
den verantwortlichen Politi-
kern und Wissenschaftlern an 
einen Tisch bringen. Zentrale 
Themen sind dabei neben Um-
welt- und Klimaschutz auch 
Sicherheitsfragen, denn die 
globalen Lieferketten sind ver-
wundbar. Zudem erfordert bes-

M A N A g E r k r E I S  Z u r  V E r k E H r S p O L I T I k

Facetten der Mobilität 
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sere Mobilität auch besser aus-
gebildete Arbeitskräfte in der 
Verkehrswirtschaft. Schließ-
lich steht die Finanzierung der 
Verkehrswege in Deutschland 
angesichts von Haushaltskon-
solidierung und Investitionslü-
cken vor großen Herausforde-
rungen.
Seit vielen Jahren begleitet 
der Managerkreis die Diskus-
sion zur Nutzerfinanzierung 
der Verkehrsinfrastruktur in 
Deutschland. Im Sommer 2010 
konnte hierzu der Staatssekre-
tär Prof. Klaus Dieter Scheurle 
aus dem CSU-geführten Ver-
kehrsministerium für eine Po-
diumsdiskussion gewonnen 
werden. Mit ihm diskutier-
ten der stellvertretende SPD-

Fraktionsvorsitzende Florian 
Pronold, sowie Peter Fischer, 
Präsident der Initiative für 
Verkehrsinfrastruktur Pro Mo-
bilität und Mitglied im Mana-
gerkreis. Den Auftakt für die 
Diskussion lieferte Dr. Stefan 
Kooths, Konjunkturexperte am 

Institut für Weltwirtschaft Kiel, 
der eine „Entpolitisierung“ der 
Infrastrukturbereitstellung und 
einen transparenten Finanzie-
rungskreislauf durch Nutzer-
gebühren forderte. Eine These, 
die für Kontroversen auf dem 
Podium sorgte. 

„Seit vielen Jahren schon engagiere ich mich im Mana-
gerkreis der Friedrich-Ebert-Stiftung. Auf regionaler 
Ebene in Nordrhein-Westfalen und seit kurzem als Mit-
glied im Bundesvorstand. Verantwortung in einem 
großen Unternehmen für viele Mitarbeiter zu überneh-
men, bedeutet auch, ein Stück weit, gesellschaftliche 
Verantwortung zu tragen. Der Managerkreis bietet mir 
die Möglichkeit, meine Erfahrungen in die politische 
Diskussion einzubringen - im direkten Austausch mit 
den Entscheidungsträgern in der Politik.“
Ulrich Weber, Personalvorstand der Deutschen Bahn 
AG. Mitglied des Vorstands des Managerkreises.  

 (Foto: D
archinger)

Auch wenn die Autoindustrie 
dank Abwrackprämie und an-
ziehendem Export ziemlich 
glimpflich aus der Wirtschafts-
krise gekommen ist – das Ge-
schäftsmodell ist an seine 
Grenzen gekommen. Zumin-
dest darüber waren sich Klaus 
Bräunig, Geschäftsführer des 
Verbands der Automobilindus-
trie (VDA), Hartmut Meine von 
der IG Metall Niedersachsen, 
Florian Pronold, Fraktionsvize 
der SPD, sowie Professor Hel-
mut Holzapfel vom Institut für 
Verkehrswesen in Kassel ei-
nig. Allerdings bezog sich die-
se Einigkeit ausschließlich auf 
die fernere Zukunft in zehn bis 
20 Jahren. Bis dahin müssten 
neue elektrische Antriebskon-
zepte marktfähig sein, stellten 
sie bei einer Diskussion über 

die Zukunft der Autoindustrie 
auf Einladung FES Ende No-
vember in Berlin fest.
Doch solange das alte Ge-
schäftsmodell noch funktio-
niert, wird es verteidigt. Daran 
ließ Klaus Bräunig wenig Zwei-
fel, als er den Oktober 2010 
als besten Exportmonat al-
ler Zeiten feierte, mit 378.000 
ausgeführten deutschen Au-
tos. Und auch die Warnung 
vor „zu schnellen“ Auflagen 
für die Senkung der Kohlen-
dioxidemissionen fehlte nicht. 
Auf die Frage von Werner Reh 
vom Bund für Umwelt und Na-
turschutz (BUND), ob der VDA 
die in der Europäischen Union 
diskutierten CO2-Grenzwerte 
von 95 Gramm pro Kilometer 
bis 2020 für Neuwagen un-
terstütze, verzichtete Bräunig 

auf eine Antwort. Zuvor hatte 
er aber gewarnt, dass „öko-
logische Vorgaben“ nicht auf 
einer „zu engen Zeitachse“ ge-
macht werden dürften. 
Hartmut Meine sieht die Auto-
industrie dagegen schon mit-
ten im Strukturwandel, von 
dem er sich wünscht, dass er 
„geordnet“ abläuft. Er verwies 
auf die Tarifverträge zur Be-
schäftigungssicherung in der 
Autoindustrie. „Wir wollen den 
Wandel ohne betriebsbedingte 
Kündigungen schaffen“, sagte 
er. Allerdings wies er auch dar-
auf hin, dass bei einem Wandel 
zum Elektromotor und ange-
sichts der Produktivitätssteige-
rungen in der Industrie mit Si-
cherheit weniger Arbeitsplätze 
gebraucht würden. Meine ver-
wies auf einen tarifvertraglich 

k O N F E r E N Z  ü B E r  D I E  Z u k u N F T  D E r  A u T O M O B I L I N D u S T r I E 

Mitten im Strukturwandel
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vereinbarten Innovationsfonds 
bei VW, der mit jährlich 20 Mil-
lionen Euro ausgestattet wer-
den und nach neuen Geschäfts-
feldern suchen soll. Und Florian 

Pronold wies darauf hin, dass 
es vor allem in den Städten in 
Zukunft darauf ankomme, Mo-
bilität zu verkaufen und nicht 
mehr nur Autos. Wie schwer 

dieser Wandel werden dürf-
te, zeigte die Feststellung eines 
VW-Mannes zum Ende der Ver-
anstaltung: „Das fällt völlig aus 
dem Geschäftsmodell.“ 

„Die Märkte der Zukunft sind 
grün“ – diese These wurde am 
4. November im Curiehörsaal 
der TU Ilmenau lebhaft dis-
kutiert. Eingeladen hatte der 
Managerkreis der FES, der im 
Rahmen der Veranstaltung die 
Ergebnisse des Strategiepa-
piers „Nachhaltiges Wachstum 
finanzieren – Strategien und Fi-
nanzierungsinstrumente für ei-
ne Green Economy“ vorlegte.
Nach dieser Analyse hat 
Deutschland die Chance, durch 
eine starke Position in der Um-
welttechnologie sowie durch 
gesamtwirtschaftliche Ressour-
cen- und Energieeffizienz ein 
neues, nachhaltiges Wachstum 
zu generieren. So können zu-
kunftssichere Arbeitsplätze ge-
schaffen, ökologische Zielset-
zungen erreicht und die Staats-
verschuldung eingedämmt 
werden. Die ökologische Mo-
dernisierung der Wirtschaft 
erfordert allerdings nicht nur 
enorme Investitionen sondern 
auch einen intelligenten und 
verlässlichen Ordnungsrahmen. 
Zu diesem Ordnungsrahmen, 
der Wirtschafts-, Finanz-, Steu-
er- und Innovationspolitik ver-
zahnen muss,  gehören auch 
angemessene Finanzierungs-
instrumente. Auf dem Weg zu 
einer „Green Economy“ ist die 
Einbindung der Finanz- und 
Kapitalmärkte entscheidend. 

Denn lei-
der ist 
„Deutsch-
land 
derzeit 
Schluss-
licht in 
Europa, 
was die 
Finanzie-
rung von 
Green-
tech-Un-
terneh-
men mit 
privatem 
Kapital 
angeht“, so Dr. Carlo Velten, 
einer der Autoren des Papiers 
und Mitglied im Bundesvor-
stand des Managerkreises. 
In der Diskussion wurde aller-
dings auch deutlich, dass es 
zwar Anschub- und Innovati-
onsfinanzierungen geben, laut 
Prof. Hermann Kallfaß (TU Il-
menau) aber eine „Überförde-
rung und Geldverschwendung“ 
vermieden werden muss. Der 
Unternehmer Dr. Hubert A. Au-
lich (PV Crystalox Solar GmbH) 
setzte sich für eine Stärkung 
Thüringens als Produktions-
standort ein. Nur wenn den 
Unternehmen durch die Kom-
munen die notwendigen Ge-
nehmigungen erteilt werden, 
können Arbeitsplätze langfris-
tig angesiedelt werden. Es sei 

„eine Illusion, dass Thüringen 
als Land der Forscher und Ent-
wickler eine Zukunft hat. Ohne 
Produktionsstandorte werden 
Forscher und Entwickler sehr 
schnell wieder abwandern.“ 
Thüringens Wirtschaftsminis-
ter Matthias Machnig machte in 
seiner Ausführung unmissver-
ständlich klar, dass „die Wachs-
tumsfahrt mit immer mehr  
Ressourcenverbrauch vorbei 
ist.“ Den notwendigen Umbau 
der deutschen Wirtschaft verg-
lich er mit „einer dritten indus-
triellen Revolution.“ 

S T r AT E g I E pA p I E r  D E S  M A N A g E r k r E I S  Z u r  g r E E N  E c O N O M y

Dritte industrielle revolution

http://managerkreis.de/media/
GreenEconomy_2010.pdf

D A S  S T r AT E g I E pA p I E r
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Die ökologische Modernisie-
rung stellt auch Arbeitsmarkt 
und Bildungssystem in füh-
renden Industrienationen wie 
Deutschland und den USA vor 
ganz neue Herausforderungen. 
Welche Branchen und Berufs-
felder werden sich in einer 
„Green Economy“ entwickeln, 
wie können Industrien öko-
logisch transformiert und die 
Ausbildung auf die Bedürfnisse 
einer nachhaltigen Produktion 
ausgerichtet werden? 
Auf Fragen wie diese versuchte 
die Fachtagung „Greening of 
the Economy“ Antworten zu 
finden, die von der FES in Ber-
lin veranstaltet wurde. Koo-
perationspartner für die Ta-
gung mit Arbeitsmarkt-, Um-
welt- und Bildungsexperten aus 
Deutschland und den USA wa-
ren die Hans-Böckler-Stiftung 
und die US-amerikanische Bot-
schaft. Für den thüringischen 
Wirtschaftsminister Matthias 

Machnig gibt es keine Alterna-
tive zum ökologischen Umbau, 
auch weil er zukünftig Wettbe-
werbsvorteile schaffe. Auch die 
Obama-Administration setzte 
auf „Green Economy“ und för-
dere derzeit massiv Ausbil-
dung- und Fortbildung in „grü-
ne“ Qualifikationen, berichtete 
der stellvertretende Staatsse-
kretär im US-Arbeitsministeri-
um, William Spriggs. Weil die 
Mehrzahl grüner Jobs in klas-
sischen Industrien und nicht in 
neuen Umweltbranchen entste-
he, müsse der Fokus stark auf 
der Weiterqualifikation traditi-
oneller Berufe liegen, mahnte 

Angelika Thomas, Ressortleite-
rin Technologie und Umwelt im 
Vorstand der IG Metall. Grüne 
Arbeitsplätze müssten gute Ar-
beitsplätze sein, forderten so-
wohl Thomas als auch Margre-
te Strand Rangnes von der Blue 
Green Alliance. 
Bildungsexperten wie Prof. Pe-
ter Weiß vom Bundesinstitut für 
Berufsbildung und Glen Cum-
mings vom US-Bildungsminis-
terium präsentierten Lösungs-
ansätze, wie die Berufs- und 
Weiterbildungssysteme an die 
neuen Qualifikationsbedürf-
nisse einer grünen Ökonomie 
angepasst werden können.

TA g u N g  M I T  A r B E I T S M A r k T- ,  u M W E LT-  u N D  B I L D u N g S E x p E r T E N  D E u T S c H L A N D S  u N D  D E r  u S A

grüne Arbeitsplätze gleich gute Arbeitsplätze?

Aus Thüringen den grünen Mo-
tor Deutschlands zu machen, 
ist erklärtes Ziel der seit einem 
Jahr amtierenden Landesre-
gierung. Die FES unterstützt 
dieses Ziel mit regelmäßigen 
Diskussionsforen und Exper-
tengesprächen sowie der Ein-
richtung einer neuen Veranstal-
tungsreihe „Forum Energie.“ 
Darin wurden bereits kommu-
nale Fördermöglichkeiten re-
generativer Energien und der 

sogenannte Atomkompromiss 
der schwarz-gelben Bundesre-
gierung behandelt. 
Fragen der politischen För-
dermöglichkeiten einer soge-
nannten „Green Economy“, die 
neben erneuerbaren Energien 
auch ressourcenschonende 
Technologien und die Recyc-
lingwirtschaft umfasst, wurden 
in zwei weiteren Diskussionsfo-
ren erörtert. In einem „rot-grü-
nen Salon“ sprachen in Erfurt 

Thüringens Wirtschaftsminis-
ter Matthias Machnig und der 
stellvertretende Fraktionschef 
der Grünen im Bundestag, Fritz 
Kuhn, über die Frage „Brau-
chen wir einen Green New De-
al?“ Dabei traten neben Ge-
meinsamkeiten auch deutliche 
Unterschiede hervor, etwa bei 
Fragen des Infrastrukturaus-
baus zum Erhalt des Industrie-
standorts Deutschland oder bei 
der Elektromobilität. 

V E r A N S TA LT u N g S r E I H E  „ F O r u M  E N E r g I E “

Thüringen auf dem Weg zum „grünen Motor“

+ + +  F E S  + + +  k u r Z  g E F A S S T  + + +  F E S  + + +  k u r Z 

+ + +  Nanotechnologien im Lebensmittelsektor – nur Kleinigkeiten? fragte 
der Gesprächskreis Verbraucherpolitik der FES auf einer Tagung in Berlin. 
Fazit der Veranstaltung, die von dem Vorsitzenden der Nano-Kommission der 
Bundesregierung, Wolf-Michael Catenhusen, moderiert wurde: Es gibt zwar 
bislang nur wenige Produkte auf dem Lebensmittelmarkt, bei denen Nano-
technologien Verwendung finden, aber es gibt eine Reihe konkreter Anwen-
dungsmöglichkeiten. Doch da es weder Standards noch Regulierungen gibt, 
die Transparenz schaffen, Risiken minimieren und Wahlfreiheit schaffen, 
muss die Politik rasch handeln. Kommt eine Regulierung zu spät, ist eine brei-
te Ablehnung wie bei der „grünen Gentechnik“ nicht auszuschließen.  + + +
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Bereits 2002/2003 begann sich 
der Managerkreis der Fried-
rich-Ebert-Stiftung mit der Ge-
sundheitsversorgung und ih-
rer gesellschaftlichen wie auch 
wirtschaftlichen Rolle ausein-
anderzusetzen. Die Diskussi-
onen zur Reform des Gesund-
heitssystems in Deutschland 
beschäftigen sich bereits seit 
Jahrzehnten überwiegend mit 
der Dämpfung des Kostenan-
stiegs, der Sicherung der Ein-
nahmen und den Reformen der 
institutionellen Strukturen. Um 
die Jahrtausendwende wurde 
dieser Diskurs sowohl durch 
die Frage der zunehmenden 
Lohnkostenbelastung als auch 
durch die Wachstumspoten-
ziale der neu identifizierten 
Branche „Gesundheitswirt-
schaft“ ergänzt. Dies nahm der 
Managerkreis 2003 zum Anlass 
zwölf „Forderungen an eine 
nachhaltige Gesundheitspoli-
tik“ zu formulieren. 
In dem Papier wurden grund-
sätzliche systemische Bereiche 
angesprochen, Forderungen 
an eine nachhaltige Finanzie-
rungsstruktur gestellt sowie 
Anforderungen an die Leis-
tungsseite formuliert. Der mit 
diesem Forderungskatalog ein-
geschlagene Weg wurde mit 
Blick auf die Bundestagswahl 
2005 durch ein erweitertes 
Thesenpapier gefestigt. Mit 
„Wachstumsfeld Gesundheit 
– Reformen für mehr Qualität, 
Wirtschaftlichkeit, Solidari-
tät und Eigenverantwortung“ 
wurden Politikempfehlungen 
formuliert, um einen wirkungs-

vollen Wett-
bewerb zu 
organisie-
ren, der 
Qualität und 
Wirtschaft-
lichkeit ga-
rantiert und 
eine Finan-
zierung re-
alisiert, die 
eine Balan-
ce zwischen 
Eigenver-
antwortung und Solidarität er-
möglicht. 
Um der steigenden Bedeutung 
der Gesundheitspolitik gerecht 
zu werden, beschloss das Stee-
ring-Komitee des Manager-
kreises 2006 die Einrichtung 
einer permanenten Arbeits-
gruppe Gesundheit (PAG). Ziel 
war es, die über einen länge-

ren Zeitraum kontinuierlich an 
einem Themenfeld arbeiten-
de Gruppe als Ansprechpart-
ner der Politik zu etablieren. 
Grundsätzlichen Fragestellun-
gen sollte so mehr Aufmerk-
samkeit verliehen und rascher 
auf aktuelle Entwicklungen re-
agiert werden.

g E S u N D H E I T S p O L I T I k  I M  F O k u S  D E S  M A N A g E r k r E I S E S

Mehr Effizienz ins gesundheitswesen

In dem Projekt der Abteilung Wirtschafts- 
und Sozialpolitik wird ein Konzept entwi-
ckelt, das sowohl zu einer qualitativ höher-
wertigen gesundheitlichen Versorgung als 
auch zu steigendem Wachstum und 
Beschäftigung sowie verbesserter Qualifi-
zierung führen soll. Zentral sind folgende 
konzeptionelle Überlegungen:
• Auszugehen ist von einem zuneh-

mendem Bedarf an medizinischen und 
nicht-medizinischen sowie pflegerischen 
Leistungen, 

• Alle Angebote müssen patientenzentriert 
sein und sich an der Verbesserung der 
Leistungen und Versorgung orientieren, 
wobei Prävention höchste Priorität hat 
und sozial benachteiligte Schichten 
erhöhter Aufmerksamkeit bedürfen. 

• Gute Arbeit und die Qualifizierung der 
Beschäftigten im Gesundheitssystem 
spielen eine entscheidende Rolle.  

• Auf die zuvor genannten Aspekte müs-
sen innovative Versorgungsstrukturen 
(u.a. integrierte Versorgung) abgestellt 
werden. 

• Diese Strukturen werden durch einen 
innovationsfördernden ordnungspoli-
tischen Rahmen (u.a. Selektivverträge) 
gefestigt.

• Anhand von drei alternativen Finanzie-
rungsmodellen wird geprüft, wie sie sich 
auf die Entwicklung des Gesundheitssek-
tors auswirken und welche Folgen dies 
für andere Wirtschaftszweige haben 
könnte.

FES-projekt Soziale gesundheitswirtschaft
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Bereits 2008 legte die PAG ein 
weiteres Thesenpapier vor, in 
dem sie zu einer neuen Quali-
tätsdebatte im Gesundheitswe-
sen auffordert. In „Wachstum 
und Gesundheit – Chancen-
gleichheit, Wettbewerb und 
Konsumentensouveränität“ 
wird für eine ganzheitliche Ge-
sundheitspolitik und einen qua-
litätsfördernden Wettbewerb 
geworben. Konkret wurden 
hier die Versicherungspflicht 
bei freier Wahl der Kranken-
kasse, Direktverträge von Ver-
sicherungen mit Ärzten und 
Krankenhäusern oder die Fi-
nanzierung versicherungs-
fremder Leistungen aus Steuer-
mitteln als Aufgaben an die Po-
litik formuliert. Um die Grenze 
zwischen ambulanter und stati-
onärer Versorgung zu überwin-
den, seien ferner der Ausbau 
der integrierten Versorgung 
und die Einführung von Fall-
pauschalen auch in der ambu-
lanten Versorgung zwingend 

erforderlich. Bei künftigen Re-
formschritten, so die Überzeu-
gung der PAG, müsse darauf 
geachtet werden, Prävention 
und Gesundheitserziehung aus-
zubauen, Chancengleichheit 
bei der medizinischen Versor-
gung der gesamten Bevölke-
rung herzustellen, den Pati-
enten mehr Informations- und 
Beteiligungsrechte und damit 
Konsumentensouveränität zu 
verschaffen sowie das Gesund-
heitssystem insgesamt mehr 
auf den Wettbewerb hin zu ori-
entieren. 
Auch die jüngste Publikation 
der PAG „Für eine zukunftssi-
chere Krankenhauslandschaft 
in Deutschland“ ist Ergebnis 
einer Reihe von Expertenge-
sprächen. Der Managerkreis 
legt hier ein Sieben-Punkte-
Programm vor, das hilft, die 
Zukunft der deutschen Kran-
kenhauslandschaft zu sichern. 
Zentrale Herausforderungen 
werden benannt, geeignete Lö-

sungsvorschläge formuliert und 
auf die enormen Modernisie-
rungsreserven im Bereich der 
Krankenhäuser in Deutschland 
verwiesen. Insbesondere eine 
Vielzahl teurer und die Quali-
tät beeinflussende Schwächen 
des gegenwärtigen Organisa-
tions- und Finanzierungssys-
tems werden verdeutlicht. Das 
neue Positionspapier präsen-
tiert zentrale Lösungsvorschlä-
ge und Lösungsforderungen die 
helfen sollen, die Qualität und 
Effizienz der Leistungserbrin-
gung nachhaltig zu stärken.
Die PAG setzt ihre zukünftigen 
Schwerpunkte auf längerfris-
tige Themen wie die weitere 
Effizienzsteigerung im Gesund-
heitswesen, (Global) Public 
Health oder die demografisch 
bedingte Herausforderung: 
Fachkräftesicherung. 

www.managerkreis.de/thesen-
papiere.aspx

A L L E  T H E S E N pA p I E r E

Trotz des bereits eingerichteten „Rettungsschirms“  
für die Eurozone erscheinen die Befürchtungen, 
dass es zu weiteren Rettungsmaßnahmen für über-
schuldete Staaten oder zu einer dauerhaften Trans-
ferunion oder gar zu einem abrupten Zerbrechen 
der Eurozone kommen könnte, nicht völlig unbe-
rechtigt.
Vor diesem Hintergrund widmete sich ein Workshop 
der FES in Berlin mit Experten aus Wissenschaft, 
Politik und dem Bundesministerium der Finanzen 
der Frage, welche Perspektiven marktgesteuerte 
Mechanismen der Staatsverschuldung haben kön-
nen und welche Verfahren und Instrumente dafür 
benötigt werden.
Im Kern bedeutet eine Marktsteuerung staatlicher 
Verschuldung, dass es für Staaten, die sich auf den 
Weg der Überschuldung zu begeben drohen, zuneh-
mend teurer wird, sich an den Kapitalmärkten zu 

refinanzieren, womit ein entsprechender Diszipli-
nierungsdruck ausgeübt wird. Eine solide Markt-
steuerung müsste nach Meinung der Experten auf 
drei Ebenen ansetzen: 
1. Errichtung eines Regelwerks für geordnete Insol-
venzen; 2. glaubhafte und effektive Risikobeteili-
gung der Gläubiger; und 3. eine Reform des Banken- 
und Finanzsektors.
Wie Martin Hellwig, Direktor des Max-Planck-Insti-
tutes zur Erforschung von Gemeinschaftsgütern 
feststellt, müssten Banken ihre derzeit viel zu gerin-
gen Eigenkapitalquoten auf mindestens 20 Prozent 
aufstocken, auch müsste ihnen die Risikogewich-
tung ihrer Vermögenswerte untersagt werden. 
Denn wie die Schuldenkrise in der Eurozone zeigt, 
kann sich die heute plausibel erscheinende Risiko-
bewertung unterschiedlicher Vermögenswerte 
schon morgen als hinfällig erweisen.

Marktsteuerung staatlicher Verschuldung 

http://www.managerkreis.de/thesenpapiere.aspx
http://www.managerkreis.de/thesenpapiere.aspx
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Zukunft der Mitbestim-
mung in Deutschland Demokratie in der 

Wirtschaft 
D I E  M I T B E S T I M M u N g  Z ä H LT  Z u  D E N  W I c H T I g E N  W I r T S c H A F T S -  u N D  g E -

S E L L S c H A F T S p O L I T I S c H E N  E r r u N g E N S c H A F T E N  im rahmen eines sozialstaatlich 
regulierten kapitalismus. Mit welchen zeitgemäßen perspektiven kann die Mitbestimmung 
als Markenzeichen sozialer Marktwirtschaft weiterentwickelt werden?

Dieser Frage geht der FES-Ar-
beitskreis Arbeit-Betrieb-Poli-
tik insbesondere mit Blick auf 
die Weiterentwicklung der Un-
ternehmensmitbestimmung im 
Spiegel unterschiedlicher Re-
formdiskussionen nach. “Un-
ternehmensmitbestimmung: 
ungerechtfertigter Stillstand 
auf der politischen Baustelle,“ 
ist die Überschrift eines mehr-
teiligen Diskurses, an dem sich 
Gewerkschafter, Politiker, Wis-
senschaftler und Unterneh-
mensvertreter beteiligen.
Die Mitbestimmung in der 
Wirtschaft erfolgt in Deutsch-
land auf zwei Ebenen: durch 
den Betriebsrat und die Arbeit-
nehmervertreter im Aufsichts-
rat.
Die Vorzüge einer solchen mit-
bestimmten Wirtschaft be-
schränken sich nicht nur auf 
die Kontrolle der Unterneh-
mensführung durch den Auf-
sichtsrat und die Gestaltung 
der Produktionsbedingungen 
durch den Betriebsrat. Mitt-
lerweile mehren sich wissen-
schaftliche Studien, die den 
wirtschaftlichen Wert der 
Mitbestimmung nachweisen. 
Jüngste Forschungen heben 
zudem hervor, dass die Un-
ternehmensmitbestimmung 
die Weltmarktposition der 
Unternehmen stärkt, denn 

Mitbestimmung und Mitver-
antwortung sind innovations-
fördernd. Mitbestimmung er-
bringt aber auch eine volks-
wirtschaftliche „Extrarendite.“ 
Sie wird beispielsweise durch 
die Arbeit von Mitbestim-
mungsträgern erzielt, die in 
der Wirtschaftskrise durch 
betriebliche Vereinbarungen 
zur Beschäftigungssicherung, 
Standortschließungen oder 
Personalabbau verhindern. 
Betriebsräte unterstützen z.B. 
Kurzarbeit, um Krisen zu über-
brücken, und sichern damit 
Arbeitsplätze.
Auf die Agenda einer zukunfts-
orientierten Politik für mehr 
Demokratie in der Wirtschaft 
gehört daher der Ausbau der 
Mitbestimmung in den Un-
ternehmen. Die Montanmit-
bestimmung, also die „echte“ 
paritätische Mitbestimmung 
könnte für die Weiterentwick-
lung des Mitbestimmungsge-
setzes von 1976 das Vorbild 

sein, um die Handlungsfähig-
keit der Arbeitnehmervertre-
ter (durch die Abschaffung des 
Doppelstimmrechts des Auf-
sichtsratsvorsitzenden) zu er-
höhen. 
Auch mit Blick auf europäische 
Entwicklungen sind Reformen 
angesagt, die verhindern soll-
ten, die deutsche Mitbestim-
mung auf dem Altar der euro-
päischen Harmonisierung zu 
opfern. Das europäische Ge-
sellschaftsrecht unterstützt die 
grenzüberschreitenden wirt-
schaftlichen Aktivitäten der 
Unternehmen. Zunehmend 
werden in Deutschland ansäs-
sige Unternehmen z.B. in eine 
ausländische Rechtsform um-
gewandelt. Die deutschen Nie-
derlassungen werden in diesen 
Fällen nicht mehr vom Mitbe-
stimmungsrecht erfasst. Diese 
Flucht vor der Mitbestimmung 
gesetzlich zu unterbinden, wä-
re eine dringliche Politikauf-
gabe.
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Obwohl die Sozialpartnerschaft 
in Deutschland eine gute und 
lange Tradition hat, spielt die 
finanzielle Mitarbeiterbeteili-
gung in Deutschland nach wie 
vor eine untergeordnete Rolle. 
Dabei könnte die Beteiligung 
von Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern am Unterneh-
men der zunehmenden Un-
gleichverteilung von Vermögen 
in Deutschland entgegenwir-
ken. Zusätzlich bietet die Mit-
arbeiterbeteiligung vielfältige 
Vorteile für Beschäftigte und 
Unternehmen. Das hat der Ge-
setzgeber erkannt und wollte 
mit der Neufassung des Mit-
arbeiterkapitalbeteiligungsge-
setzes von 2009 insbesondere 
die Beteiligung im Bereich der 
kleinen und mittleren Unter-
nehmen fördern. 
Die Spitzenverbände der So-
zialpartner BDA und DGB be-
grüßen die erweiterten Mög-
lichkeiten der Mitarbeiterka-
pitalbeteiligung. Auch in den 
politischen Parteien gab und 
gibt es allenfalls Differenzen 

über die Ausgestaltung einzel-
ner Instrumente. 
Möglichen Hindernisse einer 
stärkeren Nutzung von finan-
ziellen Mitarbeiterbeteiligungs-
modellen liegen offenbar in der 
praktischen Umsetzung. Hier-
auf verweisen auch die sehr 
unterschiedlichen Beteiligungs-
quoten in den verschiedenen 
Branchen und Unternehmens-
größenklassen. Während bei 
den großen börsennotierten 
Unternehmen Beteiligungsan-
gebote sehr weit verbreitet 
sind und zur modernen Perso-
nalpolitik dazugehören, ist ei-
ne Beteiligung der Mitarbeiter 
am Unternehmenskapital in 
mittleren und kleineren Unter-
nehmen nach wie vor eine Aus-
nahme. 
Vor diesem Hintergrund führt 
der Arbeitskreis Mittelstand 
der FES in einer Kooperation 
mit der Hans Böckler Stiftung 
ein Dialogprojekt durch, um 
Wirtschaft, Politik sowie Ar-
beitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer zusammenzubringen 

um so Impulse für weitere Ver-
besserungen und Handlungs-
optionen zu entwickeln. Zu Be-
ginn stand am 23. November 
2010 ein erster Erfahrungs-
austausch mit dem neuen Mit-
arbeiterkapitalgesetz an dem 
sich neben Wissenschaftlern, 
Unternehmern und Verbands-
vertretern der ehemalige Bun-
desminister für Arbeit und So-
ziales, Olaf Scholz und das Mit-
glied des geschäftsführenden 
DGB-Bundesvorstandes, Diet-
mar Hexel, beteiligten. Die Dis-
kussion zeigte, dass es in der 
Umsetzung des neuen Gesetzes 
noch erheblichen Kommunika-
tions- und Vermittlungsbedarf 
gegenüber der Wirtschaft gibt; 
denn die möglichen positiven 
Wirkungen werden zwar an-
erkannt, aber die Idee überbe-
trieblicher Umsetzungsmodelle 
scheint vielen Unternehmen zu 
kompliziert.

k O O p E r AT I O N S p r O J E k T  M I T  D E r  H A N S  B Ö c k L E r  S T I F T u N g 

Mitarbeiterbeteiligung weiterentwickeln

Eine starke Mitbestimmung 
stärkt die Demokratie. Das Ziel 
ist, neue Risiken für die Mit-
bestimmung abzuwehren, da-
gegen deren wirtschaftliche, 
arbeits- und gesellschaftspoli-

tische Chancen zu nutzen und 
in ihre Zukunft zu investieren. 
Die treibende Kraft der Weiter-
entwicklung des deutschen Mit-
bestimmungssystems ist dabei 
eine Allianz zwischen Gewerk-

schaften und Sozialdemokratie. 
Beide treten für den Erhalt und 
Ausbau der deutschen Mitbe-
stimmung als zukunftsfähiges 
Kooperations- und Regulie-
rungsmodell ein.

www.fes.de/wiso/sets/s_abp.htm

• Felix Hörisch, Mehr Demokratie wagen - 
auch in der Wirtschaft: die Weiterentwicklung 
der Unternehmensmitbestimmung in Zeiten 
der Finanz- und Wirtschaftskrise

• Rainald Thannisch, Die Mitbestimmung im 
Kontext europäischer Herausforderungen

• Ralph Greifenstein / Helmut Weber, Zukunfts-
feste betriebliche Mitbestimmung: eine Her-
ausforderung für Wirtschaft, Gewerkschaften 
und Politik

www.fes.de/wiso/sets/s_mitt.htm

A r B E I T S k r E I S  M I T T E L S TA N D

W E I T E r E  p u B L I k AT I O N E N  Z u M  T H E M A :

http://www.fes.de/wiso/sets/s_mitt.htm
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Forschungsgeleitete  
Verbraucherpolitik Verbraucher  

oft überfordert 
I M  L I c H T E  D E r  F I N A N Z M A r k T k r I S E  S I N D  E I N E  r E I H E  Ö k O N O M I S c H E r 

S c H E I N g E W I S S H E I T E N  I N S  W A N k E N  g E r AT E N , darunter insbesondere das Bild des 
Homo oeconomicus und damit das Ideal sich selbst regulierender Märkte. 

Die jüngere Geschichte hat 
wieder einmal gezeigt, dass 
weder Menschen rationale 
Eigennutzmaximierer sind, 
noch dass sich im freien Spiel 
der Marktkräfte automatisch 
optimale wirtschaftliche Er-
gebnisse herstellen. Dies hat 
auch Folgen für die Verbrau-
cherpolitik, deren vorrangiges 
Leitbild der letzten Jahre der 
„mündige Verbraucher“ war. 
Entsprechend zielte die Ver-
braucherpolitik auf die Bereit-
stellung möglichst vollständi-
ger Informationen ab. Mas-
senhafte Fehlberatungen und 
-entscheidungen bei Finanzan-
lagen konnten so jedoch nicht 
verhindert werden, genau so 
wenig wie Fehlentscheidungen 
bei Mobilfunk-, Telefon- und 
Internettarifen, medizinischen 
Zusatzleistungen, Zeitschrif-
tenabos usw. Offenbar spielen 
die Aufbereitung von Informa-
tionen, Entscheidungskontexte 
und Gewohnheiten eine grö-
ßere Rolle als bislang von der 
Verbraucherpolitik realisiert 
wurde.
Zwei Expertenworkshops vom 
Deutschen Institut für Wirt-
schaftsforschung (DIW) Berlin 
und vom Gesprächskreis Ver-

braucherpolitik der 
FES, widmeten sich 
daher der Frage, wie 
die Erforschung realen 
Verbraucherverhaltens 
und ihres sozio-ökono-
mischen Kontexts zu 
einer effektiveren Ver-
braucherpolitik beitra-
gen kann. 
Gerd Billen, Vorstand 
des Verbraucherzent-
rale Bundesverbands 
(vzbv), machte deutlich, 
dass Verbraucher in der Reali-
tät nicht nur mündig, sondern 
oft auch verwirrt und überfor-
dert seien. Um entsprechende 
Missstände zu beheben, sei ein 
erheblicher Ausbau unabhän-
giger Verbraucherforschung 
nötig. Dies wurde auch von 
Christian Grugel, Leiter der 
Abteilung Verbraucherpolitik 
beim Bundesministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz (BMELV) 
unterstrichen: Es bedarf einer 
empirischen Fundierung um 
eine verlässliche Einschätzung 
der Wirkung verbraucherpoli-
tischer Maßnahmen vorzuneh-
men und effektivere Instrumen-
te entwickeln zu können. 
Andreas Oehler, Professor für 
BWL an der Universität Bam-
berg und Mitglied des wissen-
schaftlichen Beirats des BMELV, 
illustrierte anhand einer ver-

haltensökonomischen Ana-
lyse der Altersvorsorge- und 
Finanzberatung konkrete For-
schungs- und Handlungsbe-
darfe: Die Informationen und 
Modelle, die Anlageberater 
bislang verwenden, seien so 
komplex, dass sie in den aller-
meisten Fällen nicht einmal von 
ihnen selbst verstanden wer-
den können. Benötigt werde 
daher eine Produktstandardi-
sierung und -limitierung nach 
typischen, empirisch zu ermit-
telnden Verbraucherbedarf 
und eine entsprechend strenge 
staatliche Regulierung. 
Die verbraucherpolitische Spre-
cherin der SPD-Bundestags-
fraktion, Elvira Drobinski-Weiß 
forderte, dass die Abschätzung 
von Folgen für die Verbraucher 
ins Standardrepertoire von Ge-
setzgebungsprozessen aufge-
nommen werden sollte. 

www.fes.de/wiso/sets/ 
s_verbr_vera.htm

p r ä S E N TAT I O N E N  u N D  
N ä H E r E  I N F O r M AT I O N E N  
Z u  D E N  W O r k S H O p S :

http://www.fes.de/wiso/sets/s_verbr_vera.htm
http://www.fes.de/wiso/sets/s_verbr_vera.htm
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Ein wichtiger Baustein der 
Deutschen Wiedervereinigung 
war die Ausweitung der west-
deutschen Währungs-, Wirt-
schafts- und Sozialordnung 
auf das Gebiet der DDR am 
01. Juli 1990. Welche Folgen 
hatten diese währungs-, wirt-

schafts- und sozialpolitischen 
Entscheidungen für die ost- 
und westdeutsche Wirtschafts-
entwicklung? Was hätte anders 
entschieden werden können, ja 
müssen? Diese Fragen disku-
tierten im Rahmen einer Ver-
anstaltung der Abteilung Wirt-
schafts- und Sozialpolitik Ende 
November, Dr. Dr. h.c. Reinhard 
Höppner, ehemaliger Minister-
präsident des Landes Sachsen-
Anhalt, Ingrid Matthäus-Maier, 
in den 1980er und 1990er Jah-
ren finanzpolitische Sprecherin 
der SPD-Bundestagsfraktion, 
Dr. Edgar Most, 1990 Vizeprä-
sident der Staatsbank der DDR, 
Dr. Wolfgang Roth, bis Anfang 
der 1990er Jahre wirtschafts-
politischer Sprecher der SPD-
Bundestagsfraktion, Gerlinde 
Sinn von der Ludwig-Maximi-
lians-Universität in München, 

die 1991 zusammen mit ihrem 
Mann, Prof. Dr. Hans-Werner 
Sinn das Buch „Kaltstart“ 
über die ökonomischen Pro-
bleme der Deutschen Einheit 
geschrieben hat, sowie Dieter 
Schulte, in den 1990er Jahren 
Vorsitzender des DGB.
Ein durch 40 Jahre Planwirt-
schaft und Sozialismus ge-
prägtes Land musste möglichst 
rasch in eine soziale Marktwirt-
schaft überführt werden, auch 
um die Wanderung vieler tau-
send Menschen von Ost- nach 
Westdeutschland zu stoppen. 
Ingrid Matthäus-Maier wies 
nochmals darauf hin, dass aus 
ihrer Sicht eine Währungs-, 
Wirtschafts- und Sozialunion 
grundsätzlich unumgänglich 
war. Nur wurden von der da-
maligen Regierung unter Hel-
mut Kohl eklatante wirtschafts-
politische Fehlentscheidungen 
getroffen, die die SPD seinerzeit 
nicht mittragen wollte und de-
ren negative Folgen bis heute 
zu spüren sind. Zu den im Zuge 
der Währungs-, Wirtschafts- 
und Sozialunion begangenen 
wirtschafts- und sozialpoli-

tischen Fehlern gehört bei-
spielsweise das bei Eigentums-
fragen angewandte Prinzip 
„Rückgabe vor Entschädigung“, 
das sich als gravierendes Inves-
titionshindernis erwies. Die 
Treuhandpolitik gab der ra-
schen Privatisierung oder Ab-
wicklung ostdeutscher Betriebe 
den absoluten Vorrang, wo-
durch viele Betriebe und Ar-
beitsplätze vernichtet wurden, 
die bei einer zeitaufwändigeren 
Sanierung durchaus hätten ge-
rettet werden können. 
Die Runde war sich einig, dass 
die  Folgen dieser Fehler bis 
heute zu spüren seien. Zwar 
habe sich das durchschnittliche 
Haushaltseinkommen in Ost-
deutschland rasch auf immer-
hin 70 Prozent des Westniveaus 
erhöht. Dennoch ist in Ost-
deutschland die Arbeitslosig-
keit immer noch höher und die 
Produktivität geringer. Weitere, 
zukunftsorientierte Fördermaß-
nahmen seien daher unum-
gänglich.

W I r T S c H A F T S p O L I T I S c H E  B I L A N Z  D E r  D E u T S c H E N  W I E D E r V E r E I N I g u N g

Fehler wirken nach 

Hätte anders entschie-
den werden können? 
Diskussionsrunde von 
Zeitzeugen des wirt-
schaftspolitischen Neu-
anfangs auf dem 
Gebiet der ehemaligen 
DDR. (Foto: Amman)

+ + +  F E S  + + +  k u r Z  g E F A S S T  + + +  F E S  + + +  k u r Z 

+ + +  Auch 20 Jahre nach Einführung der Wirtschafts-, Währungs- und 
Sozialunion gibt es hitzige Debatten über andauernde Transferzahlungen 
diesseits und die mangelnde Anerkennung der Transformationsleistungen 
jenseits der ehemaligen innerdeutschen Grenze. Die Akademie Franken-
warte, Gesellschaft für Politische Bildung e. V. Würzburg, in Kooperation mit 
der Landeszentrale für politische Bildung Thüringen, hatte zum Versuch 
einer Bilanzierung nach Erfurt eingeladen. Neben dem Rückblick stand für 
die 34 Teilnehmer aus neun Bundesländern vor allem die Frage im Raum: 
Wie kann das System der sozialen Marktwirtschaft gegenwärtigen und 
zukünftigen Herausforderungen gerecht werden? In der engagierten Debat-
te über das „Soziale“ der sozialen Marktwirtschaft blieben die Einschät-
zungen im Bereich der Arbeits- und Sozialpolitik kontrovers. Während eini-
ge zu hohes Anspruchsdenken konstatierten, befürwortete die Mehrheit die 
Einführung von Mindestlöhnen. + + +

www.fes.de/wiso

A u D I O B E I T r A g
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Veranstaltungsreihe mit 
dem rbb-Inforadio Das Soziale in Zeiten  

der globalisierung
D r E I  D I M E N S I O N E N  D E r  S O Z I A L E N  g E r E c H T I g k E I T  in weltweitem Maßstab 

wollte die FES �010 zusammen mit dem rbb inforadio in einer Veranstaltungsreihe beleuch-
ten. Der Auftakt war provokant: „Soziale gerechtigkeit für uns, Almosen für die Anderen?“ 
hieß es bei der von der rbb-Journalistin Sabine porn moderierten podiumsdiskussion. 

Haben die Industrieländer ge-
genüber Entwicklungsländern 
nur eine historische oder auch 
eine moralische Verpflichtung 
zur Hilfe? Der Politikwissen-
schaftler Wolfgang Merkel 
merkte an, dass es wissen-
schaftlich nicht erwiesen sei, 
dass Entwicklungszusammen-
arbeit in den Empfängerlän-
dern überhaupt einen positiven 
Effekt habe. Der Vorsitzende 
des OECD-Entwicklungsaus-
schusses, Eckhard Deutscher, 
machte sich dagegen für eine 
Politik stark, in der die seiner 
Meinung nach durchaus er-
kennbaren positiven Effekte der 
Entwicklungszusammenarbeit 
nicht durch die Außen-, Han-
dels- oder Agrarpolitik zunich-
te gemacht werden. Die soziale 
Sicherung als ein zentrales Feld 
sozialer Gerechtigkeit stand im 
Mittelpunkt der zweiten Veran-
staltung. Der an der Universität 
Shanghai lehrende Wirtschafts-
wissenschaftler Chun Ding und 
der Indien-Experte Christian 
Wagner (Stiftung Wissenschaft 
und Politik) beleuchteten die 
soziale Sicherung in den zwei 
bevölkerungsreichsten Schwel-
lenländern China und Indien 
und diskutierten mit Christoph 

Zöpel, Staatsminister a.D. In 
China, so Professor Chun Ding, 
sei man dabei bis 2020 eine 
Absicherung für die Gesamt-
bevölkerung aufzubauen. Sozi-
ale Sicherung „steht in Indien 
traditionell relativ hoch auf 
der Agenda“, unterstrich auch 
Christian Wagner. Aber ange-
sichts eines informellen Sektors 
von über 90 Prozent der arbei-
tenden Bevölkerung, stehe man 
dort vor einer Herkulesaufga-
be. Vor diesem Hintergrund 
plädierte Christoph Zöpel für 
die Schaffung eines Weltsozi-
alstaats. So könnte einerseits 
Konflikten vorgebeugt und an-
dererseits durch eine Stimulie-
rung des globalen Wirtschafts-
wachstums Armut reduziert 
werden.
„Gewerkschaften und sozi-
ale Gerechtigkeit – Am Puls 
der Zeit oder von gestern? Ge-
werkschaften und globale sozi-
ale Gerechtigkeit“, so der Titel 
der Diskussion zum Abschluss 
der Veranstaltungsreihe. Horst 
Mund, Leiter der internatio-
nalen Abteilung der IG Metall 
machte den Spagat deutlich, 
den Gewerkschaften heute voll-
bringen müssen: einerseits Ar-
beitsplatzsicherung zu Hause, 
andererseits Solidarität mit 
Arbeitnehmern weltweit. Dass 
Gewerkschaften in Entwick-

lungsländern einen großen Teil 
der arbeitenden Bevölkerung 
vernachlässigen, hob Ingeborg 
Wick vom Südwind-Institut in 
der Diskussion hervor. Dort 
wo der informelle Sektor meist 
die Mehrheit der Beschäftigten 
umfasst, fällt es klassischen 
Gewerkschaften schwer, Mit-
glieder zu gewinnen und po-
litische Erfolge zu verbuchen. 
Dabei sei es für die internatio-
nale Gewerkschaftsbewegung 
unerlässlich, den Arbeitgeber-
vertretern auf Augenhöhe zu 
begegnen, so Christoph Scher-

rer, Professor an der Univer-
sität Kassel. Das Studienpro-
gramm der Global Labour Uni-
versity (GLU), an dem die Uni 
Kassel beteiligt ist und das von 
der FES durch fünf Stipendien 
für Studierende aus Entwick-
lungsländern unterstützt wird, 
ist ein Ansatz zur Stärkung glo-
baler sozialer Gerechtigkeit.

Erste von drei Diskus-
sionsrunden, die nicht 
nur vom Publikum im 
FES-Konferenzsaal  
sondern auch von den 
Hörern des Inforadio 
verfolgt werden konn-
ten.

www.inforadio.de/podcast/ 
feeds/das_forum/ 
das_forum_mit_sabine.html

Z u M  N A c H H Ö r E N
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Plädierte für grenzen-
lose Energiesicherheit 
in Europa: Der Präsi-
dent des europäischen 
Parlaments, Jerzy 
Busek.

Lediglich die Hälfte der in 
der Europäischen Union ver-
brauchten Energie wird selbst 
produziert. Wie lässt sich auch 
in Zukunft eine kontinuierliche 
Belieferung mit Energie si-
cherstellen? Und was kann die 
EU selbst dazu beitragen? Die 
Konferenz “Energiesicherheit 

im 21. Jahrhundert - Ist Eur-
opa auf dem Weg zu einer En-
ergiegemeinschaft?“, am 29. 
Oktober war bereits die zweite, 
zu der die FES, zusammen mit 
dem Zentrum für französische 
Kultur der Universität War-

schau und der Bronislaw-Ge-
remek-Stiftung, Experten aus 
Deutschland, Frankreich und 
Polen eingeladen hatte.
„Was wir gegenwärtig brau-
chen, ist ein Energie-Schengen, 
das eine grenzenlose Ener-
giesicherheit in ganz Europa 
ermöglicht“, so Jerzy Buzek, 
Präsident des Europäischen 
Parlaments. Dazu gehörten ne-
ben einer EU-weiten Koordinie-
rung der Energieeinkäufe auch 
der Ausbau grenzüberschrei-
tender Infrastruktur sowie 
Investitionen in gemeinsame 
Forschung. Ähnlich sieht dies 
auch Didier Houssin, Leiter der 
Abteilung Energiemarkt und 
-sicherheit der Internationa-
len Energieagentur (IEA). Die 
wachsende Importabhängigkeit 
bedürfe zunehmend gemein-
samer Maßnahmen. Es gelte 
nach wie vor zu vermeiden, 
dass Energielieferungen als 
politisches Druckmittel instru-
mentalisiert werden. Auf den 

Spagat zwischen Marktlibera-
lisierung und staatlicher Regu-
lierung verwies Severin Fischer, 
Leiter des Projekts EU-Energie 
und Klimapolitik am Institut für 
Europäische Politik. 
Janusz Steinhoff, Wirtschafts-
minister a.D. und Präsident der 
polnischen Industrie- und Han-
delskammer, hob dagegen die 
Bedeutung des auf den Weg ge-
brachten neuen Energiepakets 
der Europäischen Union her-
vor: „Durch die Schaffung eines 
einheitlichen europäischen 
Energiemarktes soll der Wett-
bewerb zwischen den Energie-
konzernen verschärft werden, 
was sich in sinkenden Ener-
giepreisen bemerkbar machen 
wird.“ In seinem Resümee wies 
Severin Fischer auf die Schwie-
rigkeiten einer europaweiten 
Energiesicherheit hin. Denn, es 
„besteht kein Mangel an ver-
traglichen Grundlagen, sondern 
vielmehr am Willen diese auch 
umzusetzen.“

k O N F E r E N Z  Z u r  E u r O p ä I S c H E N  E N E r g I E S I c H E r H E I T

Energie darf nicht politische Waffe werden

Wirtschaftliche Asymmetrien und ungenügende 
politische Koordinierung innerhalb der EU bedro-
hen Einheit und Erfolg der Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion. Mit einem neuen Set an aufeinander 
abgestimmten Instrumenten der politischen Steue-
rung im Rahmen des 2011 startenden „Europä-
ischen Semesters“ soll die aktuelle Krise überwun-
den und künftige vermieden werden. 
Till van Treeck (Institut für Makroökonomie und 
Konjunkturforschung, IMK) und Björn Hacker (FES) 
bewerten in einer Publikation die einzelnen Bestand-
teile des „Europäischen Semesters.“ Der positive 
Ansatz einer umfassenden europäischen Steuerung 
folgt ihrer Ansicht nach einem falschen Paradigma, 
welches Innovation und sozialen Fortschritt einsei-

tig an die Erfüllung staatlicher Verschuldungskrite-
rien bindet. Vor dem Hintergrund der Erfahrungen 
mit dem Stabilitäts- und Wachstumspakt und der 
Lissabon-Strategie, warnen die Autoren vor einer 
einseitig auf Wettbewerbsfähigkeit und Konsolidie-
rungszwänge abstellenden Strategie aus der Wirt-
schaftskrise. Nötig wären stattdessen das Austarie-
ren außenwirtschaftlicher Ungleichgewichte und 
die Einrichtung eines sozialen Stabilitätspakts. 

Björn Hacker/Till van Treeck: Wie einflussreich 
wird die europäische Governance? Reformierter 
Stabilitäts- und Wachstumspakt, Europa 2020 – 
Strategie und Europäisches Semester:
www.fes.de/cgi-bin/gbv.cgi?id=07639&ty=pdf

Was bringt die neue politische Steuerung der Eu?
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„Mit dem Beitritt der osteuro-
päischen Staaten hat sich eine 
historische Mission erfüllt: Wir 
haben damit die jahrzehnte-
lange, schmerzliche Trennung 
unseres Kontinents überwun-
den,“ bekräftigte Gerhard 
Schröder, Bundeskanzler a.D., 
im Rahmen einer Lesung, die 
regelmäßig im Oktober anläss-
lich des Todestages von Willy 
Brandt von der FES mit dem 
Willy-Brandt-Zentrum der 
Universität Breslau veranstal-
tet wird. Vor über 500 Gäs-
ten, darunter auch Aleksan-
der Kwasniewski, polnischer 
Staatspräsident a.D., Leszek 
Miller, polnischer Ministerprä-
sident a.D., warf Schröder ei-
nen Blick auf die zukünftigen 
Herausforderungen der Euro-
päischen Union und die Rolle 
von Polen und Deutschland in 
der Gemeinschaft.
Gerhard Schröder hatte sich 
während seiner Amtszeit als 
Bundeskanzler für die Auf-
nahme Polens in die Union 
eingesetzt und die Gründung 
des Willy-Brandt-Zentrums 
in Breslau angeregt, um die 
Wissenschafts- und Kultur-
beziehungen zwischen Polen 
und Deutschland zu vertiefen. 
„Uns verbinden gemeinsame 
Werte. Uns verbindet eine ge-
meinsame historische Verant-
wortung.“ Auch die dunkelsten 
Stunden im deutsch-polnischen 
Verhältnis dürften dabei nicht 
in Vergessenheit geraten. Ohne 
diese Erinnerungen, so betonte 
Gerhard Schröder, gebe es kei-

ne Freiheit und keine Zukunft. 
Die zentrale Herausforderung 
für die Zukunft Europas sieht 
er in einer gemeinsamen eu-
ropäischen Außenpolitik. Die 
Union müsse neben China und 
den USA zum entscheidenden 
Pol in der globalen Politik wer-
den. 
Von großer Bedeutung sei die 
Vertiefung der Beziehungen zu 
Russland durch eine konstruk-
tive EU-Russland-Politik. Willy 
Brandts Motto vom „Wandel 
durch Annährung“ gelte da-
bei nach wie vor. Dabei schlug 
der Altkanzler die Neuauflage 
einer bewährten politischen 
Konstellation vor: Deutschland, 
Polen und Frankreich sollten 
sich in einer Art Weimarer 
Viereck regelmäßig mit Russ-
land austauschen und damit 
die zukünftigen Beziehungen 
zwischen der EU und Russland 
auf eine sichere Basis stellen. 

Mit diesem sicherheitspoli-
tischen Thema beschäftigte 
sich auch das dritte Fachge-
spräch „Netzwerk Weimarer 
Dreieck“ Ende Oktober in War-
schau. Was können die drei 
Länder tun, um eine gemein-
same Position zu Russland zu 
erreichen? Wie sollte die neue 
Sicherheitsstrategie der NATO 
aussehen?
Die Frage der Einbindung 
Russlands spaltet Europa und 
bringt eine der größten stra-
tegischen Schwächen der EU-
Außen- und Sicherheitspolitik 
ans Licht: der starke Dissens 

unter den EU-Mitgliedstaaten 
in Bezug auf ihre Beziehungen 
zu Russland – je nach Interes-
senlage strategischer Partner 
oder Bedrohung. 
Gerade das Weimarer Dreieck 
ist besonders gefordert, einen 
Beitrag zu mehr strategischer 
Kohärenz der Außen- und Si-
cherheitspolitik in Europa zu 
leisten. Stefan Meister, Deut-

sche Gesellschaft für Auswär-
tige Politik e.V., stellte klar: 
„Es kann keine Sicherheit in 
Europa geben ohne Russland.“ 
Den Gedanken, Russland kön-
ne der NATO beitreten hielten 
alle Teilnehmer für verfrüht. 
Spannend sei vielmehr die Fra-
ge, was im Jahr 2012 gesche-
hen wird, wenn möglicherwei-
se Putin in den Kreml zurück-
kehrt und ein neokonservativer 
Republikaner Präsident Obama 
ablöst. Würde dies eine neue 
Eiszeit zwischen Russland und 
dem Westen einleiten oder 
gelingt es vorher die Bezie-
hungen auf ein stabiles Funda-
ment zu stellen? 

g E r H A r D  S c H r Ö D E r  H ä LT  W I L Ly- B r A N D T- L E S u N g  I N  B r E S L A u

Europas Verhältnis zu russland:  
Vom Dreieck zum Viereck

Die zukünftigen Bezie-
hungen zwischen der 
EU und Russland auf 
eine sicher Basis stellen: 
Bundeskanzler a.D. 
Gerhard Schröder wäh-
rend der Willy-Brandt-
Lesung in Breslau.
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Die Staats- und Regierungs-
chefs des Nordatlantischen 
Bündnisses haben bei ihrem 
Gipfel vom 19. und 20. No-
vember 2010 ein neues Strate-
gisches Konzept verabschiedet. 
Das von NATO-Generalsekretär 
Anders Fogh Rasmussen ver-
fasste Papier löst das Konzept 
von 1999 ab, das bisher die 
Rolle und Aufgaben der NATO 
beschrieben hatte. Der Entsteh-
ungsprozess der neuen NATO-
Strategie war anfangs offen 
und transparent, eine Exper-
tengruppe erarbeitete in ver-
schiedenen Diskussionsrunden 
einen Entwurf. Eine Online-De-
batte fand auf der Homepage 
der NATO statt. Danach folgte 
eine Phase der Geheimdiplo-
matie zwischen den Mitglieds-
ländern. Den öffentlichen Teil 
des Prozesses hat die FES mit 
einer Reihe von Publikationen 
sowie mehreren Veranstaltun-
gen in Berlin und Brüssel be-
gleitet. 
So waren beispielsweise im 
Vorfeld des NATO-Gipfels Ex-
perten von EU-Institutionen 

und NATO-
Vertretungen 
auf Einladung 
des FES-Eu-
ropabüros 
in Brüssel 
zusammen-
gekommen. 
Lord Des 
Browne of 
Ladyton, ehe-
maliger bri-
tischer Ver-
teidigungs-

minister und Vertreter einer 
Gruppe hochrangiger Politiker, 
die sich im „Leadership Net-
work on Multilateral Nuclear 
Disarmament and Non-Proli-
feration“ für Abrüstung ein-
setzen, brachte den bisherigen 
Nutzen von Nuklearwaffen auf 
den Punkt: es war vor allem ein 
politischer, der Einsatz aber 
ungewiss und für den Gegner 
im Kalten Krieg unkalkulier-
bar. Es sei also an der Zeit, das 
Konzept der Abschreckung zu 
überdenken.
Das Konzept von 2010 soll nun 
auch neue Weichenstellungen 
für die von Rasmussen so ge-
nannte NATO 3.0 einleiten. Die 

NATO identifiziert drei Kern-
aufgaben für die Allianz: Ver-
teidigung, Krisenmanagement 
und Kooperative Sicherheit. 
Allerdings überdeckt das stra-
tegische Konzept die vorhande-
nen Brüche und Leerstellen im 
Übereinkommen der Mitglied-
staaten. Es vermeidet an den 
strittigen Stellen eindeutige 
Weichenstellungen. Dabei ste-
chen vier kontroverse Aspekte 
besonders hervor, bei denen 
das Papier des Generalsekre-
tärs hinter den Erwartungen 
zurückbleibt: die Rolle der Nu-
klearwaffen des Bündnisses, 
das Krisenmanagement im Ver-
hältnis mit anderen Akteuren, 
das Verhältnis zu Russland und 
die Frage der Finanzierung von 
Verteidigung. Damit steht die 
neue NATO-Strategie weniger 
für eine klare Ausrichtung und 
Verortung der NATO im neuen 
Sicherheitsumfeld als vielmehr 
für die Orientierungslosigkeit 
im Bündnis und das Fehlen 
eines tragfähigen Konsenses 
der Mitgliedsländer. Der ein-
zige Lichtblick des Gipfels ist 
der Versuch, das Verhältnis mit 
Russland zu entspannen. 

D I E  N E u E  S T r AT E g I E  D E r  N AT O

kompromiss auf Zeit

Die G 20 wurden in Leben gerufen, um möglichst schnell und global auf die 
Finanz- und Wirtschaftskrise zu reagieren. Kann sie sich zu einer globalen 
Wirtschaftsregierung entwickeln? Andrew F. Cooper vom kanadischen 
Center for International Governance Information zeigte bei einem Exper-
tengespräch des FES-Europabüros in Brüssel zwei Wege auf: Entweder 
die G20 bleiben Krisenreaktionsmechanismus mit beschränktem Einfluss 
und Zeitdauer. Oder sie werden zu einem Steuerungsauschuss für globale 
Herausforderungen (Reform der internationalen Finanzinstitutionen, glo-
bale Ordnungspolitik) aufgebaut. Es müsse sich erst noch zeigen, ob die 
G20, die ihre Legitimation von ihrer Effektivität ableiten, diese aufrecht 
erhalten können, oder ob die VN das einzige globale Regierungsinstru-
ment bleiben – schwerfällig vielleicht, aber eben legitimiert.

g�0 als Weltwirtschaftsregierung?
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Um die Funktionsweise der EU und ihre Entschei-
dungsfindung besser zu verstehen, nahmen 20 
Schülerredakteure und Studierende mehrerer deut-
scher Bundesländer an einem zweitätigen Planspiel 
in der EU-Hauptstadt teil. Die Teilnehmer konnten 
dabei erleben wie schwierig es ist, 27 verschiedene 
nationale Interessen in einen politischen Kompro-
miss zu verwandeln. Derartige Kompromisse sind 
den Bürgern nicht zu vermitteln, ohne auf die 
Schwierigkeiten der Konsensfindung hinzuweisen. 
Um den Transfer dieses Wissens zu verbessern, 
wurden die jungen Redakteure im Rahmen des 

Seminars auch mit den Besonderheiten der Press-
arbeit in Brüssel vertraut gemacht und zahlreiche 
Recherchetipps vermittelt. 

Mit Blick auf die politischen Umbrüche 1989 erin-
nerte der ehemalige SPD-Bundestagsabgeordnete 
und Außenminister der DDR, Markus Meckel, wäh-
rend eines Podiumsgesprächs im Haus der deutsch-
polnischen Zusammenarbeit in Gleiwitz, an den 
Zusammenhang der gesellschaftlichen Bewe-
gungen in Mittel- und Osteuropa. Im Rahmen der 
Reihe “Gespräche über Deutschland” verwies er 
auf die „europäische Freiheitsgeschichte jenseits 

des Eisernen Vorhangs.“ Meckel machte deutlich, 
dass Deutschland und Polen gemeinsam mehr 
europäische Verantwortung übernehmen müssten. 
Für eine erfolgreiche Politik in Europa reiche es 
nicht aus zu fragen: „Was haben wir in Brüssel für 
unser Land erreicht?“ Die entscheidende Frage, die 
sich Deutschland und Polen stellen müssten, sei 
eine andere: „Was haben wir geleistet, um das 
‚Schiff Europa‘ seetüchtig zu machen?“

Europäische Verantwortung übernehmen

Genau 5.136 Bürgerinnen und Bürger aus Deutsch-
land haben im Jahr 2010 an den politischen Bil-
dungsprogrammen während der Sitzungswochen 
des Europäischen Parlaments in Straßburg teilge-
nommen. 89 % der Teilnehmenden hatten durch 

den Besuch das erste Mal Kontakt zu den europä-
ischen Institutionen. Das Europabüro der FES orga-
nisiert in Zusammenarbeit mit deutschen Europa-
abgeordneten diese Programme für Kommunalpo-
litiker, Vereine, Gewerkschaften, Schulen, 
Universitäten,  weitere Organisationen und politisch  
Interessierte (Im Bild: Besuchergruppe der Ver-
bandsgemeinde Simmern).

Obwohl Demokratieförderung sowohl für die sechs 
deutschen als auch für die drei US-amerikanischen 
politischen Stiftungen (National Democratic Institu-
te, International Republican Institute und National 
Endowment for Democracy) ein zentrales Element 
ihrer Arbeit darstellt, existiert bislang kein Forum, 
das einen regelmäßigen Austausch über Analysen, 
Methoden und Evaluierung dieser Arbeit ermög-
licht. Dieses Manko konnten die FES-Büros in Brüs-
sel und Washington in einer gemeinsamen Initiative 

abbauen, indem sie Stiftungsvertreter zu einem 
transatlantischen Dialog nach Brüssel einluden. 
Während es für die Arbeit der Stiftungen beider 
Länder wichtig ist, einen politischen Raum für die 
Zivilgesellschaft zu schaffen, unterscheiden sie sich 
in der Selbstwahrnehmung. Wo die amerikanischen 
Stiftungen vor allem den internationalen Charakter 
ihrer Arbeit wahrnehmen, sehen sich die deutschen 
Stiftungen vor allem als Spiegelbild der deutschen 
politischen Pluralität. 

Transatlantischer Dialog zur Demokratieförderung

Erster kontakt

Eu verstehen



46

I N F OFES 3 / � 0 1 0

INTErNATIONAL

+ + +  Das „Europäische Gespräch“ ist eine gemein-
same Veranstaltung der FES, der Hans-Böckler-Stif-
tung, des Deutschen Gewerkschaftsbundes und des 
Europäischen Gewerkschaftsbundes sowie des 
Europäischen Gewerkschaftsinstituts, und befasst 
sich mit aktuellen europapolitischen Fragen aus 
gewerkschaftlicher Perspektive. In Brüssel wurden 
diesmal zentrale Themen der neuen Zehnjahres-
strategie der Europäischen Kommission „Europa 
2020 – Eine Strategie für intelligentes, nachhaltiges 
und integratives Wachstum“ analysiert und bewer-
tet. Ohne Verteilungs- und Machtkämpfe, so die 
Bilanz, wird das soziale Europa nicht Wirklichkeit 
werden.  + + +

+ + +  Das FES-Büro in London hat zusammen mit 
der Fabian Society und Business for New Europe 
eine Seminarreihe ins Leben gerufen, die die Mög-
lichkeiten der EU untersuchen soll, die weltwirt-
schaftliche Ordnung mitzubestimmen. Teilgenom-
men haben bisher u.a. der Vorsitzende der Sozialde-
mokratischen Partei Europas, Poul Nyrup 

Rasmussen, Andre Sapir, von der wirtschaftswis-
senschaftlichen Denkfabrik BRUEGEL, der britische 
Wirtschaftsminister Vince Cable sowie der LSE-Pro-
fessor Iain Begg. Identifiziert wurden u.a. auch The-
men, bei denen die EU die globale Agenda mitbe-
stimmen könnte, wie in der Klima- und Energiepoli-
tik oder der Wohlfahrtspolitik. + + +

+ + +  Im Mai 2010 kam es zu einem überraschenden 
Wechsel an der Spitze der Türkischen Republika-
nischen Volkspartei (CHP). Kemal Kılıçdaroğlu 
(Bild), wurde auf einem außerordentlichen Parteitag 
zum Vorsitzenden der türkischen Sozialdemokraten 
gewählt. Bei einer Podiumsdiskussion der FES in 
Berlin im September stellte Kılıçdaroğlu die Positi-
onen seiner Partei zu den aktuellen Herausforde-
rungen der Türkei vor, betonte das Engagement der 
Partei für die Sicherung des Rechtsstaates, die plu-
ralistische Demokratie sowie die Prinzipien der 
Gewaltenteilung und 
des Sozialstaates.   
+ + +

+ + +  F E S  + + +  k u r Z  g E F A S S T  + + +  F E S  + + +  k u r Z  g E F A S S T  + + +  F E S  + + + 

„Der Zypernkonflikt ist nicht 
nur eine zyprische, sondern 
eine europäische und eine in-
ternationale Angelegenheit.“ 
Dies betonte Mehmet Ali Talat, 
ehemaliges Oberhaupt der tür-
kisch-zyprischen Volksgrup-
pe, der Anfang Dezember auf 
Einladung der FES nach Brüs-
sel und Berlin reiste. In Ge-
sprächen mit Vertretern der 
Europäischen Union, des Eu-
ropäischen Parlamentes, des 
Deutschen Bundestages und 
des Auswärtigen Amtes rief er 
seine Gesprächspartner dazu 
auf, sich für eine Einigung in 
Zypern zu engagieren, da eine 
Wiedervereinigung nicht nur 
für die türkischen Zyprer, son-

dern für die ganze Insel und 
die Region von großem Inte-
resse sei. Der Konflikt blockie-
re nicht nur das Fortschreiten 
der Beitrittsverhandlungen der 
Türkei mit der EU, sondern be-
laste auch eine konstruktive 
Zusammenarbeit zwischen der 
EU und der NATO. 
In einer Roundtable-Diskussi-
on mit Journalisten und ande-
ren Zypern-Experten in Ber-
lin, legte der Politiker, der bis 
April 2010 die Verhandlungen 
für die türkisch-zyprische Seite 
führte, dar, wie wichtig es ist, 
dass es bei dem Treffen beider 
Seiten mit dem Generalsekre-
tär der Vereinten Nationen, 
Ban Ki Moon, in Genf zu einem 

Durchbruch kommt. Sowohl in 
der Türkei als auch in der Re-
publik Zypern stehen 2011 Par-
lamentswahlen an, die einen 
zusätzlichen Unsicherheits-
faktor für die Verhandlungen 
bedeuten. Trotz allem Engage-
ment für eine Lösung des Kon-
fliktes machten die Gespräche 
deutlich, wie schwierig es ist, 
einen Kompromiss zu finden. 
Aspekte wie die Eigentums-
frage oder die Frage nach der 
Präsenz des türkischen Militärs 
auf der Insel sind nach wie vor 
ungeklärt. Mehmet Ali Talat 
wirbt daher für ein stärkeres 
Engagement der Europäischen 
Union sowie der deutschen Po-
litik in der Zypernfrage.

g E S p r ä c H E  ü B E r  D E N  Z y p E r N k O N F L I k T,  D I E  T ü r k E I  u N D  E u r O pA

Aufruf zu mehr Engagement 
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Um sich über den Stand der Beitrittsbemühungen der Tür-
kei zu informieren, bereisten der SPD-Vorsitzende Siegmar 
Gabriel und der Vorsitzende der Sozialdemokratischen Frak-
tion im Europaparlament, Martin Schulz, Anfang November 
die Türkei. Gabriel und Schulz trafen mit Ministerpräsident 
Erdogan zusammen und sprachen dabei über das bilaterale 
Verhältnis sowie die derzeitige Integrationsdebatte in 
Deutschland. Der Stand des EU- Beitritts stand auch im Mittel-
punkt des Treffens mit dem Europaminister Egemen Bağış 
(Bildmitte). Künftige Schritte der Zusammenarbeit der SPD 
mit der sozialdemokratischen CHP wurden während des Tref-
fens mit dem Vorsitzenden Kemal Kiliçdaroglu beschlossen. 
In einem Gespräch mit Vertretern von Menschenrechtsorga-
nisationen wurde der Stand der innertürkischen Demokrati-
sierung ausgelotet. 

Türkei Außenpolitische  
rolle wächst

S E I T  D E r  r E g I E r u N g S ü B E r N A H M E  D u r c H  M I N I S T E r p r ä S I D E N T  E r D O -

g A N  g E W I N N T  D I E  T ü r k I S c H E  A u S S E N p O L I T I k  S I c H T L I c H  A N  p r O F I L :  Sie wird 
zum Ausdruck eines neuen Selbstbewusstseins der Türkei als politische und wirtschaftliche 
regionalmacht. 

Mit der Frage nach der Aus-
richtung türkischer Außenpo-
litik beschäftigte sich Mitte Ok-
tober eine Konferenz der FES 
in Istanbul, an der Politiker, 
Experten und Wissenschaftler 
aus 14 Ländern der Region teil-
nahmen. 
Außenpolitischer Wandel ist 
allerorten sichtbar: die Visa-
bestimmungen mit mehr als 
60 Ländern wurden gelockert, 
die ehemaligen Erzfeinde Grie-
chenland und Türkei nähern 
sich an, die Türkei ist im G20 
Klub der wichtigsten Industrie- 
und Schwellenländer angekom-
men und nicht zuletzt spielt sie 
eine wichtige Rolle als Vermitt-
ler in der Region.
Besorgte Beobachter dage-

gen verweisen auf 
die vielen offenen 
Baustellen: die 
Verhandlungen 
mit Armenien sta-
gnieren, die Be-
ziehungen zu Isra-
el könnten kaum 
schlechter sein, 
die EU-Beitritts-
verhandlungen 
kommen nicht von 
der Stelle, das Zy-
pernproblem be-
steht weiterhin 
und in Sachen Iran hat sich 
die Türkei durch das Ablehnen 
der Sanktionen ins politische 
Abseits manövriert. Dietmar 
Nietan, MdB, betonte jedoch 
zusammenfassend, dass die 

Europäische Union die Türkei 
als strategischen Partner ge-
winnen müsse, um ihr eigenes 
politisches Gewicht auch in Zu-
kunft erhalten zu können.

+ + +  F E S  + + +  k u r Z  g E F A S S T  + + +  F E S  + + +  k u r Z  g E F A S S T  + + +  F E S  + + + 
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Kurz vor der Veröffentlichung 
des neuesten Fortschrittsbe-
richts der EU informierte sich 
vom 17. bis 21. Oktober eine 
Delegation von aktiven und 
ehemaligen Bundes-, Europa- 
und Landtagsabgeordneten in 
Istanbul und Ankara über den 
Stand der Beitrittsverhand-
lungen der Türkei. Die Türkei 
hat enorme Fortschritte in na-
hezu allen Bereichen der Ver-
handlungen erzielt. Die wirt-
schaftliche Situation hat sich 
in atemberaubendem Tempo 
verbessert und die Türkei ist 
nun die sechstgrößte Industrie-
nation Europas, weltweit steht 
sie auf Platz 17 und hat im 
Pro-Kopf-Einkommen EU-Mit-
glieder wie Bulgarien und Ru-
mänien hinter sich gelassen.
In Sitzungen mit dem Gene-

ralsekretär des EU Sekretari-
ats beim Ministerpräsidenten 
sowie mit dem Leiter der 
Deutsch-türkischen Abgeord-
netengruppe wurden die Regie-
rungspositionen vorgestellt. In 
den Gesprächen mit Journalis-
ten über die Pressefreiheit oder 
mit NGOs zum Thema Men-
schen- und Bürgerrechte wur-
de aber auch klar, dass noch 
einiges getan werden muss, um 
in der gesamten Türkei euro-
päische Standards auch in der 
täglichen Praxis durchzuset-
zen. Polizeiübergriffe sind kei-
ne Seltenheit, die Justiz agiert 
oft willkürlich und die Rechte 
von Minderheiten sind nicht 
immer gewährleistet. 
Bei der weiteren Demokra-
tisierung der Türkei spielen 
aber auch die Oppositionspar-

teien eine wesentliche Rolle. 
So wurde im Gespräch mit der 
kurdischen BDP besonders die 
Kurdenproblematik diskutiert, 
ein innertürkischer Konflikt, 
der in den vergangenen 25 
Jahren schon mehr als 40.000 
Menschen das Leben gekostet 
hat. 
Der neue Vorsitzende der CHP, 
Kemal Kiliçdaroğlu erläuterte 
seine Vorstellungen vom Neu-
aufbau der Sozialdemokratie in 
der Türkei. Die soziale Schere 
gehe, so Kiliçdaroğlu, auch in 
der Türkei immer weiter aus-
einander, die wirtschaftslibe-
rale Politik der Regierung habe 
darauf und auf die Ungleich-
gewichte zwischen dem Osten 
und Westen des Landes kaum 
Antworten.

T ü r k E I

große Fortschritte – Bleibende Defizite

Verwaschen aussehende Jeans 
sind beliebt. Für die meisten 
Jeansträger unbekannt ist al-
lerdings die Tatsache, dass die 
Sandstrahl-Technik, die diesen 
„used look“ erzeugt, für den 
Tod zahlloser Arbeiternehmer 
verantwortlich ist. Der feine 
Sandstaub, der beim Bestrah-
len der Jeans frei wird, führt 
bei den meist ungeschützt ar-
beitenden Beschäftigten zur 
unheilbaren und oft tödlichen 
Staublunge. Dies war eines der 
Themen, mit dem sich ein fünf-
tägiges Forum der Clean Clo-
thes Campaign befasste, wel-

ches Ende November am Mar-
mara-Meer, einem Zentrum 
der türkischen Textilproduk- 
tion, stattfand.
Die Clean Clothes Campaign 
ist ein weltweiter Zusammen-
schluss aus über 200 Organi-
sationen und Gewerkschaften 
weltweit, die es sich zur Aufga-
be gemacht hat, Textilarbeiter 
zu unterstützen, Lobbying bei 
Firmen und Regierungen zu 
betreiben und schließlich die 
Konsumenten zu informieren 
und zu sensibilisieren.
Auf der diesjährigen Konfe-
renz kamen Teilnehmer aus 

über 48 Ländern zusammen. 
Ein Workshop der FES Türkei 
beschäftigte sich mit der Fra-
ge, wie man die Europäische 
Sozialcharta als Instrument zur 
Förderung der Arbeitsrechte 
in der Türkei nutzen kann. Am 
Ende der Konferenz wurde ein 
Manifest verabschiedet, das ein 
sofortiges Ende des Einsatzes 
der Sandstrahl-Technik welt-
weit fordert. 

T ü r k E I

Helle Jeans werfen dunkle Schatten 

Mehr Informationen zum The-
ma: www.cleanclothes.org

M E H r  Z u M  T H E M A

http://www.cleanclothes.org
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Mit der Östlichen Partnerschaft 
(ÖP) hat die Europäische Uni-
on im Jahr 2009 ein Programm 
geschaffen, das sich an sechs 
östliche Nachbarländer richtet. 
Übergeordnetes Ziel der ÖP ist 
die Vertiefung der wirtschaft-
lichen Beziehungen und ein 
Ausbau der politische Zusam-
menarbeit mit und zwischen 
den beteiligten Staaten. Hier-
zu sieht die ÖP unter anderem 
Freihandelsabkommen und Vi-
saerleichterungen vor. 
Neben der Ukraine, Weißruss-
land und Moldawien sind auch 
die drei Staaten des südlichen 
Kaukasus Georgien, Armenien 
und Aserbaidschan in das Pro-
gramm aufgenommen worden. 
Als Liefer- und Transitregion 
für Öl und Gas aus dem Kas-
pischen Meer hat die Bedeu-
tung des Südkaukasus für die 
EU in den vergangenen Jahren 
zugenommen. Zugleich haben 
die Konflikte um die im Süd-
kaukasus liegenden separatis-
tischen Regionen Abchasien, 

Südossetien und Berg-Kara-
bach unmittelbare Relevanz 
für die Sicherheit und Stabilität 
Europas. Mit der Einbindung 
der drei Länder in die Östliche 
Partnerschaft möchte Brüs-
sel Anreize für demokratische 
und wirtschaftliche Reformen 
in Georgien, Armenien und 
Aserbaidschan schaffen. In al-
len drei Staaten unterstützt die 
FES die Umsetzung der Euro-
päischen Kooperationsinstru-
mente. 
Als Teil dieser Bemühungen or-
ganisierte die FES zusammen 
mit dem International Cent-
re for Human Development 
(ICHD) in der armenischen 
Hauptstadt Eriwan am 26. 
und 27. November eine Kon-
ferenz, an der Vertreter aus 
zehn Staaten teilnahmen. Die 
armenischen Regierung war 
u.a. mit Premierminister Tig-
ran Sargsyan und Wirtschafts-
minister Nerses Yeritsyan ver-
treten. Während Vertreter der 
Europäischen Kommission und 

der armenischen Regierung die 
Fortschritte in der Zusammen-
arbeit hervorhoben, verwiesen 
Parlamentarier der Opposition 
auf Defizite in den Bereichen 
Demokratie und Rechtsstaat-
lichkeit und bestritten, dass 
sich das Land erkennbar an 
europäische Standards annä-
hern würde. 
Viele Redner vertraten den 
Standpunkt, dass eine Diskus-
sion um Freihandelsabkom-
men oder Visaerleichterungen 
am Kern der politischen Pro-
bleme vorbei gehe. In der Tat 
scheinen andere Fragen we-
sentlicher. Der seit zwei Jahr-
zehnten andauernde Konflikt 
mit dem Nachbarland Aser-
baidschan um die armenische 
Enklave Berg-Karabach und 
das angespannte Verhältnis mit 
der Türkei sind nach wie vor 
die größten Hindernisse für die 
Entwicklung der weitgehend 
isolierten Kaukasusrepublik 
Armenien. 

F E S - k O N F E r E N Z  Z u r  Ö S T L I c H E N  pA r T N E r S c H A F T

Armenien: perspektiven der Zusammenarbeit 

+ + +  Im Rahmen einer Reise nach Taschkent/
Usbekistan trafen die Vorsitzende des Auswahlaus-
schusses der FES-Studienförderung Prof. Dr. Hele-
ne Harth, die FES-Vorsitzende Anke Fuchs, und die 
Leiterin der Studienförderung, Dr. Beate Bartoldus, 
auch mit den usbekischen FES-Stipendiatinnen 
Julia Yakushova und Aziza Madaminova (Bild) 
zusammen, die den Gästen kenntnisreich und mit 
großem Eifer im Rahmen einer historisch-poli-
tischen Stadtrundfahrt ihr Taschkent präsentierten. 
Ziel der Reise waren der Austausch über hochschul-

politische The-
men sowie die 
Aktivitäten der 

FES in Usbekistan zum Thema Chancengleichheit 
von Frauen und Männern.  + + +

+ + +  Experten aus den sechs Staaten der Östli-
chen Partnerschaft verfassten für die FES Länder-
studien, in der die Partnerschaft aus der Perspekti-
ve des jeweiligen Landes beleuchtet wird. Zusätzlich 
untersuchten zwei Arbeiten die Partnerschaft aus 
der Sicht Russlands sowie der EU. Auf den Ergeb-
nissen der Länderstudien aufbauend analysierte 
Grzegorz Gromadzki die aktuellen Herausforde-
rungen der Östlichen Partnerschaft und liefert kon-
krete Vorschläge für deren zukünftige Gestaltung. 
Sämtliche Studien unter www.feswar.org.pl.  + + +

+ + +  F E S  + + +  k u r Z  g E F A S S T  + + +  F E S  + + +  k u r Z  g E F A S S T  + + +  F E S  + + + 
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Wie Frauen europaweit vor 
Gewalt geschützt werden kön-
nen und wie die Politik ei-
ne einheitliche Gesetzgebung 
durchsetzen kann – darüber 
diskutierten die rund 500 Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer 
der 12. WAVE-Konferenz, Mit-
te Oktober in Warschau. Ver-
anstaltet wurde die Konferenz 
vom WAVE und dem European 
Info Centre Against Violence 
mit Unterstützung der FES. 
WAVE ist ein Netzwerk von et-
wa 1.000 europäischen Nicht-
regierungsorganisationen, die 
sich gegen Gewalt an Frauen 

und Kindern einsetzen. Jolanta 
Kwaœniewska, Vorsitzende der 
Stiftung Verständigung ohne 
Grenzen, forderte in ihrer Er-
öffnungsrede die Verbesserung 
des polnischen Gesetzes zur 
Bekämpfung von Gewalt in der 
Familie und wies darauf hin, 
wie wichtig präventive Maß-
nahmen seien: „Es geht nicht 
darum Feuer löschen, sondern 
dem Brand bereits vorzubeu-
gen.“ Christine Bergmann, Mit-
glied des Vorstands der FES 
und unabhängige Beauftragte 
zur Aufarbeitung des sexuellen 
Kindesmissbrauchs, berichte-

te über den Perspektivwechsel, 
der sich in der deutschen Ge-
sellschaft seit den 1990er Jah-
ren vollzogen habe. So würde 
über das Thema Gewalt gegen 
Frauen inzwischen gesamtge-
sellschaftlich diskutiert. Inso-
fern sei es auch wichtig, dass 
auf europäischer Ebene enger 
zusammengearbeitet werde. 
Dazu nötig: eine europawei-
te Gesetzgebung zum Schutz 
vor Gewalt. „Gewaltfreies Zu-
sammenleben ist ein Zeichen 
der Entwicklung einer Gesell-
schaft“, so Bergmann. 

1 � .  I N T E r N AT I O N A L E  W A V E - k O N F E r E N Z  I N  W A r S c H A u

gewalt gegen Frauen beenden

+ + +  Der Erfahrungsaustausch deutscher und 
polnischer Kommunalpolitiker stand im Vorder-
grund eines Seminars, das die FES-Warschau in 
Kooperation mit der Schule der Führungskräfte 
vom 15. bis zum 17. Oktober organisierte. Einigkeit 
herrschte bei den 15 polnischen und 13 deutschen 
Teilnehmern darüber, dass es schwierig sei, die 
eigene Politik den Bürgern zu vermitteln. Im Laufe 
des Seminars wurden daher verschiedene Möglich-
keiten vorgestellt, wie Bürger zum Austausch mit 
ihren Stadtverordneten ermuntert werden können. 
Die Kommunalpolitiker stimmten auch darin über-
ein, dass die Einbeziehung von externem Experten-
wissen sowie die regelmäßigen Konsultationen der 
Bürger für eine erfolgreiche Politik unerlässlich 
seien. + + +

+ + +  Während Sozialdemokraten vor zehn Jahren 
noch die Mehrheit aller europäischen Regierungs-
chefs stellten, werden mittlerweile nur noch vier 
der 27 EU-Mitgliedsstaaten von sozialdemokra-
tischen Parteien regiert. Die Suche nach Wegen aus 
der Krise war Gegenstand der Konferenz „Neue 
Antworten finden – Europäische Sozialdemokra-
tie im 21. Jahrhundert“, die Ende September auf 

Einladung der FES und der polnischen Wochenzei-
tung „Polityka“ in Warschau stattfand. Als ein Kern-
problem sozialdemokratischer Politik in der EU 
beschrieb Martin Schulz, Vorsitzender der Sozialis-
tischen Fraktion im Europäischen Parlament, den 
Spagat zwischen nationalen Problemen und deren 
Lösung auf internationaler Ebene. + + +

+ + +  „Ich beklage mich nicht – ich kandidiere!“ 
lautete der Titel einer Workshop-Reihe, die die FES 
gemeinsam mit dem Haus der Deutsch-Polnischen 
Zusammenarbeit in Gleiwitz veranstaltete. An drei 
Wochenenden wurden die rund 20 Teilneh-
merinnen und Teilnehmern auf eine Kandidatur 
bei den Kommunalwahlen vorbereitet. Unter ande-
rem erarbeiteten die Teilnehmer mit einem Fern-
sehjournalisten eine Strategie zur erfolgreichen 
Selbstpräsentation und Kommunikation als Kom-
munalpolitiker. + + +

+ + +  F E S  + + +  k u r Z  g E F A S S T  + + +  F E S  + + +  k u r Z  g E F A S S T  + + +  F E S  + + + 
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Infolge dramatischer Wirt-
schaftseinbrüche haben sich 
die Verhältnisse auf dem Ar-
beitsmarkt der Ukraine in 
kurzer Zeit dramatisch ver-
schoben. Arbeitslosigkeit, Un-
terbeschäftigung und alle nur 
denkbaren Formen der Leih-
arbeit, Zeitarbeit und des Out-
sourcing sind die Herausforde-
rungen, denen sich tendenziell 
schwache Gewerkschaften in 
doppelter Hinsicht stellen müs-
sen: ihre Mitglieder erwarten 
Unterstützung, andererseits 
bedrohen die Veränderungen 
in der Wirtschaft die sowieso 
schon schwache Mitgliederba-
sis existenziell. Die FES Ukrai-
ne hat deshalb gemeinsam mit 

ihren Gewerkschaftspartnern 
einen heißen Diskussionsherbst 
veranstaltet, um gewerkschaft-
liche Strategien und Initiativen 
auf den Weg zu bringen. Zwei 
Veranstaltungen in Kiew ver-
mittelten die Instrumente und 
Anwendungsbereiche der be-
teiligungsorientierten Gewerk-
schaftsarbeit. Eingeleitet wur-
den damit erste Schritte zur 
Abkehr vom „Stellvertreter-
prinzip“ und hin zu einer stär-
keren Beteiligung von Gewerk-
schaftsmitgliedern. 
Mängel der Qualifizierung und 
fehlende bedarfsorientierte 
Bildungsmaßnahmen thema-
tisierte eine FES-Konferenz, 
die den Dialog ukrainischer 

Gewerkschaften mit den Sozi-
alpartnern über Angebote zur 
Gestaltung nachhaltiger Qua-
lifizierungssysteme in Gang 
setzte. Die Beispiele der effi-
zienten Zusammenarbeit von 
Sozialpartnern im Prozess 
der Restrukturierung von Be-
trieben und Organisation der 
Weiterbildung in Deutschland, 
ermunterten ukrainische Ge-
werkschafter zu ersten Koope-
rationsüberlegungen. Schließ-
lich nahmen sich ukrainische 
Gewerkschaften der schwie-
rigen Aufgabe an, eine Stra-
tegie auszuarbeiten, mit der 
Leiharbeit begrenzt und regu-
liert werden kann. 

u k r A I N E

Atypische Beschäftigung die regel

+ + +  F E S  + + +  k u r Z  g E F A S S T  + + +  F E S  + + +  k u r Z 

+ + +  Über den 
Stand der Be-
arbeitung der 
Katastrophen-
folgen  infor-
mierte sich die 
Vorsitzende der 
deutsch-ukrai-
nischen Parla-
m e n t a r i e r -
g r u p p e ,  D r. 
Bärbel Kofler, 

MdB, während eines Besuchs im Sperrgebiet um 
das 1986 havarierte Atomkraftwerk Tschernobyl 
(Bild). Neben Gesprächen mit der Atomgewerk-
schaft und Vertretern der örtlichen Verwaltung 
nahm sie auch an Veranstaltungen bei der FES teil. 
Die internationale Gemeinschaft finanziert zur Zeit 
den Bau eines neuen Sarkophags über dem Reaktor, 
der für die nächsten ca. 50 bis 100 Jahre die Pro-
bleme eingeschlossen halten soll. Die Strahlung 
wird aber noch 24.000 Jahre anhalten. + + +

+ + +  Die Energieversorgung von Belarus kann 
nicht dauerhaft fast ausschließlich auf die Importe 
fossiler Energieträger aus Russland angewiesen 
sein. Einen möglichen Ausweg bieten die Steigerung 
der Energieeffizienz und die Umstellung auf erneu-
erbare Energien. Zur Orientierung in diesen Fragen 
besuchte vom 5. bis 8. Oktober eine Expertendele-
gation die Deutschen Energieagentur, das Umwelt-
bundesamt und Solartechnikfirmen im Branden-
burger Umland und nahm an der FES-Tagung „Eine 
Energiepolitik für die Zukunft“ teil. + + +

+ + +  40 Gewerkschafter aus Bosnien und Herzego-
wina, Kasachstan, Kroatien, Russland, Serbien, der 
Slowakischen Republik, Slowenien, Tadschikistan, 
Ungarn, Usbekistan und Weißrussland nahmen an 
einem Seminar zur „Stärkung der Gewerkschafts-
repräsentation, der Industriepolitik und des Sozi-
aldialogs in der Chemie- und Pharmaindustrie“ in 
Bratislava teil. Veranstalter  waren u.a. das FES-
Regionalbüro für Mittel- und Osteuropa und der 
internationale Fachgewerkschaftsbund ICEM. + + +
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Der Süden der Ukraine, die 
Grenzregion zu Moldawien 
oder die Krim, zählen zu den 
Konfliktregionen des Landes. 
Als eine Methode der fried-
lichen Konfliktbearbeitung 
wurde deshalb in Odessa ein 
sogenanntes Forumtheater 
durchgeführt. Dieses zeigt ei-
ne konkrete Problemsituation, 
bei der das Publikum die Mög-
lichkeit hat, die Handlung zu 
unterbrechen und die Rolle des 
Protagonisten zu übernehmen. 
24 junge Teilnehmer aus der 
Ukraine und Moldawien be-

schäftigten sich in dem dreitä-
gigen Workshop mit Problemen 
ethnischer Toleranz.
Während einer Forumtheater-
aufführung wird das Publikum 
zum Subjekt der Handlung, das 
eine konkrete Konfliktsitua- 
tion nicht nur theoretisch ana-
lysiert, sondern vielmehr ver-
sucht, sie im sicheren Umfeld 
des Theaters aktiv zu verän-
dern. Das Theater wird so zur 
Probe für die Wirklichkeit. 
In Workshops in Odessa ent-
wickelten die Teilnehmer meh-
rere kurze Forumtheater-Sze-

nen, die sich unter anderem 
mit Zwangsprostitution ukrai-
nischer Frauen, Islamfeind-
lichkeit, Auswanderung nach 
Russland und Antisemitismus 
beschäftigten. 
Sämtliche Szenen wurden 
heiß diskutiert und am Ende 
herrschte große Einigkeit über 
die Wirksamkeit der Methode. 
Alle Teilnehmer fuhren schließ-
lich mit der Gewissheit nach 
Hause, dass es jederzeit mög-
lich ist, sich einzumischen und 
Veränderung zum Besseren zu 
bewirken.

k r E AT I V E  k O N F L I k T B E A r B E I T u N g  M I T  D E r  F E S  u k r A I N E

probe für die Wirklichkeit 

+ + +  Die Themen Berufsausbildung und Struk-
turwandel einer Industrieregion standen im Mit-
telpunkt der Informationsreise einer russischen 
Delegation. Der Schwerpunkt des Programms lag 
auf dem Besuch eines klassischen Industrieausbil-
dungsbetriebes, des Bildungszentrums im Thys-
sen–Krupp Stahlwerk in Duisburg. Treffen mit der 
IHK Düsseldorf sowie dem Arbeitsministerium NRW 
vermittelten Einblicke in die Zertifizierung von Aus- 
und Weiterbildung. Beim TÜV-Rheinland in Köln 
wurde der Delegation ein deutsch-russisches 
Gemeinschaftsprojekt vorgestellt: der Aufbau eines 
Qualifizierungszentrums im zentralrussischen 
Kaluga. + + +

+ + +  Zur Diskussion über die „Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf“ lud am 13. Oktober die FES-Ver-
tretung in Polen zum „Klub Polityczny“ ein. Zu Gast 
war Dr. Christine Bergmann, Beauftragte der Bun-
desregierung zur Aufarbeitung des sexuellen Kin-
desmissbrauchs. Sie machte deutlich, dass vor allem 
in der Kinderbetreuung Strukturen geschaffen wer-
den müssten, die es Männern wie Frauen ermögli-
chen, berufstätig zu sein und Zeit für Familie zu 
haben. „Geregelte Kinderbetreuung sorgt für zufrie-
dene Eltern. Und diese sind die Voraussetzung für 
zufriedene Kinder.“ + + +

+ + +  In das symbolträchtige Welikij Nowgorod, das 
im Mittelalter Zentrum einer unabhängigen Repu-
blik war, hatten die FES Moskau und der Russische 
Sozialdemokratische Jugendverband zur ersten 
„Deutsch-Russischen Politikwerkstatt“ eingela-
den. In Rollenspielen, Diskussionsrunden und 
Exkursionen versuchten 30 junge, politisch enga-
gierte Menschen aus verschiedenen Regionen Russ-
lands und Deutschlands, Antworten auf die Fragen 
zu finden, wie die Demokratie verwirklicht und 
gegen ihre Feinde verteidigt werden kann. + + +

+ + +  Die soziale Orientierung der russischen Anti-
krisenpolitik habe ein Anwachsen der Armut ver-
hindert, so Igor Jurgens, Vorstandsvorsitzender des 
Instituts für Moderne Entwicklung im Rahmen einer 
Expertenrunde zur Sozialpolitik in Moskau. Auf 
Einladung der FES, des Zentrums für Sozialpolitik 
der Universität Bremen und des Moskauer Instituts 
für Moderne Entwicklung diskutierten Anfang 
November Experten, Praktiker und Politiker über 
deutsche und russische Wege der Armutsbekämp-
fung. Die positive Entwicklung des deutschen 
Arbeitsmarktes wertete Wolfgang Schröder, Staats-
sekretär im Ministerium für Arbeit, Soziales, Frau-
en und Familie des Landes Brandenburg als Ergeb-
nis kluger Politik. + + +

+ + +  F E S  + + +  k u r Z  g E F A S S T  + + +  F E S  + + +  k u r Z  g E F A S S T  + + +  F E S  + + + 
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+ + +  Einen sehr persönlichen Rückblick auf 
bewegte Momente der deutschen Geschichte, liefer-
te der Vizepräsident des Deutschen Bundestags, 
Wolfgang Thierse, im Rahmen der „Johannes-Rau-
Gespräche“ Ende September in Minsk. Bei Thierses 
Beschreibung der Ereignisse, die der deutschen Ein-
heit vorausgingen, war unter den Anwesenden der 
Bogen in die Gegenwart von Minsk schnell gespannt. 
Auch die Fragen der Zuhörer ließen spüren, dass 
nach mehr als anderthalb Jahrzehnten autoritärer 
Herrschaft der Gedanke an Veränderungen viele 
Menschen in Belarus sehr beschäftigt. + + +

+ + +  Experten der belarussischen Transportunion 
erarbeiten derzeit einen Plan zur Weiterentwick-
lung des öffentlichen Nahverkehrs in Minsk. Die 
Millionenstadt soll durch den Ausbau von U-Bahn- 
und Straßenbahnnetz ihre Verkehrsprobleme in den 
Griff bekommen. Dass dabei nicht nur Verschmut-
zungs- und Smogprobleme, sondern auch die Gestal-
tung der Tarife und die Attraktivität des Angebots in 
Angriff genommen werden müssen, machte den 
Experten ein Informationsbesuch in Deutschland 
deutlich. Auf dem Programm standen neben 
Gesprächen u.a. mit Verantwortlichen des Verkehrs-
verbundes Berlin-Brandenburg und der Berliner 
Staatssekretärin für Stadtentwicklung, Maria Krautz-
berger, ein Besuch der Fachmesse INNOTRANS 
sowie der Leitzentralen des Berliner ÖPNV. + + +

+ + +  Um einen politischen Austausch zwischen 
deutschen und polnischen Sozialdemokraten anzu-
stoßen, reisten zehn polnische Nachwuchspolitiker 
nach Berlin und trafen sie sich dabei im Rahmen des 
von der FES organisierten Programms mit Vertre-
tern der SPD, des DGB sowie der SGK. Dabei disku-
tierten sie unter anderem mit den Bundestagsabge-
ordneten Hubertus Heil und Wolfgang Tiefensee über 
die Trennung von Kirche und Staat sowie die Gewin-
nung der jungen Generation für die Politik. + + +

+ + +  Über Gemeinsamkeiten und Unterschiede der 
Metropolenregionen Ruhr und Oberschlesien, sprach 
der ehemalige Staatsminister im Auswärtigen Amt, 
Prof. Dr. Christoph Zöpel, in Gleiwitz im Rahmen der 
FES-Reihe „Gespräche über Europa.“ „Welche 
Innovationen braucht es heute, um Oberschlesien 
wieder attraktiv zu machen?“, wollte Weronika 

Œlêzak-Tazbir von der Schlesischen Universität Kat-
towitz wissen. Zöpel empfahl – mit Verweis auf die 
Kulturhauptstadt „RUHR.2010“ – dass sich Kattowitz 
zusammen mit der Metropolregion Oberschlesien als 
Kulturhauptstadt 2016 bewerben solle. Global stehe 
die Frage im Mittelpunkt, wie in Millionenagglome-
rationen eine fehlgeplante, ökologisch nicht ange-
passte Stadtentwicklung zu korrigieren sei. + + +

+ + +  Die Friedrich-Ebert-Stiftung engagiert sich 
seit langem weltweit in der Qualifikation begabter 
junger Menschen mit Führungspotenzial. Dabei hat 
sich das Instrument 
der Young Leaders- 
Foren  bewähr t . 
Unter dem Dach der 
Foren werden nicht 
nur  persönl iche 
Fähigkeiten erwei-
tert, sondern es fin-
det auch eine Ver-
netzung der künf-
tigen Führungs-kräfte untereinander statt. Im 
November wurde auch in Belarus ein Young Lea-
ders-Forum gegründet. Aus rund 100 Bewer-
bungen wurden 25 Teilnehmer für den ersten Jahr-
gang (Bild) ausgewählt. + + +

+ + +  Die Vorbereitung einer neuen Studie, die Emp-
fehlungen für die Regierungen der Länder enthalten 
soll, die am internationalen Afghanistan-Einsatz 
beteiligt sind, war Ziel einer Reihe von Arbeitstref-
fen der Afghanistan-Expertengruppe der Century 
Foundation, die mit Unterstützung der FES in Mos-
kau stattfanden. Die Studie soll auch über die Ent-
wicklungsperspektiven Afghanistans Auskunft 
geben, insbesondere nach Abzug der internationalen 
Truppen. Die Mitglieder der Expertengruppe verfü-
gen über ein beträchtliches politisches Gewicht in der 
internationalen Gemeinschaft. Die Gruppe wurde 
von Thomas Pickering geleitet, dem ehemaligen 
Undersecretary of State und Botschafter der USA in 
Russland. Russland wird durch den ehemaligen 
Außenminister Igor Iwanow vertreten, Deutschland 
durch Walter Kolbow, ehemaliger Staatssekretär im 
Bundesverteidigungsministerium. Seit Mai 2010 
wurden Gespräche in Kabul, Islamabad, Neu-Delhi, 
London und Duschanbe geführt.  + + +

+ + +  F E S  + + +  k u r Z  g E F A S S T  + + +  F E S  + + +  k u r Z  g E F A S S T  + + +  F E S  + + + 

http://tcf.org/publications/pdfs/afghanistan-in-its-regional-and-multilateral-dimensions-pdfs/afgrelease.pdf
http://tcf.org/publications/pdfs/afghanistan-in-its-regional-and-multilateral-dimensions-pdfs/afgrelease.pdf
http://tcf.org/publications/pdfs/afghanistan-in-its-regional-and-multilateral-dimensions-pdfs/afgtaskforce.pdf
http://tcf.org/special-projects/projects/project-on-afghanistan-in-its-regional-and-multilateral-dimensions
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„Unser Gemeinwesen trägt 
weniger die Züge einer De-
mokratie als die einer ‚para-
politischen’ Veranstaltung”, 
erklärte Milorad Mijatovic, 
stellvertretender Vorsitzender 
des serbischen Gewerkschafts-
bundes SSSS, mit Blick auf den 
schlechten Zustand des Sozi-
aldialogs in seinem Land. Au-
ßerhalb des öffentlichen Diens-
tes gibt es in Serbien mangels 
repräsentativer Arbeitgeber-
verbände keine Branchen-
tarifverträge. Eine regionale 
Konferenz der FES und des 
serbischen Arbeitsministeri-
ums widmete sich in Belgrad 
diesem Thema. An der Tagung 
nahmen fast die gesamte Spit-
ze der größten Gewerkschaften 
der Region, hochrangige Ver-

treter der Arbeitsministerien 
Albaniens, Bulgariens, Kroa-
tiens, Montenegros und Serbi-
ens und einige Repräsentanten 
der Arbeitgeber teil. Sie er-
möglichte allen Beteiligten ei-
nen detaillierten Blick auf die 
Probleme der Staaten Südost-
europas: niedrige Wachstums-
perspektiven, Einkommens-
verluste, hohe Arbeitslosigkeit 
und desolate Staatsfinanzen. 
Aber nicht in allen Ländern 
Südosteuropas steht es so 

schlecht um das System des So-
zialdialogs wie in Serbien. In 
den meisten anderen Staaten 
der Region gibt es auch in der 
Privatwirtschaft Branchentarif-
verträge, doch mangelt es häu-
fig an der Einhaltung der Ver-
einbarungen in den Betrieben. 
Regierungen wie Arbeitgeber 
nutzen in der Regel die Schwä-
che und Zersplitterung der Ge-
werkschaften aus, um ihre In-
teressen durchzusetzen. 

S O Z I A L D I A L O g  I N  S ü D O S T E u r O pA

geschwächte gewerkschaften

„Allein kommen wir nicht wei-
ter. Erst der regionale Aus-
tausch und die Informationen 
über beste Praxis in Europa 
bringt uns voran,“ kommentiert 
Erika Bršelová, Vorsitzende des 
Jugendrats des slowakischen 

Gewerkschaftsbundes KOZ SR 
die internationale Ausrichtung 
der Jugendarbeit des neuen 
FES-Regionalbüros für die Ge-
werkschaftsförderung in Bra-
tislava. Die Realitätsnähe der 
Bildungsmaßnahmen schätzen 
die Jugendlichen aus Öster-
reich, Polen, Sachsen, der Slo-
wakei, Tschechien und Ungarn 
besonders. In einer Sommer-
schule wurde in der Slowakei 
sogar erfolgreich eine Kampag-
ne für arbeitsfreie Sonntage or-
ganisiert. 
Die Jugendarbeit über Orga-
nisationsgrenzen hinweg lässt 
für die Zukunft eine Überwin-

dung der gewerkschaftliche 
Zersplitterung besonders in Po-
len und Ungarn erwarten. Ein 
großer Erfolg war beispiels-
weise, dass sich Teilnehmende 
aus verschiedenen ungarischen 
Dachverbänden an einem Tisch 
gesetzt und gemeinsame Akti-
onen vereinbart haben. 
Absolventinnen und Absol-
venten der langjährigen ge-
werkschaftlichen Jugendarbeit 
der FES in Mittel- und Osteuro-
pa sind inzwischen an leitender 
Stelle in Gewerkschaften, in 
Betriebsräten und in der Per-
sonalwirtschaft multinationaler 
Konzerne tätig.

J u g E N D A r B E I T  D E S  N E u E N  F E S - r E g I O N A L B ü r O S  F ü r  D I E  g E W E r k S c H A F T S F Ö r D E r u N g

überwindung der Zersplitterung

Mit einer angemel-
deten Demonstration 
versuchten die Teilneh-
mer in den Straßen der 
westslowakischen 
Kreisstadt Myjava, Pas-
santen von gewerk-
schaftlichen Forde-
rungen zu überzeugen.

+ + +  F E S  + + +  k u r Z  g E F A S S T  + + +  F E S  + + +  k u r Z 

+ + +  Um die Bildung eines Europäischen Betriebsrates beim korea-
nischen Automobilhersteller KIA/Hyundai-Europa vorzubereiten, führte 
der Internationale Metallarbeiterbund (IMB) mit Unterstützung des FES-
Regionalprojekts in Bratislava Metallgewerkschafter aus den Werken in der 
Slowakei, Tschechien und Deutschland zusammen. Helmut Lense, Koordi-
nator des Automobilbereichs beim IMB in Genf stellte bei dem Treffen fest: 
”Ohne die Unterstützung der FES hätten wir dieses ehrgeizige Projekt nicht 
gestemmt. Dabei kam uns auch die jahrelange Erfahrung der Stiftung bei 
der Bildung von multinationalen Arbeitnehmernetzwerken zugute.” + + +
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+ + +  Seit der Wahlniederlage der tschechischen 
sozialdemokratischen Partei CSSD bei den Parla-
mentswahlen im Mai 2010 befindet sich die Partei 
im Umbruch. Im Zuge der Neuorientierung besuchte 
eine hochrangige Delegation der CSSD unter Füh-
rung des Parteivorsitzenden, Bohuslav Sobotka, 
Berlin und diskutierte neben innenpolitischen Fra-
gestellungen auch Themen der EU-Politik, der 
Europäischen Nachbarschaftspolitik, der Arbeits-
migration und der Medienlandschaft.Gesprächs-
partner waren u.a. der SPD-Vorsitzende Sigmar 
Gabriel, der Brandenburgische Ministerpräsident 
Matthias Platzeck und der SPD-Fraktionsvorsitzen-
de Frank-Walter Steinmeier. + + +

+ + +  Im Mittelpunkt eines Brüsselbesuchs von Par-
lamentariern der oppositionellen Sozialdemokra-
tischen Partei Albaniens stand die innenpolitische 
Krise in Albanien. Das Land ist seit den Parlaments-
wahlen im Juni 2009 gelähmt, da die sozialdemo-
kratische Opposition die rechtmäßige Stimmenaus-
zählung bestreitet. Die albanischen Abgeordneten 
machten gegenüber Entscheidungsträgern der EU 
auf ihre sehr schwierigen Arbeitsbedingungen auf-
merksam und forderten eine strengere Kontrolle der 
demokratischen Prinzipien seitens der EU. Die EU-

Gesprächspartner verdeutlichten, dass sie eine 
Kompromisslösung von den albanischen Parteien 
selbst erwarteten.  + + + 

+ + +  Welche Chancen hat Serbien, in absehbarer 
Zeit in die EU aufgenommen zu werden? Wird die 
Aufnahme Kroatiens der vorerst letzte Schritt der 
EU-Erweiterung sein? Niemand war wohl besser 
geeignet, diese Frage zu beantworten, als der ehe-
malige EU-Erweiterungskommissar Günter Ver-
heugen, der Manager der ersten großen Runde der 
Osterweiterung. Keinem europäischen Land, das 
wirklich Mitglied der EU werden wolle, könne die 
Mitgliedschaft versagt werden, so Verheugen in 
einer von der FES-Belgrad veranstalteten öffent-
lichen Diskussion mit dem stellvertretenden Minis-
terpräsidenten Serbiens, Bozidar Djelic. Allerdings 
sind die politischen Bedingungen heute weniger 
günstig als in der Zeit der ersten Osterweiterung. Da 
die EU-Erweiterung in einigen Mitgliedsstaaten 
wenig populär sei, betrieben die Regierungen dieser 
Staaten eine populistische Politik der Anpassung an 
die vermutete Mehrheitsmeinung. + + +

+ + +  F E S  + + +  k u r Z  g E F A S S T  + + +  F E S  + + +  k u r Z  g E F A S S T  + + +  F E S  + + + 

Seit acht Jahren gibt es im 
Rahmen des FES-Regionalpro-
jekts Südosteuropa ein Ausbil-
dungsprogramm, das sich an 
junge Politiker aus den Län-
dern des westlichen Balkan 
richtet. Das Programm mit 
dem Titel Promising Politicians 
soll diese neue Generation von 
Politikern dazu motivieren 
und befähigen, die alten eth-
nischen, nationalen und reli-
giösen Konflikte des Balkans, 
die in den neunziger Jahren in 
zerstörerische Kriege geführt 
hatten, zu überwinden. Die 
Ausbildung, die pro Jahr aus 
drei Wochenendseminaren und 
einem abschließenden Besuch 
der europäischen Institutionen 

in Brüssel besteht, ist der Aus-
gangspunkt einer Vernetzung 
der jungen Leute über staat-
liche, ethnische und religiöse 
Grenzen hinweg. Ein Ergeb-
nis dieser Vernetzung wurde 
während eines Seminars im 
November 2010 in Portoroz, 
Slowenien, sichtbar. Wenige 
hundert Meter vom Tagungsort 
entfernt wurde der „Mini-Gip-
fel“ junger Balkan-Politiker ab-
gehalten, eine Initiative des Eu-
ropäischen Parlaments. Viele 
Teilnehmer des Gipfels hatten 
in einem der Jahre zuvor auch 
die Kurse der Promising Poli-
ticians durchlaufen. Wie nicht 
anders zu erwarten, kam es 
daher zu intensivem Austausch 

zwischen beiden Veranstaltun-
gen. Auch der Hohe Repräsen-
tant und Sonderbeauftragte 
der EU in Bosnien und Herze-
gowina, Valentin Inzko, sowie 
slowenische Europaparlamen-
tarier diskutierten mit den Teil-
nehmern über die Perspektiven 
der EU-Integration ihrer Län-
der. Auf dem Balkan entsteht 
eine neue politische Kultur der 
Verständigung, die von einer 
neuen Generation von Politi-
kern getragen wird. Die Dä-
monen der Vergangenheit sind 
damit noch nicht endgültig ver-
scheucht, aber es dürfte für sie 
immer schwerer werden, ihr 
Unwesen zu treiben.

A u S B I L D u N g S p r O g r A M M  p r O M I S I N g  p O L I T I c I A N S  I M  W E S T L I c H E N  B A L k A N

über alle grenzen hinweg 
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podiumsdiskussion über die 
Zukunft der Siedlungen Israel: pragmatismus 

gefragt 
D A S  S c H I c k S A L  D E r  r u N D  3 0 0 . 0 0 0  I N  D E r  W E S T B A N k  L E B E N D E N  I S r A -

E L I S  ist eine der kernfragen der innerisraelischen Diskussion bei Suche nach einer Zwei-
Staaten-Lösung. Im rahmen der reihe „Middle East in Transition“ organisierte die FES in 
Zusammenarbeit mit dem „peres center for peace“ eine podiumsdiskussion mit Vertretern 
verschiedenster politischer couleur zu dieser Frage. 

Dass der Staat Israel Sied-
lungen räumen kann, wurde 
spätestens beim Rückzug aus 
dem Gazastreifen im Sommer 
2005 deutlich. Während viele 
der 8.600 jüdischen Bewohner 
des Gazastreifens das staatliche 
Kompensationspaket annah-
men und freiwillig umzogen, 
spielten sich an den Tagen der 
Evakuierung dramatische Sze-
nen ab, als sich einige religiöse 
Siedler von den Sicherheits-
kräften unter Tränen davon-
tragen ließen. Avshalom Vilan, 
ehemaliger Knesset-Abgeord-
neter der sozialdemokratischen 
Meretz-Partei, sprach über das 
Trauma, das diese Evakuierung 
auch bei der politischen Linken 
hinterließ. Dennoch seien zu-
künftige Räumungen ein not-

wendiges Übel, um 
den Weg zum Frie-
den zu bahnen. Ab-
gesehen von den en-
ormen Kosten, die 
das Siedlungspro-
jekt dem Staat auf-
bürde, verursachten 
die Siedlungen Si-
cherheitsrisiken für 
die gesamte Bevöl-
kerung. Gleichzeitig 
gelte es, die zuneh-
mende Isolierung 
Israels zu stoppen. 

Ganz anders sah das Danny Da-
yan, Vorsitzender des Siedler-
rates, der die Räumung gänz-
lich ablehnt. Eine politische 
Lösung mit den Palästinensern 
sei derzeit nicht möglich, und 
deshalb müsse der Siedlungs-
bau als Maxime 
des Zionismus 
weitergeführt 
werden. 
Shaul Mofaz, 
ehemaliger 
stellvertre-
tender Premi-
erminister und 
Verteidigungs-
minister unter 
Ehud Olmert. 
mahnte an, 
dass zunächst 
israelische In-

teressen zu berücksichtigen 
seien. Diese lägen darin, einen 
nachhaltigen Frieden mit den 
Palästinensern zu schließen. 
Der als Pragmatiker geltende 
Politiker von der liberalen Op-
positionspartei Kadima schlug 
vor, die großen Siedlungsblö-
cke und damit 7% der West-
bank unter israelische Souve-
ränität zu stellen. Im Gegenzug 
würden die Palästinenser im 
Rahmen eines „Landtauschs“ 
mit einem gleichgroßen Teil 
aus dem israelischen Kernland 
kompensiert werden. Lang-
fristig gefährde der Bau in den 
Siedlungen aus Sicht Mofaz´ die 
Umsetzbarkeit der Zwei-Staa-
ten-Lösung und damit die Exis-
tenz Israels als jüdischen Staat. 

+ + +  F E S  + + +  k u r Z  g E F A S S T  + + +  F E S 

+ + +  Das katastrophale Abschneiden der Arbeitspartei 
bei den letzten Knessetwahlen hat zu einer Existenzkrise 
der israelischen Linken geführt. Die Arbeitspartei ist 
wegen ihres Beitritts zur Regierung Netanyahu gespalten 
und verliert weiterhin an Zustimmung bei den Wählern. 
Diese Entwicklung nahmen die FES-Vertretung, die der 
Arbeitspartei nahestehende Berl-Katsnelson-Stiftung 
und die Fondation Jean Jaures zum Anlass, einen Dialog 
zwischen europäischen und israelischen Sozialdemo-
kraten zu organisieren. Teilnehmer an der Konferenz 
waren u.a. Martin Schulz, Vorsitzender der Sozialdemo-
kratischen Fraktion im Europäischen Parlament, Alfred 
Gusenbauer, ehemaliger österreichischer Bundeskanzler, 
Ehud Barak, Vorsitzender der Arbeitspartei, Raymond 
Johansen, Generalsekretär der Arbeitspartei Norwegens 
und Isaac Herzog, Sozialminister Israels. + + +
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Pro 1000 Tonnen wiederverwerteten Müll könnten 
in Israel jeweils fünf neue Jobs geschaffen werden. 
Zu dieser Erkenntnis gelangte ein Expertenteam, 
das sich seit einigen Monaten mit den sogenannten 
„Green Jobs” befasst. Anders als in vielen Ländern 
Europas, ist in Israel das Potenzial des Umweltsek-
tors noch kaum entdeckt worden. 
In Kooperation mit Forschungsinstituten, Regie-
rungsstellen, sowie Gewerkschaften und dem 
Arbeitgeberverband, initiierte das FES-Büro in Tel 
Aviv ein Projekt, das die wirtschafts-, arbeits- und 
sozialpolitischen Aspekte einer Förderung von 
Green Jobs auf dem israelischen Arbeitsmarkt 

unter die Lupe nimmt. Im sonnenreichen High-
Tech-Land Israel wird etwa untersucht, ob die 
Umstellung auf erneuerbare Energiequellen 
Arbeitsplätze schaffen und gleichzeitig Kosten spa-
ren kann. Den Auftakt des Projektes, in dem das 
israelische Umweltministerium aktiv mitarbeitet, 
bildete der Besuch von Vertretern des Umweltmi-
nisteriums, der Sozialpartner sowie Wissenschaft-
lern in Deutschland. Die dort gesammelten Eindrü-
cke wirkten inspirierend auf das israelische Modell 
von Green Jobs, an dem seit einigen Monaten inten-
siv gearbeitet wird. 

green Jobs entdeckt

Während die demographische 
Entwicklung in Europa die Be-
völkerungspyramide auf den 
Kopf und die Renten- und Pfle-
geversicherung auf die Probe 
stellt, entsteht durch die demo-
graphische Entwicklung in den 
Staaten des Nahen und Mitt-
leren Ostens sowie Nordafri-
kas eine ganz andere Heraus-
forderung: Die „Youth Bulge“ 
– eine Welle junger Menschen 
– drängt auf den Arbeitsmarkt. 

Eine hohe Zahl von Beschäf-
tigten im öffentlichen Dienst 
und im informellen Sektor so-
wie wenige Beschäftigungs-
möglichkeiten in der Privat-
wirtschaft prägen die Arbeits-
märkte. So werden die Rechte 
der Arbeitnehmer in vielen 
Ländern der Region kaum be-
achtet und geltende Gesetze 
und Regelungen kommen oft-
mals nicht zur Anwendung. 
Diesen Herausforderungen 

müssen sich die Staaten stel-
len, wollen sie ihren Bürge-
rinnen und Bürgern eine Per-
spektive bieten und die Ab-
wanderung der klugen Köpfe 
verhindern.
Vor diesem Hintergrund fand 
im marokkanischen Mar-
rakesch Ende Oktober ei-
ne Konferenz mit zivilgesell-
schaftlichen Experten und 
politischen Entscheidungsträ-
gern aus Marokko, Tunesien, 

H E r A u S F O r D E r u N g E N  F ü r  A r B E I T S -  u N D  S O Z I A L p O L I T I k  I M  M I T T L E r E N  u N D  N A H E N  O S T E N

Die junge Welle

Würde internationale Zusam-
menarbeit für Klimaschutz, 
nachhaltiges Wachstum und 
sozial verantwortliche Entwick-
lung gelingen, wenn die nächs-
te Generation von Verantwor-
tungsträgern schon jetzt am 
Zuge wäre? Das internationale 
Lernprojekt „Shaping Globa-
lization!“ des FES-Forum Ju-
gend und Politik, das mit einer 
Konferenz vom 18. bis 24. No-
vember zu Ende ging, beant-

wortete diese Fragen: Weltweit 
würden sich Staaten auf eine 
unbedingte Begrenzung der 
Erderwärmung auf 2°C durch 
verbindliche Reduktionsziele, 
einen 100%igen Umstieg auf 
erneuerbare Energien sowie ei-
nen umfassenden Finanz- und 
Technologietransfer verpflich-
ten. Eine internationale Finanz-
transaktionssteuer würde zur 
Finanzierung von Klimaschutz- 
und Anpassungsmaßnahmen 

beitragen. Die reformierten 
Vereinten Nationen würden ei-
ne effektive Umsetzung dieser 
und anderer Vereinbarungen 
sichern, die die jungen Nach-
wuchskräfte aus Jugendorga-
nisationen, Parteien, Gewerk-
schaften und NGOs aus Af-
ghanistan, Ost-Timor, Indien, 
Ghana, Jordanien, Marokko, 
der Türkei, Polen, Deutschland 
sowie den USA, Mexiko und 
Brasilien forderten.

L E r N p r O J E k T  „ S H A p I N g  g L O B A L I Z AT I O N ! “

klimapolitik der nächsten generation



5�

I N F OFES 3 / � 0 1 0

INTErNATIONAL

Ob Algerien, Ägypten, Jorda-
nien oder der Sudan: Mindes-
tens ein gewichtiges Problem 
müssen sie alle lösen. Wie kön-
nen die stark wachsenden, 
aber in Armut lebenden Bevöl-
kerungen auch zukünftig mit 
Energie versorgt werden? In 
vielen Ländern der Region wer-
den derzeit noch Brennstoffe 
und Elektrizität subventioniert, 
doch der Spielraum für solche 
Maßnahmen wird zusehends 
geringer. Erst jüngst haben 
Subventionskürzungen zu Un-
ruhen in Ägypten geführt. Im 
Irak sorgten Stromausfälle für 
tagelange Ausschreitungen.
Jordanien beispielsweise im-
portiert derzeit etwa 96% sei-

nes Energiebe-
darfs. Die En-
ergieimporte 
fressen jedes 
Jahr etwa 22% 
des nationalen 
Einkommens 
auf. 
Die Suche nach 
mehr Unabhän-
gigkeit nimmt 
vor allem zwei 
Alternativen ins 
Visier: Den Aus-

bau erneuerbarer Energien 
wie Wind und Sonne sowie die 
Atomkraft. Während in den 
Maghreb-Staaten Tunesien, Al-
gerien und Marokko schon seit 
einiger Zeit der Ausbau der er-
neuerbaren Energieträger vor-
anschreitet, planen nach jet-
zigem Stand mindestens zehn 
arabische Länder ein eigenes 
ziviles Atomprogramm, darun-
ter die Vereinigten Arabischen 
Emirate, Ägypten und Jorda-
nien. 
Die nach wie vor starke Abhän-
gigkeit vom Öl und der damit 
verbundene mangelnde innere 
Druck zu politischen und wirt-
schaftlichen Reformen, 
schlechte Energieeffizienz und 

schließlich die fehlende Einbin-
dung der Menschen in die Ent-
scheidungs- und Diskussions-
prozesse bilden eine Gemenge-
lage, die zukunftsorientierte 
Entscheidungen erschwert. So 
nutzten viele Teilnehmer eine 
internationale Energiekonfe-
renz der FES in Jordanien als 
willkommene Möglichkeit zum 
Austausch. Unter der Schirm-
herrschaft der jordanischen 
Prinzessin und Vorsitzenden 
der Royal Scientific Society, Su-
maya bint El Hassan, diskutier-
ten die Experten Möglichkeiten 
einer nachhaltigen Energiepo-
litik für den Mittleren Osten 
und Nordafrika. Der stellver-
tretende Fraktionschef der SPD 
im Bundestag, Ulrich Kelber 
zeigte auf, dass das Potenzial 
erneuerbarer Energien enorm 
ist und in Bezug auf Umwelt-
freundlichkeit, Wirtschaftlich-
keit und Zukunftsfähigkeit ato-
mare Energieerzeugung in den 
Schatten stellen kann.
Seit Anfang 2010 greift das 
Referat Naher/Mittlerer Osten 
und Nordafrika der FES die  
energiepolitischen Herausfor-
derungen der Region in einer 
eigenen Arbeitslinie auf. 

k O N F E r E N Z  ü B E r  E N E r g I E p O L I T I k  I N  D E r  A r A B I S c H E N  W E LT

Öl, Wind, Atom?

Algerien, Ägypten, Sudan, Je-
men, Jordanien, den Palästi-
nensischen Gebieten und dem 
Libanon statt. Gesucht wurde 
dabei nach Möglichkeiten für 
eine regionale Vernetzung, um 
gemeinsame Lösungsansät-
ze zu erarbeiten. Dabei wur-
den einige Empfehlungen der 
Arbeitsministerkonferenz der 

Union für das Mittelmeer, die 
wenige Wochen darauf in Brüs-
sel stattfand, bereits vorwegge-
nommen: Zur Gestaltung einer 
Arbeitsmarktpolitik, die eine 
nachhaltige wirtschaftliche und 
soziale Entwicklung in der Re-
gion befördert, ist das Engage-
ment von Gewerkschaften, Ar-
beitgeber- und Regierungsseite 

notwendig. Bildungs- und Aus-
bildungsangebote müssen bes-
ser mit der Nachfrage auf dem 
Arbeitsmarkt abgestimmt wer-
den. Die Arbeitsbedingungen, 
vor allem im Privatsektor, müs-
sen nach den Leitlinien der Gu-
ten Arbeit (Decent Work) aus-
gestaltet werden. 
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FES begleitet Wieder- 
aufbau nach Erdbeben  

in china
Die katastrophe  
als chance

D A S  E r D B E B E N  I N  D E r  S ü D W E S T L I c H E N  c H I N E S I S c H E N  p r O V I N Z  S I c H u -

A N  A M  1 � .  M A I  � 0 0 �  hat mit fast 100.000 Toten nicht nur große menschliche Opfer 
gefordert, sondern auch immensen materiellen Schaden verursacht. Häuser und Infrastruk-
tur in einem gebiet, so groß wie Belgien, wurden zerstört oder schwer beschädigt. 

Darüber hinaus sind die öko-
logischen Sanierungsmaß-
nahmen am Oberlauf des 
Yangtze-Flusses in Mitleiden-
schaft gezogen worden. Fast 
80% des sogenannten „ökolo-
gischen Schutzwalls“, der in 
zehnjähriger Arbeit aufgebaut 
worden war, wurde vernichtet. 
Dieser Wall bestand aus Auf-
forstungsprogrammen in den 
Bergen und einem Rodungsver-
bot, um die Bodenerosion zu 
reduzieren. Das Erdbeben hat 
jedoch viele der „dreckigen“ 
Betriebe und eine ganze Reihe 
der Wasserkraftwerke zerstört. 
Damit wurde die Chance für ei-
nen umfassenden ökologisch 
nachhaltigen Wiederaufbau des 
Erdbebengebiets eröffnet.

Gemeinsam mit 
ihrem Haupt-
partner in Sichu-
an, der Freund-
schaftsgesellschaft 
von Sichuan, un-
terstützt die FES 
die Arbeit einer 
Gruppe von zehn 
Instituten ver-
schiedener Uni-
versitäten, die 
kurz nach dem 
Erdbeben Forschungen über 
die Auswirkungen durchführ-
te. Zum zweiten Mal hat die 
FES Ende Oktober 2010 eine 
Inspektionsreise organisiert. 
Erste Ergebnisse weisen dar-
auf hin, dass die Katastrophe 
von der chinesischen Zentral-

regierung sowie von den Lo-
kalregierungen tatsächlich als 
Chance begriffen wurde. Ein 
Drittel des 430 Milliarden Eu-
ro schweren Konjunkturpakets 
Chinas floss in den Wiederauf-
bau von Sichuan. Innerhalb von 
nur zweieinhalb Jahren ist es 
gelungen, moderne und erdbe-
bensichere Wohnhäuser sowie 
die Infrastruktur wieder aufzu-
bauen. Viele Lokalregierungen 
haben gleichzeitig die staatli-
chen Investitionen genutzt, um 
Kläranlagen zu bauen, umwelt-
schädliche Betriebe umzusie-
deln sowie Hochtechnologieun-
ternehmen nach Sichuan zu lo-
cken. Eine Studienreise der FES 
nach Deutschland soll weitere 
Anregungen für die Verbesse-
rung der Wasserwirtschaft und 
des Gewässerschutzes sowie 
eine nachhaltige Tourismusent-
wicklung liefern.

Zerstörte Häuser in der 
Erdbeben-Gedenkstätte 
von Beichuan

Für viele Nationen war das zwanzigste Jahrhundert eine Zeit voller Blutver-
gießen und Traumata. So zahlreich die Ursachen und Formen von Kriegen, 
Aufständen oder anderen Schlüsselereignissen der jeweiligen nationalen 
Geschichte sind, so unterschiedlich verlaufen deren Aufarbeitungs- und Erin-
nerungsprozesse. Im Zuge dessen sind kollektive Erinnerungen zu einem 
zentralen Untersuchungsobjekt der Geschichtswissenschaften geworden. 
Die FES-Shanghai nahm dies zum Anlass, um gemeinsam mit der Fudan 
Universität und der Shanghaier Akademie für Sozialwissenschaften (SASS) 
sowie Historikern aus China, Taiwan, Japan, Russland und Deutschland im 
Oktober 2010 den Workshop „Historical Events and Collective Memory“ 
durchzuführen. 
Im kollektiven Gedächtnis Chinas sei nach Ansicht der Wissenschaftler eine 
gewisse Nostalgie des Leidens und des sich Zurückziehens in eine Opferrolle 
zu beobachten. So sind die Opiumkriege, der Boxeraufstand und die Besat-
zung durch die europäischen Kolonialmächte, sowie später durch Japan, im 
nationalen Gedächtnis allgegenwärtig. Sie sind Kernstücke eines Geschichts-
bildes, dessen Hauptthema die Zeit der Unterdrückung ist und für den moder-
nen chinesischen Patriotismus von entscheidender Bedeutung ist.

Wurzeln des kollektiven gedächtnisses 
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In Zeiten komplexer wer-
dender Politik tun sich Regie-
rungen immer schwerer, die 
spezifischen technischen Kom-
petenzen auf Abruf bereitzu-
halten. In die Lücke zwischen 
steigenden Anforderungen an 
politische Steuerung und sin-
kender Verarbeitungskapazität 
stoßen Think Tanks. Lange Zeit 
waren Think Tanks vor allem 
Schöpfungen westlicher Länder 
und noch heute beherrschen 
die USA und Europa das Bild. 
Inzwischen drängt Asien auch 
auf diesem Markt nach vorne 
- die Zahl der ‚forschenden Be-
ratungseinrichtungen’ hat sich 
von 653 in 2008 auf 1183 in 
2009 nahezu verdoppelt. 
Sind Think Tanks unparteiisch, 
in politische Willensbildungs- 
und Entscheidungsprozesse 
eingebunden und an der Ge-
staltung öffentlicher Meinung 
beteiligt? Bilden sie die Brücke 

zwischen wissenschaftlicher 
Erkenntnis und politischer 
Entscheidung? In sehr kontro-
versen Debatten beschäftigte 
sich die Konferenz „The Role 
of Think Tanks in Society“, des 
FES-Büro Shanghai und der 
Universität Zhejiang in Hangz-
hou mit diesen Fragen.
Unabhängigkeit vom Auftrag-
geber, Kontrolle über For-
schungsfinanzierung und par-
teipolitische Distanz - vor allem 
US-amerikanische Redner 
schlugen diese Kriterien zur 
Qualitätsbewertung von poli-
tischer Beratung vor. In den 
USA lehnen unabhängige Ein-
richtungen schon einmal staat-
liche Finanzierung ab, wäh-
rend sich in Deutschland Think 
Tanks mit staatlicher (Grund-) 
Finanzierung ihre Unabhängig-
keit sichern wollen. 
Auftragsforschung unter stren-
gen Auflagen, Selbstzensur und 

Neutralitätsklauseln gehören 
aber auch zum Tagesgeschäft 
und führen, besonders in den 
USA, immer öfter zu Wunsch-
ergebnissen der Auftraggeber. 
Mangelnde Unabhängigkeit ist 
auch in China zu beobachten. 
Think Tanks, die zum Großteil 
mit direkten Weisungen der 
Regierung arbeiten und von ihr 
finanziert werden, sind in ih-
ren Forschungsergebnissen be-
einflusst. Die wenigen wirklich 
Unabhängigen, wie z.B. Unihol,  
haben es schwer ihr Überleben 
zu sichern. Wie sich die Lage 
der Think Tanks in China im 
Detail darstellt, ist aufgrund 
der schwierigen Informations-
beschaffung kaum zu sagen, 
und es wird wohl noch eini-
ge Zeit vergehen bis Überset-
zungen relevanter chinesischer 
Veröffentlichungen zu diesem 
Thema ihren Weg in auslän-
dische Bibliotheken finden. 

k O N F E r E N Z  ü B E r  g E S E L L S c H A F T L I c H E  r O L L E  V O N  T H I N k  TA N k S

Selbstzensur und Weisungen

Speziell in wirtschaftlich schnell wachsenden Län-
dern wie China, Indien und Südafrika nimmt in den 
großen Städten die Zahl der Hausangestellten 
rasant zu. Allein in Shanghai arbeiten nach Unter-
suchungen des Shanghaier Frauenverbands über 
450.000 Hausangestellte – und die Nachfrage steigt. 
Meist handelt es sich hier um Wanderarbeiterinnen 
mit niedrigem Bildungsniveau aus ländlichen 
Gebieten der Shanghaier Nachbarprovinzen Anhui 
und Jiangsu. Nur rund 3% dieser Arbeitsbezie-
hungen basieren auf schriftlichen Verträgen. 
Zudem erhalten lediglich 20% der Hausangestell-
ten soziale Sicherungsleistungen. Die soziale Siche-
rung von Hausangestellten weltweit, in China und 
in der Metropole Shanghai stand deshalb im Zen-
trum einer Fachkonferenz, die auf Einladung der 

FES-Shanghai und des Shanghaier Frauenver-
bandes Expertinnen und Entscheidungsträger aus 
China, Hongkong, Indien, Südafrika, Südkorea und 
Deutschland zusammenbrachte.
Verbesserungstendenzen sind in Sicht. So richtete 
der Chinesische Staatsrat 2009 ein Gremium zur 
Entwicklung der Haushaltsbranche ein. Unter 
anderem wird angestrebt, die Berufsbildung und 
Sozialversicherung der Hausangestellten staatlich 
zu subventionieren, eine Vertragspflicht einzufüh-
ren und den Rechtsschutz zu stärken.
Der dringende Handlungsbedarf auf diesem Gebiet 
ist auch auf internationaler Ebene erkannt worden. 
So soll 2011 eine ILO-Konvention über den Status 
und die Rechte von Hausangestellten verabschiedet 
werden. 

Mehr Schutz für Hausangestellte
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Die Nationalversammlung ist 
die höchste staatliche Autorität 
in der Sozialistischen Republik 

Vietnam. Die Verfassung stellt 
sie noch über die Justiz und die 
Exekutive. Die Volksvertretung 

hat das Recht und die Aufgabe, 
die Arbeit der Verwaltung wie 
auch der Staatsbetriebe regel-

V I E T N A M

Nationalversammlung vor Herausforderungen

Asian-European Labour  
Forum zum Austausch über 

Arbeitsbeziehungen
Netze noch  
zu grob geknüpft

g E W E r k S c H A F T E r  u N D  B E T r I E B S r ä T E  W I S S E N  E S :  Arbeitsbeziehungen wer-
den immer internationaler, und wer Interessen von Beschäftigten im eigenen Land schützen 
will, muss in seinen Strategien auch internationale kapitalinvestitionen und die Sozialpoli-
tik in anderen Ländern mit berücksichtigen. 

Mit dem wirtschaftlichen Ge-
wicht der Region gewinnen 
auch die Stimmen der asia-
tischen Gewerkschaften an Ein-
fluss und die Arbeitnehmerver-
treter aus westlichen Ländern 
müssen nach gemeinsamen 
Strategien, wenn nicht gar nach 
organisatorischen Schulter-
schlüssen suchen. Aber Treffen 
der Arbeitnehmervertreter sind 
noch selten. Der G-20 Zusam-
menschluss der Gewerk-
schaften, der auf dem Gipfel-
treffen in Seoul endlich Aner-
kennung fand, gehört zu den 
Erfolgen. Und auch die interna-
tionalen Branchengewerk-
schaften bemühen sich – u.a. 
unterstützt von der FES – um 
grenzüberschreitende Zusam-
menarbeit. Insgesamt ist das 
Netz von Beziehungen aber 
noch zu grobmaschig; asiatisch-
europäische Gewerkschaftsak-
tionen finden kaum statt.
Die FES hat dies zum Anlass 
genommen, mit Unterstützung 
der Hans-Böckler-Stiftung das 
‚Asian-European Labour Fo-

rum’ (AELF) ins Leben 
zu rufen, das sich an 
gewerkschaftsnahe 
Forschungsinstitute 
und Ausbildungsein-
richtungen richtet und 
sich mit gewerkschaft-
lichen Kernfragen 
beschäftigt. Ziel ist 
vor allem, einen Aus-
tausch über Mindest-
arbeitsbedingungen 
wie weltweit einheit-
liche Standards zur Festlegung 
von Mindestlöhnen zu organi-
sieren.
Auf Einladung des Gewerk-
schaftsinstituts des vietname-
sischen Gewerkschaftsdach-
verbandes und mitorganisiert 
von den beiden FES-Büros in 
Hanoi und Shanghai trafen 
sich am 11. und 12. November 
2010 im vietnamesischen Ha 
Long 15 gewerkschaftsnahe 
Forschungsinstitute aus zehn 
asiatischen und europäischen 
Ländern sowie das europä-
ische Gewerkschaftsinstitut. 
Vor allem wurde diskutiert, in 

welchem Umfang die großen 
Handelsüberschussländer Ja-
pan, China und Deutschland 
mit einer Erhöhung der Lohn-
quote die Weltwirtschaft aus ih-
rer gegenwärtigen Schieflage in 
ruhigeres Fahrwasser bringen 
könnten.
Praktische Solidarität leistete 
das Forum mit einer offenen 
Verurteilung der Position der 
europäischen Handelskammer 
(EuroCham) in Vietnam, die das 
vietnamesische Arbeitsminis-
terium vor einer Anhebung der 
sehr niedrigen Mindestlöhne 
gewarnt hatte.
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„Droht ein neuer Krieg auf der 
koreanischen Halbinsel?“, so 
titelten viele Medien in aller 
Welt angesichts des nordko-
reanischen Angriffs auf eine 
südkoreanische Insel am 23. 
November. Damit ist deut-
lich geworden: 20 Jahre nach 
der deutschen Einheit und 60 
Jahre nach Beginn des Korea-
krieges sind Süd- und Nordko-
rea weit von einer Wiederver-
einigung entfernt.
So mag es überraschen, dass 
gerade in Südkorea das Inter-
esse in Politik, Wissenschaft 
und Zivilgesellschaft an der 

deutschen Wiedervereinigung 
weiterhin sehr groß ist. Grund 
genug für das Korea-Büro der 
FES beispielsweise gemeinsam 
mit der Chung-Ang-Universi-
tät in Seoul die Konferenz: „20 
Jahre deutsche Einheit – eine 
kritische Bilanz“ durchzufüh-
ren. Gäste waren unter ande-
rem Heide Simonis, die ehe-
malige Ministerpräsidentin 
Schleswig-Holsteins, und Prof. 
Hans-Gert Pöttering, ehema-
liger Präsident des Europä-
ischen Parlaments und heu-
te Vorsitzender der Konrad-
Adenauer-Stiftung. 

Einig waren sich die Teilneh-
mer der Konferenz, dass die 
deutsche Erfolgsgeschichte 
kein Modell für Korea sein kön-
ne, aber doch ein wichtiger 
Referenzrahmen. Dies gilt so-
wohl für den Einigungsprozess 
selbst als auch den Weg dort-
hin. So erscheint eine Politik 
der Entspannung und Annä-
herung, wie Willy Brandt und 
Egon Bahr sie für das geteilte 
Deutschland und Europa ent-
wickelt haben, auch für die ko-
reanische Halbinsel erfolgver-
sprechender als die gegenwär-
tige Konfrontation.

k O r E A

Lehren aus der deutschen Einheit?

Mehr als 70.000 Leiharbeitsfir-
men waren 2008 weltweit tä-
tig und erwirtschafteten einen 
Umsatz von 232 Mrd. US$. In 
Indonesien lagen bisher kei-
ne verlässlichen Daten über 
den Umfang von Leiharbeit 
vor. Daher hat die Friedrich-
Ebert-Stiftung in diesem Jahr 
gemeinsam mit der Metall-

gewerkschaft SPMI und dem 
Forschungsinstitut Akatiga in 
drei Industriezonen des Landes 
eine Untersuchung über Leih-
arbeit in der Metallindustrie 
durchgeführt. 
Die Ergebnisse dieser Studie 
sind eindeutig: Prekäre Ar-
beitsverhältnisse sind mittler-
weile in Indonesien die Regel. 

Nur etwa 35 % der Beschäf-
tigten haben einen festen Ar-
beitsvertrag, die übrigen Be-
schäftigten haben entweder 
zeitlich befristete Verträge 
oder sind Leiharbeiter. Dabei 
wird auf allen möglichen Ebe-
nen sowohl gegen das beste-
hende Arbeitsrecht als auch 
gegen Konventionen der Inter-

I N D O N E S I E N

gleicher Lohn für Leiharbeit

mäßig zu überwachen. Fakt 
aber ist, dass die Aufgaben be-
züglich der Gesetzgebung nur 
noch mit großer Mühe erfüllt 
werden können. Die Anzahl 
der zu behandelnden Gesetze 
ist spätestens seit Beitritt zur 
WTO sprunghaft angestiegen, 
die Komplexität der zu regeln-
den Sachverhalte steht im Ge-
gensatz zu den Traditionen 
der Beratung und Entschei-

dungsfindung. Hinzu kommt 
ein wachsendes Selbstbewusst-
sein der Abgeordneten. Immer 
mehr setzt sich das Verständnis 
durch, dass zum angestrebten 
Aufbau eines „sozialistischen 
Rechtsstaats“ an prominenter 
Stelle auch eine deutlich eigen-
ständigere und unabhängigere, 
starke Nationalversammlung 
gehören muss.
Seit etwa zwei Jahren leistet 

die FES Beiträge zu diesen Dis-
kussionen. Neben der Unter-
stützung der Ausschussarbeit 
wurden eine Anzahl von Work-
shops und Konferenzen organi-
siert. Auch Beratungen zu par-
lamentarischen Verfahrensfra-
gen im Gesetzgebungsprozess 
finden inzwischen mit Hilfe 
deutscher und internationaler 
Experten statt.
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Sozialdemokratie in Indone-
sien – gibt es dafür eine Basis? 
Das war die zunächst skeptisch 
diskutierte Ausgangsfrage, aus 
der nun eine vom Büro der 
FES in Indonesien gemeinsam 
mit Partnern entwickelte Wan-
derausstellung entstanden ist. 

Nach dem Auftakt 2009 in Ban-
dung hat diese im Jahr 2010 
an den Universitäten in Jakar-
ta und Makassar halt gemacht. 
Jeweils über eine knappe Wo-
che hinweg diskutieren Studie-
rende gemeinsam mit jungen 
politischen Aktivisten und Ver-

tretern aus Zivilgesellschaft 
und Gewerkschaften histo-
rische und aktuelle Fragen zur 
Entwicklung der indonesischen 
Demokratie. Im Mittelpunkt 
steht dabei immer die Frage, 
welche Bedeutung sozialdemo-
kratische Ideen und Akteure in 

Tradition, Gegenwart und Zu-
kunft des politischen Systems 
Indonesiens haben.
Fester Bestandteil der Wan-
derausstellung sind vom Ar-
chiv der Sozialen Demokratie 
produzierte Stellwände zur 
Programmgeschichte der SPD, 

von den Anfängen der Arbei-
terbewegung bis hin zu einer 
modernen Volkspartei. Für den 
Brückenschlag zur Debatte in 
Indonesien bedeutend ist die 
Einordnung einiger Ereignisse 
und Personen aus der Grün-
dungsphase der indonesischen 
Republik. So vertraten die 
Gründungsväter des unabhän-
gigen Indonesien wie Sukar-
no, Hatta, Sharir und Malakka 
eindeutig sozialdemokratische 
und sozialistische Programma-
tik, was aber in der offiziellen 
Geschichtsschreibung über 
die Unabhängigkeitsbewegung 
kaum vorkommt.
Die begleitenden Veranstal-
tungen verknüpfen die histo-
rischen Erfahrungen mit den 
aktuellen Problemen des heu-
tigen Indonesiens. Die breitere 
gesellschaftliche Akzeptanz so-
zialdemokratischer Diskurse, 
geschweige denn einer den Na-
men verdienenden Partei, wird 
jedoch noch für viele Jahre ei-
ne Herausforderung bleiben.

E r F O L g r E I c H E  W A N D E r A u S S T E L L u N g  A N  u N I V E r S I T ä T E N  I N  I N D O N E S I E N

Sozialdemokratischen Wurzeln auf der Spur

nationalen Arbeitsorganisati-
on verstoßen. So ist etwa der 
Lohn von Leiharbeitern für die 
gleiche Arbeit um 26 % gerin-
ger als bei Festangestellten. 
Die Studie wurde im Oktober 
in einem nationalen Seminar 
mit über 100 Vertreterinnen 
und Vertretern von Gewerk-
schaften, Arbeitgeberverbän-
den und der Regierung in Ja-
karta vorgestellt. Angeregt 
durch den Bericht von Manfred 
Menningen, Tarifsekretär der 
IG Metall in Nordrhein-West-

falen über die gewerkschaft-
lichen Strategien in Deutsch-
land, wurde das Konzept „Glei-
che Arbeit-gleicher Lohn“ von 
der Metallgewerkschaft SPMI 

dann auch zum bestimmenden 
Thema der eigenen, nunmehr 
beginnenden Kampagnen in 
Indonesien gemacht.

Die Studie über Leihar-
beit in Indonesien 
wurde in Jakarta vorge-
stellt.

Rege Diskussionen an Indonesiens Universitäten zur Entwicklung der Demokratie.
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Verleihung des Menschen-
rechtspreises der Friedrich-

Ebert-Stiftung �010 
Für die rechte von 
Hausangestellten

D I E  g E N E r A L S E k r E T ä r I N  D E r  k O N F Ö D E r AT I O N  D E r  H A u S A N g E S T E L LT E N 
in Lateinamerika und der karibik, die Mexikanerin Marcelina Bautista, wurde mit dem 
Menschenrechtspreis �010 der Friedrich-Ebert-Stiftung ausgezeichnet. 

Der Einsatz für die Rechte von 
Hausangestellten zieht sich 
durch das Leben der Mexika-
nerin, die bereits mit 14 Jahren 
als Hausangestellte arbeiten 
musste, und die mit 22 Jah-
ren die Gruppe „La Esperan-
za“ (Die Hoffnung) gründete, 
um Hausangestellte über ihre 
Rechte aufzuklären. Heute ist 
Frau Bautista Direktorin des 

Beratungszentrums für Haus-
angestellte in Mexiko (CACEH) 
sowie Generalsekretärin der 
Konföderation der Hausange-
stellten in Lateinamerika und 
der Karibik (CONLACTRAHO). 
Dieses unermüdliche Engage-
ment war der Anlass für die 
Friedrich-Ebert-Stiftung, ihr 
den Menschenrechtspreis zu 
verleihen. 
Weltweit, so Schätzungen, sind 
mehr als 100 Millionen Men-
schen – in ihrer absoluten 
Mehrheit Frauen – als Haus-
angestellte beschäftigt. In La-
teinamerika arbeiten etwa elf 
Millionen in privaten Haushal-
ten, häufig in äußerst prekären 
Verhältnissen, ohne soziale 
Absicherungen und mit einer 
Bezahlung unterhalb der ge-
setzlichen Mindestlöhne. Von 
den zwei Millionen Mexikane-

rinnen, die in privaten Haus-
halten leben, haben lediglich 
fünf Prozent einen Arbeitsver-
trag und 0,01 Prozent sind so-
zialversichert. 
Marcelina Bautista hat dazu 
beigetragen, dass in Lateina-
merika etwas möglich wurde, 
was weltweit als eine der größ-
ten Herausforderungen für Ge-
werkschaften gilt: informell Be-
schäftigte zu organisieren. Sie 
hat erfolgreich dafür gekämpft, 
den Frauen eine Stimme zu ge-
ben, die hinter privaten Haus-
mauern oft isoliert und dem 
Willen und der Willkür ihrer 
Arbeitgeber ausgeliefert sind. 
Dies hob auch der DGB-Vorsit-
zende Michael Sommer in sei-
ner Laudatio hervor. Der infor-
melle Sektor müsse stärker in 
den Fokus der Gewerkschaften 
gerückt werden. 

+ + +  Mit dem 5. Forum der Progressiven Kräfte in 
Santiago de Chile waren das FES Büro und weitere 
politischen Stiftungen und Think Tanks Gastgeber 
eines Reflexionsprozesses, der die Krise sozialisti-
scher und sozialdemokratischer Parteien in Euro-
pa und Lateinamerika beleuchten wollte. So ging es 
um die Visionen linker Politik, originelle neue Ansät-
ze in Bolivien, Ecuador und Uruguay, um das Verhält-
nis von Zivilgesellschaft und progressiven Parteien. 
Vor allem die chilenischen Oppositionsparteien, die 
zu Jahresbeginn 2010 nach 20 Jahren Regierung von 
einer rechten Koalition abgelöst worden sind, nutzten 
diese Konferenz zur Positionsbestimmung. + + + 

+ + +  Als “Gleichberechtigte Ehe” (“matriomonio 
igualitario”) wird in Lateinamerika die Ehe von 
gleichgeschlechtlichen Partnern bezeichnet. 
Argentinien hat als erstes Land in Lateinamerika 
diese Form der Partnerschaft legalisiert. Chile mit 
seiner äußerst wertkonservativen Gesellschaft ist 
von dieser Regelung noch weit entfernt. Die FES-
Chile lud mit anderen politischen Stiftungen des 
Landes, die den linken Parteien nahe stehen, zu 
einem Workshop ein. Es ging um „Gleiche Rechte, 
sexuelle Orientierung und fortschrittliche Politik im 
Chile von heute.“ Die Frage von Diskriminierung 
und Gleichstellung erweist sich als ein wichtiger 

+ + +  F E S  + + +  k u r Z  g E F A S S T  + + +  F E S  + + +  k u r Z  g E F A S S T  + + +  F E S  + + + 

Referenzpunkt der Unterscheidung zwischen dem 
linken (oppositionellen ) und dem rechtskonserva-
tiven (Regierungs-)Lager im Lande. + + +3 / � 0 1 0I N F OFES

Der DGB-Vorsitzende 
Michael Sommer wür-
digte die Preisträgerin 
für ihren Einsatz gegen 
Willkür und Isolation. 
(Foto: Urban)
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Argentinien war in diesem 
Jahr Ehrengast der Frankfur-
ter Buchmesse, für die FES ein 
Anlass, um prominente Gäste 
nach den Befindlichkeiten von 
Land und Leuten zu befragen. 
In einer Diskussionsrunde auf 
dem Messegelände riet der 
ehemalige Vizepräsident des 
Landes, Carlos Alvarez dazu, in 
Argentinien weder ein Erfolgs-
modell noch immer nur Schat-
tenseiten zu sehen. Kein ande-
rer südamerikanischer Staat 
habe so viele Wechselbäder aus 
Aufstieg und Niedergang erlebt 
wie Argentinien, das Anfang 
des 20. Jahrhunderts das ent-
wickeltste Land Lateinameri-
kas und in vieler Hinsicht mit 
Europa zu vergleichen war, 
mittlerweile aber weit hinter 
andere Länder Lateinamerikas 
zurückgefallen ist. Als Mitglied 
der G 20 spiele es aber im Kon-
zert der Großen nach wie vor 
mit. Die Schriftstellerin Beatriz 
Sarlo verwies auf die Gewalt-
herrschaft der Militärs, die die 
blutigste des ganzen Subkon-

tinents war und traumatische 
Spuren sowohl bei Einzelnen 
als auch im kollektiven Ge-
dächtnis hinterlassen habe. 
Die Aufarbeitung der Verbre-
chen zeige aber, dass sich Ar-
gentinien seiner Vergangenheit 
stelle. Auch Professor Gabriel 
Kessler sieht angesichts des 
argentinischen Reichtums an 
strategischen Primärgütern 
keinen Anlass, pessimistisch in 
die Zukunft zu schauen. Argen-
tinien werde sich weiter ent-
wickeln, ein guter Nachbar in 
einem komplexen regionalen 
Umfeld sein und gleichzeitig 
die Chancen nutzen, die ihm 
die Globalisierung bietet.
Ebenso interessiert wie das Pu-
blikum der Frankfurter Buch-
messe waren die Gäste einer 
weiteren Veranstaltung zum 
gleichen Thema, die zwei Tage 
später im vollbesetzten Hau-
se der FES in Berlin stattfand. 
Für den neuen argentinischen 
Botschafter war seine Teilnah-
me eine der ersten Amtshand-
lungen in Berlin. Beide Gele-

genheiten wurden auch dazu 
genutzt, das deutschsprachige 
Sonderheft der Zeitschrift „Nu-
eva Sociedad“ vorzustellen, das 
in diesem Jahr ausschließlich 
Argentinien gewidmet ist.

T r ä u M E  u N D  T r A u M ATA  E I N E r  V E r u N S I c H E r T E N  N AT I O N

Argentinien auf der couch 

www.fes.de/lateinamerika/in_
la/nu_soc.htm

D A S  H E F T

Chile, Peru und Bolivien sind 
sich seit über 100 Jahren in 
herzlicher nachbarschaftlicher 
Abneigung verbunden, seit Chi-
le im berühmten Salpeterkrieg 
1879 Teile des peruanischen 
Südens eroberte und seinem 
Territorium einverleibte und 
zugleich Bolivien durch An-
nexion einiger Landstriche zu 

einem „Land ohne Meereszu-
gang“ machte. Seither gibt es 
keine internationale Konferenz 
mit bolivianischen Teilneh-
mern, auf der nicht das Pro-
blem des bolivianischen Mee-
reszugangs thematisiert wird. 
Im Moment ist der Streit zwi-
schen Chile und Peru vor dem 
internationalen Gerichtshof in 

Den Haag anhängig. Vertre-
ter dieser drei Länder an ei-
nen Tisch zu bringen, ist ein 
schwieriges Unterfangen. Die 
FES-Büros in La Paz, Lima und 
Santiago bemühen sich seit 
Jahren, Dialoge in Gang zu set-
zen, vertrauensbildende Maß-
nahmen zwischen politischen 
und zivilgesellschaftlichen Ak-

pA r T E I E N  I M  A N D E N r A u M

Vertrauen durch Dialog
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Das kleine zentralamerika-
nische Land Costa Rica hat in 
den letzten Jahren eine beacht-
liche Entwicklung durchlaufen. 
So verdoppelte sich das Sozi-
alprodukt in zwölf Jahren und 
die durchschnittliche Lebens-
erwartung erreicht mit fast 79 
Jahren einen internationalen 
Spitzenwert. Als Gründe gel-
ten die relativ hohe politische 
und soziale Stabilität. Diese 
schätzen auch internationale 
Investoren, die sich vorrangig 
im Agrar- und Dienstleistungs-
sektor engagieren. Gerade für 

die Entwicklung des 
Tourismus war es 
wichtig, dass über 
die Ausweisung von 
Nationalparks schon 
früh eine Attraktion 
für den devisenstar-
ken Sektor des „Öko-
tourismus“ geschaf-
fen wurde: fast zwei 
Millionen Touristen 
aus aller Welt – bei 
einer Einwohnerzahl 
von lediglich 4,3 Mil-

lionen – zeugen heute vom Er-
folg der Strategie. Diese Politik 
wurde in der Vergangenheit 
sowohl von konservativen wie 
progressiven Regierungen ver-
folgt, und so ist es nichts Au-
ßergewöhnliches, dass gleich 
mehrere Kabinettsmitglieder 
der aktuellen Regierung ausge-
wiesene Umweltexperten sind. 
Trotz aller Erfolge können der 
tatsächlich praktizierte Um-
weltschutz und die Energieef-
fizienz bislang aber nicht un-
bedingt als vorbildlich gelten. 
Mangelhafte Abfallentsorgung 

und ein großzügiger Umgang 
mit knappen Ressourcen zei-
gen die Notwendigkeit, Ent-
wicklungsprozesse und Le-
bensstil an die Ansprüche an-
zupassen. 
Vor diesem Hintergrund ver-
knüpft die FES in Costa Rica 
nationale und internationale 
Diskussionen zum Thema Kli-
maschutz, mit Referenten wie 
Außenminister René Castro 
oder dem deutschen Botschaf-
ter. Ziel ist es, wirtschaftliche 
Entwicklung und Klimaschutz 
als Faktoren zu begreifen, die 
sich wechselseitig beeinflussen, 
wenn nicht gar bedingen. Die-
ser Arbeitsansatz wird eben-
falls im regionalen Netzwerk 
der zentralamerikanischen 
FES-Büros verfolgt. Ein Bei-
spiel dafür ist das internatio-
nale Seminar zur Jugendpolitik 
vom 20. bis 23. Oktober 2010 
in San José, auf dem der costa-
ricanische Vizepräsident Alfio 
Piva Mesén die CO2-Neutrali-
täts-Strategie der Regierung 
vorstellte.

c O S TA  r I c A

klimaschutz aus Eigennutz 

teuren zu organisieren, auf 
deren Grundlage irgendwann 
einmal auch unbefangener die 
Hinterlassenschaft eines 130 
Jahre zurückliegenden Kon-
fliktes aufgearbeitet werden 
kann. Dieses Jahr fand das 
Treffen auf „neutralem“ Boden 
in Sao Paolo/Brasilien statt – 
auch um dem ausufernden Me-
dieninteresse zu entgehen. 
Hochrangige Vertreter der pe-
ruanischen (Regierungs-)Par-
tei APRA, aus Chiles sozialisti-

schen Partei PS, der Progres-
siven Partei sowie der PPD und 
aus Boliviens “Bewegung zum 
Sozialismus“ des Präsidenten 
Morales sowie der „Bewegung 
ohne Angst“ trafen sich zu ei-
ner erstaunlich offenen und 
selbstkritischen Reflexionsrun-
de. 
Die nationalen Bestandsauf-
nahmen – jeweils flankiert von 
Kommentaren aus den beiden 
anderen Ländern – sowie die 
„direkten und offenen“, mithin 

durchaus kontroversen Debat-
ten bewiesen, wie notwendig 
und fruchtbar es sein kann, un-
terschiedliche Interessen und 
Sichtweisen zusammenzufüh-
ren, um wechselseitiges Ver-
ständnis zu ermöglichen. Die 
FES wurde hier nach Aussage 
aller Teilnehmenden einmal 
mehr ihrer Funktion gerecht, 
als Vermittlungsinstanz in 
einem schwierigen Umfeld Ver-
trauen stiftende Kontakte zu 
ermöglichen.
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Mit dem Regierungswechsel in 
Washington 2009 ist die Ab-
rüstungspolitik wieder in den 
Fokus der politischen Aufmerk-
samkeit gerückt. Der General-
sekretär der Vereinten Natio-
nen Ban Ki-moon stellte Ende 
2008 einen Fünf-Punkte-Plan 
zur weltweiten nuklearen Ab-
rüstung vor und rief die Staa-
ten auf, die Abrüstungsvor-
schläge in ihrer Region zu de-
battieren.
Lateinamerikanische Staa-
ten spielen in der Abrüstungs-
politik, vor allem im Rahmen 
der Vereinten Nationen, ei-
ne zentrale Rolle. Außerhalb 
New Yorks und Genfs erge-
ben sich jedoch nur selten Ge-
legenheiten, dass staatliche 
Entscheidungsträger, Wissen-
schaftler und Experten aus der 
Zivilgesellschaft sowie Reprä-

sentanten der Vereinten Nati-
onen zu einem Austausch zu-
sammenkommen.
Auf Initiative der uruguay-
ischen Regierung veranstal-
teten am 8. und 9. November 
das Außenministerium Uru-
guays, die FES und die Nicht-
regierungsorganisation „Glo-
bal Action to Prevent War“ in 
Montevideo ein Seminar, um 
über die Chancen und Heraus-
forderungen der Abrüstungs-
politik in Lateinamerika und 
der Karibik zu diskutieren. An 
dem Seminar nahm der Unter-
generalsekretär der Vereinten 
Nationen für Abrüstungsfra-
gen Sergio Duarte teil, der die 
Veranstaltung mit einem Gruß-
wort des Generalsekretärs Ban 
Ki-moon eröffnete. Mit Libran 
Cabactulan, dem Vorsitzenden 
der achten Überprüfungskon-

ferenz zum Atomwaffensperr-
vertrag, die im Mai 2010 in 
New York stattfand, und Ro-
berto García Moritan, der den 
Verhandlungen über ein Waf-
fenhandelsabkommen vorsitzt, 
waren führende Persönlich-
keiten aus dem Bereich der 
multilateralen Abrüstungsver-
handlungen auf dem Seminar 
vertreten.
Neben der nuklearen Abrüs-
tung und Nichtverbreitung 
standen weitere Themen auf 
der Agenda des Seminars, die 
für die regionale Sicherheit in 
Lateinamerika von zentraler 
Bedeutung sind. Hierzu zählt 
an erster Stelle die Kontrolle 
des Handels mit Kleinwaffen, 
die angesichts der Opferzahlen 
durchaus als Massenvernich-
tungswaffen bezeichnet wer-
den können.

E x p E r T E N S E M I N A r  A u S  L AT E I N A M E r I k A N I S c H E r  p E r S p E k T I V E

Nichtverbreitung von Atomwaffen 

Mit dem Wandel der Medien verändert sich auch 
deren Nutzung durch die Politik. Die sozialen Netz-
werke des Internets scheinen weltweit die Rolle 
eines „virtuellen Ortsvereins“ eingenommen zu 
haben und damit die Basis politischer Bewegungen 
zu bilden. Politische Macht misst sich mittlerweile 
auch an der Anzahl der Gefolgsleute bei Twitter, der 
Anzahl der Besucher auf der eigenen Homepage 
und der Zahl der Freunde auf Facebook.
Das Wissen über die Nutzung der Neuen Medien ist 
essenziell für politische Kommunikation geworden. 
Im Vergleich zum Fernsehen erfordert diese Öffent-
lichkeit keine Repräsentation innerhalb des poli-
tischen Establishments und der Medienkonzerne, 
die bestimmen, wer wann wie lange und worüber 
reden darf. Alle Bürgerinnen haben die Möglich-
keit, sich zu beteiligen, wenn sie nur wissen, wie. 
Das regionale Medien- und Kommunikationspro-

jekt der FES mit Sitz in Bogotá, C3 (Centro de Com-
petencia en Comunicación para América Latina), 
organisiert vor diesem Hintergrund Fortbildungen 
zur Nutzung der Neuen Medien für politische Nach-
wuchskräfte in Mexiko, Kolumbien, Ecuador, 
Argentinien und Zentralamerika. Zudem arbeitet 
es mit Bürgerradios und Basisorganisationen über 
das Recht auf Kommunikation. So fand zum Bei-
spiel in Ecuador ein Seminar zur Nutzung des Web 
2.0 zur sozialen Mobilisierung statt. Auch die regio-
nale Gewerkschaftsarbeit in Zentralamerika nutzt 
mit Hilfe von C3 die Neuen Medien. 
Das Projekt legt darüber hinaus seinen Arbeits-
schwerpunkt auf die Analyse der medienpolitischen 
Situation in Lateinamerika und bietet den FES-
Büros Fachinformationen und Hilfe bei der Planung 
und Durchführung von Studien und medienpoli-
tischen Debatten sowie Beratungsleistungen an.

Neue Medien in der politischen kommunikation
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Nigeria Sichere und freie 
Wahlen im Jahr �011

I N  N I g E r I A ,  A F r I k A S  B E V Ö L k E r u N g S r E I c H S T E M  L A N D ,  k O M M T  E S  B E I 

W A H L E N  r E g E L M ä S S I g  Z u  u N r u H E N .  Im Jahr �007 wurden vor, während und 
nach den Wahlen mindestens �00 Menschen getötet. Die Ermordung von kandidaten, 
willkürliche gewalt gegen Anhänger politischer parteien, aber auch Anschläge auf Nigerias 
Wahlkommission gehörten bisher zum repertoire skrupelloser politiker. 

Anfang 2011 wird in Nigeria 
wieder gewählt – und die neu 
besetzte Wahlkommission hat 
gelobt, es dieses Mal besser zu 
machen als 2007. Die Heraus-
forderungen sind groß: In den 
Ölfördergebieten Südnigerias 
gibt es gewaltsame Konflikte 
um die Verwendung der Ölein-
nahmen; in Nordnigeria ma-
chen Islamisten den Staat zur 
Zielscheibe für Angriffe und in 
Zentralnigeria gibt es immer 
wieder Zusammenstöße zwi-
schen Christen und Muslimen. 
Waffenbesitz ist weit verbreitet 
und die hohe Arbeitslosigkeit 
macht vor allem die Jugend 
anfällig für Manipulation. Eine 
Katastrophe ist jedoch keines-

wegs vorpro-
grammiert. Mit 
entsprechenden 
politischen 
Schritten kön-
nen Konflikte 
im Vorfeld ent-
schärft und Ge-
walt abgewen-
det werden. 
Hierzu gibt es in 
Afrika einige po-
sitive Beispiele. 
So fand in Ke-
nia jüngst ein 
Verfassungsre-
ferendum statt, 

das friedlich abgelaufen ist. Im 
südlichen Afrika haben sich 
nationale Wahlkommissionen 
zusammengeschlossen und 
Konfliktlösungsmechanismen 
ausgearbeitet. In Ghana sorgte 
ein Verhaltenskodex zwischen 
politischen Parteien dafür, dass 
es im Jahr 2008 relativ fried-
lich zuging. Und in Togo wurde 

eine Sondereinheit der Polizei 
unter Führung der Wahlkom-
mission gebildet, die die Wahl-
gänge absicherte. 
Die FES hat Ende Oktober 2010 
Experten aus diesen Ländern 
mit der nigerianischen Wahl-
kommission, Sicherheitskräf-
ten und Wissenschaftlern so-
wie Vertretern der westafrika-
nischen Regionalgemeinschaft 
ECOWAS in der Hauptstadt 
Abuja zusammengebracht, um 
einen Erfahrungsaustausch in 
Gang zu setzen. Dabei wurde 
auch eine gemeinsame Studie 
von ECOWAS und FES vorge-
stellt, die die Erfahrungen mit 
der Einbeziehung von Sicher-
heitskräften in Wahlprozessen 
in Westafrika vergleicht. 
Nigerias Wahlkommission zog 
unmittelbar die Konsequenzen 
und forderte die Zuständigkeit 
für die Koordinierung der Si-
cherheitskräfte vor und wäh-
rend der Wahlen. 

+ + +  F E S  + + +  k u r Z  g E F A S S T  + + +  F E S  + + +  k u r Z 

+ + +  Die Wirtschaftsgemeinschaft Westafrikanischer Staaten (ECO-
WAS) ist weit fortgeschritten in der Gestaltung einer gemeinsamen 
regionalen Sicherheitsarchitektur. Die FES gab Nachwuchskräften 
aus sieben Mitgliedsländern die Chance, im Rahmen eines zehntä-
gigen Arbeitsbesuchs die ECOWAS Institutionen kennenzulernen. 
Die jungen Experten, die in ihren Heimatländern im Bereich Frieden 
und Sicherheit aktiv sind, kamen dabei jedoch nicht nur zum Lernen 
und Zuhören. „Ich war überrascht, wie sehr uns die Teilnehmer auch 
forderten und kritisch hinterfragten“ bilanzierte der zuständige ECO-
WAS-Kommissar General Mahamane Touré. + + +
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Ein Land teilt sich – und das 
FES Büro lässt sich (fast) gar 
nicht davon beeindrucken…
Am 9. Januar findet im Sudan 
ein Referendum statt, bei dem 
die Südsudanesen abstimmen, 
ob sie aus der bisherigen Teil-
autonomie zu einem selbststän-
digen Staat werden wollen. Die 
Wahrscheinlichkeit ist hoch, 
dass sich eine Mehrheit für die 
Unabhängigkeit ausspricht. 
Und dann werden die Weltkar-
ten – wieder einmal – neu ge-
zeichnet werden müssen. Die 
Aufregung und Unsicherheit im 
Lande ist entsprechend groß. 
Auch internationale Organisa-
tionen operieren schon mit ge-
trennten Programmen, eines 
für den Norden und eines für 
den Süden - wo sie sich gegen-
seitig auf die Füße treten. 
Alle? Nein, ein kleines, mit un-
beugsamen Querdenkern be-
völkertes Büro in der Innen-
stadt Khartums hört nicht auf, 
gegen diesen Trend Wider-
stand zu leisten.
Die FES ist seit 38 Jahren im 
Sudan aktiv, im Norden und im 
Süden. Zunächst etablierte sich 
das Büro in Khartum und seit 
drei Jahren gibt es eine De-
pendance in Juba, der Haupt-
stadt des Südsudans, besetzt 
mit einem wissenschaftlichen 
Mitarbeiter und einer Sachbe-
arbeiterin. Damit kehrt FES 
schon mal den üblichen Fokus 
auf den Süden um: Die Mehr-
zahl der FES-Aktivitäten findet 
noch immer im islamisch-au-
toritären Norden statt. Die FES 
ist die einzige politische Stif-

tung im Sudan und organisiert 
politischen Dialog, selbst in 
Krisengebieten wie Darfur. Das 
provoziert schnell ungläubiges 
Staunen: Wie 
macht ihr das? 
Das Büro hat 
den Bürgerkrieg 
überlebt, die ra-
dikale islamis-
tische Phase in 
den 90er Jah-
ren, kennt die 
Entwicklungen 
von der Qua-
si-Demokratie 
zum demokra-
tisch legitimier-
ten autoritären 
Staat, sah den 
Prozess der Gleichschaltung 
der Gewerkschaften, verkraf-
tete die Abwanderungen von 
Intellektuellen und Reformern 
aus dem Partnerspektrum, 
passte sich an das fatale Bil-
dungsdefizit der letzten 20 Jah-
re an und arbeitet unermüd-
lich mit der Überzeugung, dass 
beide Landesteile einander 
brauchen, sei es in einem Staat 
oder sei es als Nachbarn. Nie 
kam Zweifel auf, es gäbe nicht 
genug Freiraum oder Partner, 
um an den Zielen zu arbeiten, 
die sich die FES gesetzt hat. 
Nie kam der Gedanke auf, man 
müsste den Norden anders be-
handeln als den Süden: Sozial 
gerechte Wirtschaftsreformen, 
Unterstützung von Demokra-
tisierungsprozessen sowie die 
Einbindung des Sudan in re-
gionale und globale Debatten 
stehen im ganzen Land auf der 

politischen Tagesordnung.
Nicht, dass die Abstimmung im 
Januar ignoriert worden wä-
re. Es gab ausgiebige Diskussi-

onen, welche Auswirkungen ei-
ne Teilung des Landes auf das 
Projekt haben wird. Verschie-
dene Optionen wurden über-
legt, Strategie-Sitzungen abge-
halten, im Sudan und in Berlin, 
mit dem Resultat: Machen wir 
weiter und schauen, was pas-
siert – eine Herangehensweise, 
die sich bereits in der Vergan-
genheit bewährt hat. 
Naja, und so arbeiten wir halt 
gemeinsam weiter, in Khartum 
und Juba: Machmoud und Ab-
dallah, die Logistiker, Ismael, 
Maria und Mou, die wissen-
schaftlichen Mitarbeiter, Ach-
med, der Wächter, Awadia, die 
Reinigungskraft, Sakina und 
Limyia, die Sekretärinnen, 
Ibrahim, der Büro-Assistent, 
Mary, die Finanzsachbearbei-
terin, Rianne und Lavina, die 
Sachbearbeiterinnen

D I E  F E S - B ü r O S  I N  k H A r T u M  u N D  I N  J u B A

„gallische Dörfer“ im Sudan

Eine logistische Meis-
terleistung: Alle Mitar-
beiterinnen und Mitar-
beiter der FES Sudan 
auf einem Foto
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INTErNATIONAL

Angesichts des 30. Jubiläums der Entwicklungsge-
meinschaft des südlichen Afrika (SADC), sieht die 
Zivilgesellschaft der Region in der SADC einen von 
Staatsoberhäuptern dominierten Papiertiger. Sie 
fordert die Regierenden der Region auf, endlich die 
geschlossenen Abkommen umzusetzen. Beim 6. 
Zivilgesellschaftlichen Forum für das südliche Afri-
ka wurde auch die rückläufige Entwicklung demo-
kratischer Standards und Menschenrechtsverlet-
zungen in den Mitgliedsstaaten angeprangert. Dass 
die Zivilgesellschaft es langsam schafft, von den 
Regierungen ernst genommen zu werden, zeigte die 
Präsenz von drei Ministern auf dem Forum. Der 
namibische Industrie- und Handelsminister Hage 
Geingob gab selbstkritisch zu, dass die afrikanischen 
Regierungen im Unterzeichnen von Protokollen 

glänzen, aber oft weder Kenntnis vom Inhalt noch 
Interesse an der Umsetzung haben.  Das alljährliche 
“Southern African Civil Society Forum” wurde mit 
Unterstützung der FES Botswana gemeinsam von 
den Dachverbänden der Zivilgesellschaft, Gewerk-
schaften und Kirchen organisiert. Es dient der stra-
tegischen Vorbereitung, um beim anschließenden 
jährlichen Gipfeltreffen aller SADC-Regierungschefs 
die Interessen der Zivilgesellschaft zu präsentieren 
und zu verteidigen. Am diesjährigen Forum in Nami-
bias Hauptstadt Windhoek nahmen 196 Vertreter 
zivilgesellschaftlicher Institutionen und Organisati-
onen aus allen 
15 SADC-Mit-
gliedsstaaten 
teil.

papiertiger braucht mehr Biss

Die Diskussion beim ersten Politikdialog des Rats 
der Nichtregierungsorganisationen der Southern 
African Development Community (SADC) in Gaboro-
ne war lebhaft. Vertreter aus Zivilgesellschaft, Wis-
senschaft und Politik aus den 15 SADC Ländern 
debattierten über die Zukunft der wirtschaftlichen 
Integration in der Region.  
Diese neue regionale Diskussionsreihe wurde mit 
Unterstützung der FES Botswana ins Leben gerufen. 
Im Zentrum standen die Auswirkungen der Wirt-
schaftskrise, die Wirtschaftspartnerschaftsabkom-
men und die Rolle der Zollunion im südlichen Afrika. 
Dabei wurden viele Fragen und Ängste laut: Fallen 
durch die starke wirtschaftliche Ausrichtung von 

SADC soziale 
Aspekte kom-
plett unter den 
Tisch? Welche 
Position muss 
SADC einneh-
men,  um im 
Welthandel mit 
den Industrie-
ländern nicht 
unterzugehen? Im Laufe des Dialoges bestätigte sich 
die Einsicht, dass der Ausbau des Handels Bedin-
gung für das wirtschaftliche Überleben der Region 
ist. 

Neue Dialogreihe im südlichen Afrika

Erstmals gelang es zivilgesellschaftlichen Organi-
sationen, einen Minister der Demokratischen Repu-
blik Kongo zu einer Stellungnahme über die Men-
schenrechtssituation in seinem Land zu bringen. 
Auslöser war der Fall von Floribert Chebeya, Grün-
der der Menschenrechtsorganisation „Voix des 
Sans Voix”. Der regierungskritische Aktivist wurde 
Anfang Juni tot aufgefunden. Die kongolesische 
Zivilgesellschaft vermutet einen Auftragsmord mit 
staatlicher Beteiligung. Der kongolesische Informa-
tionsminister Lambert Mende wurde während des 
SADC Summits auf den Fall angesprochen und wil-

ligte in eine öffentliche Debatte im Rahmen des 
„Southern African Civil Society Forum“ ein. Das 
Forum wird von den Dachorganisationen der Zivil-
gesellschaft in der SADC-Region in Kooperation mit 
der FES-Botswana organisiert. Mende wies die Vor-
würfe einer Beteiligung der Regierung zurück. Die 
kongolesische NGO-Delegation händigte dem 
Minister eine Petition aus, die den Präsidenten 
Joseph Kabila auffordert, Menschenrechtsverge-
hen im Kongo zu stoppen. Alle anwesenden Organi-
sationen aus den 15 SADC-Mitgliedsstaaten unter-
schrieben das Dokument. 

Minister stellt sich Zivilgesellschaft
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Selbst in Afrikas Vorzeigede-
mokratie Botswana waren 
öffentliche und konstruktive 
Auseinandersetzung zwischen 
Regierungs- und Oppositions-
parteien bis jetzt eine Selten-
heit.
Mit Unterstützung des FES 
gelang es nun der lokalen 
Menschenrechtsorganisation 
Ditshwanelo erstmals Vorsit-
zende und Sprecher aller vier 
im botswanischen Parlament 
vertretenen Parteien zusam-
menzubringen. Die drei gleich-
starken Oppositionsparteien 

stellten dabei das Mehrheits-
wahlrecht in Frage. Trotz sin-
kender Unterstützung für die 
Regierungspartei BDP in den 
letzten Wahlen, verfügt diese 
stets über eine deutliche Mehr-
heit im Parlament. Der Präsi-
dent kann zudem verfassungs-
gemäß seinen Stellvertreter er-
nennen und bestimmt so seine 
Nachfolge, denn die auf zehn 
Jahre begrenzte Amtszeit in 
Botswana stimmt nicht mit der 
Regierungsperiode überein. 
Somit übernimmt der Stell-
vertreter 18 Monate vor dem 

eigentlichen Wahltermin das 
Amt und verschafft sich Vor-
teile, die Fragen der Legitimi-
tät aufwerfen. 

B O T S W A N A

Verfassung auf dem prüfstand

+ + +  Unter der Leitung der Präsidentin der inter-
fraktionellen Frauengruppe des angolanischen 
Parlaments, Cesaltina Major, besuchte eine Parla-
mentsdelegation auf Einladung der FES Anfang 
Oktober die Bundesrepublik. „Nach dem knapp 30-
jährigen Bürgerkrieg sind wir immer noch dabei, 
mit den Folgen umzugehen,“ erklärte Cesaltina 
Major. Fragen nach der Bedeutung, die der Koope-
ration von Abgeordneten, zivilgesellschaftlichen 
Gruppen und politischen Parteien zukommen kann, 
war daher wichtiger Teil der Diskussionen. + + + 

+ + +  Über Standards der Parlamentsarbeit berie-
ten in der angolanischen Hauptstadt Luanda Abge-
ordnete aus der Demokratischen Republik Kongo, 
aus Mosambik und Angola auf Einladung der FES-
Büros Windhoek und Luanda sowie dem Parlamen-
tary Forum der südafrikanischen Entwicklungsge-
meinschaft (SADC-PF). „Die gemeinsamen Maßstäbe 
sollen dazu beitragen, unsere Parlamente demokra-
tischer zu machen“, fasste Dr. Esau Chiviya, General-
sekretär des SADC-PF zusammen. + + +

+ + +  „Erneuerbare Energien sind noch deutlich 
unterrepräsentiert und haben ein gewaltiges 
Wachstumspotenzial in Angola“, resümierte José 
Oliveiro vom Zentrum für Studien und wissenschaft-

liche Forschung der katholischen Universität Ango-
las auf der Nationalen Energiekonferenz Ende 
Oktober. Rund einhundert Energieexperten des 
südlichen Afrikas diskutierten auf dem von der FES 
unterstützten Forum den ersten Energiebericht des 
Landes. Dass dabei die weitere regionale Integrati-
on eine entscheidende Rolle spielen kann, wurde in 
den Diskussionen deutlich: „Ohne internationale 
Lösungen und regionale Kooperationen werden 
hier große Chancen vertan, die für die Entwicklung 
des südlichen Afrikas von enormer Bedeutung 
sind“, so der Wissenschaftler. + + + 

+ + +  Über die Auswirkungen der weltweiten 
Finanz- und Wirtschaftskrise auf die Europäische 
Union diskutierte der ehemalige Bundesbankpräsi-
dent Ernst Welteke mit Mitarbeitern und Studie-
renden des „Centro de Estudos e Investigação“ der 
katholischen Universität Angolas. Während der von 
der FES organisierten Diskussionsveranstaltung 
wurde auch der aktuelle Stand der regionalen 
Integration im südlichen Afrika unter die Lupe 
genommen. Der Direktor des angolanischen  Wirt-
schaftsforschungsinstitutes, Prof. Alves da Rocha, 
forderte insbesondere die soziale Komponente 
eines gemeinsamen Marktes nicht aus den Augen 
zu verlieren. + + +

+ + +  F E S  + + +  k u r Z  g E F A S S T  + + +  F E S  + + +  k u r Z  g E F A S S T  + + +  F E S  + + + 

Das Gebäude von Bots-
wanas Parlament in der 
Hauptstadt Gaborone. 
(Foto: Ascanius)
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HINTEr DEN kuLISSEN: AuSLANDSBürOS STELLEN SIcH VOr

In fast allen Projektländern der 
FES werden mehrere unter-
schiedliche Sprachen gespro-
chen, dass aber wie im Büro in 
Windhoek regelmäßig vier ver-

schiedene Sprachen in Ge-
brauch sind, mag es nicht so 
häufig geben. Englisch ist die 
offizielle Sprache Namibias. 
Dass Deutsch gesprochen wird, 
ist aber auch nicht ungewöhn-
lich, denn in Namibia ist 
Deutsch für viele die Mutter-
sprache: Die Kolonialzeit, die 
zwar 1915 endete, wirkt nach. 
Daneben wird Afrikaans ge-
sprochen, die Sprache der süd-
afrikanischen „Besatzer“, die 
von 1915 bis 1989 Namibia als 
Kolonie sahen. Und schließlich 
ist auch die Sprache der größ-
ten einheimischen Volksgrup-
pe, Oshiwambo, präsent. 
Seit der 1989 mit UN-Hilfe er-
reichten Unabhängigkeit, sind 
die Namibier stolz auf ihr fried-
liches Land, aber unter der 
Oberfläche gärt es. Vorurteile, 
die die Volksgruppen gegenein-

ander haben, bestehen weiter. 
Seit der Unabhängigkeit ist die 
FES im Lande vertreten. Neben 
dem Landesprojekt ist in Wind-
huk auch das kontinentale Me-
dienprojekt fesmedia Africa 
ansässig – beide teilen sich das 
FES-eigene Bürohaus. 
Das Medienprojekt arbeitet in 
ganz Afrika, um u.a. das Afri-
can Media Barometer zu or-
ganisieren und Lobbyarbeit 
für den freien Zugang zu In-
formationen zu betreiben. Mit 
zum Programm gehören auch 
Medientrainings für Parlamen-
tarier sowie ein Blick auf die 
Selbstregulierungsmechanis-
men von Medien. Informati-
onen rund um das Thema Me-
dienentwicklung auf:  
www.fesmedia.org. 
Parallel dazu beackert das 
Landesprojekt das Feld der na-
mibischen Politik. Wie im süd-
lichen Afrika fast die Regel, 
arbeitet die FES hier mit einer 
regierenden Partei zusam-
men, die früher Befreiungsbe-
wegung war. Weil die SWAPO 
schon im Befreiungskampf un-
terstützt wurde, gibt es tradi-
tionell gute Beziehungen. Da-
neben werden manchmal auch 
die Kräfte unterstützt, die sich 
kritisch gegen die Regierenden 
stellen. So soll beispielswei-
se ein öffentlicher Dialog über 
mögliche Formen einer aktiven 
Wirtschafts- und Sozialpoli-
tik aufrechterhalten werden, 
mit denen das Grundübel der 
namibischen Verhältnisse an-
gegangen werden soll: Die un-
geheuer ungleiche Verteilung 

von Einkommen und Vermö-
gen. Die wichtigste Projektlinie 
richtet sich daher an junge po-
litisch Aktive, die vielleicht ein-
mal Träger einer besseren Poli-
tik werden können. 
Namibia ist eine im afrika-
nischen Vergleich gut funk-
tionierende Demokratie. Das 
einzige Problem ist, dass mit 
der seit 20 Jahren regierenden 
SWAPO viel an innovativer Dy-
namik und Lebendigkeit der 
Demokratie verloren ging. 
Die Jugend ist unzufrieden 
und unruhig, das zeigen Um-
fragen und die tägliche Erfah-
rung. Dass diese Unruhe nicht 
die Demokratie destabilisiert, 
sondern sich in politischer Ak-
tivität und in Forderungen 
nach Mitsprache manifestiert, 
wird eine der wichtigsten Wei-
chenstellungen der nächsten 
Jahre sein. Dazu kann die FES 
sicher nur in bescheidenem 
Maße beitragen, aber sie ver-
sucht es intensiv. So pflegt die 
FES in Namibia seit langem die 
Zusammenarbeit mit dem Na-
tional Youth Council, mit dem 
die Programme Youth Leader-
ship Development Program 
(YLDP) und Namibia Political 
Youth Forum (NPYF) regelmä-
ßig durchgeführt wurden. Das 
YLDP ist in Namibia recht er-
folgreich, weil zwischen den et-
wa einhundert Teilnehmern ei-
ne Diskussionskultur herrscht, 
die man sich ansonsten in 
Politik und Gesellschaft nur 
wünscht: Sachlich, konstruktiv 
und ohne Feindschaften, Über-
heblichkeiten oder Misstrauen. 

D A S  F E S - B ü r O  I N  N A M I B I A

Zwei projekte unter einem Dach

Das ganze Team der 
FES in Namibia: 
Obere Reihe v.l.n.r.: 
Yvonne Möller, Michael 
Schultheiß, Britta zu 
Bentheim, Inge Neun-
da, Tina Hennecken, 
Mareike Le Pelley; 
untere Reihe: Tangeni 
Nuukuawo, Simon Kat-
jivikua, Rachel Shiwe-
da, Sopie Mukenge 
Kabongo, Edward 
David. 
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Ante, christine – Auswirkungen des Strukturwandels 
und der demografischen Entwicklung auf die Berufs-
ausbildung in Mecklenburg-vorpommern und abzulei-
tende Handlungsspielräume für die Landespolitik: Stu-
die, Landesbüro Mecklenburg-Vorpommern –  
http://library.fes.de/pdf-files/bueros/schwerin/074�0.pdf

Bläsius Julia/gombert Tobias – Grundlagen der Sozialen 
Demokratie Hörbuch- 5 Audio-cDs. 

geißler, rainer – Die Sozialstruktur Deutschlands: aktuelle 
Entwicklungen und theoretische Erklärungsmodelle; gutach-
ten im Auftrag der Abteilung Wirtschafts- und Sozialpolitik 

götte, Sebastian/recke Selina – Längeres gemeinsames 
Lernen in Thüringen: Ergebnisse einer Bevölkerungsbefra-
gung – Landesbüro Thüringen  
http://library.fes.de/pdf-files/bueros/erfurt/074��.pdf

Hübner-Oberndörfer, conchita – Auswirkungen des 
Strukturwandels und der demografischen Entwicklung 
auf die Gleichstellung in Mecklenburg-vorpommern 
und abzuleitende Optionen für die Landespolitik: Stu-
die, Landesbüro Mecklenburg-Vorpommern http://library.
fes.de/pdf-files/bueros/schwerin/07519.pdf

Lernen für Soziale Demokratie: politische Bildung in 
der Friedrich-Ebert-Stiftung

Nickelsburg, Angelika k. – vom Zeitbesitzer zum Zeitnut-
zer: Wege zum befriedigenden Umgang mit dem Fak-
tor Zeit, Akademie der politischen Bildung

parak Dorothea – Unrechtsstaat DDR – Willkür, Gewalt, 
Macht: regionalbüro Leipzig  
http://library.fes.de/pdf-files/bueros/leipzig/07544toc.html

Scherer, klaus-Jürgen – Werkstatt Soziale Demokratie: 
Dokumentation der veranstaltung Sommeruniversität, 
Abteilung gesellschaftliche Information  
http://library.fes.de/pdf-files/gpi/07501.pdf

utz, Britta (Hrsg.) – Handbuch der Menschenrechtsarbeit

yasuno, Masaaki – Die Entwicklung des Godesberger 
Programms und die Rolle Erich Ollenhauers (gesprächs-
kreis geschichte; �7)  
http://library.fes.de/pdf-files/historiker/0746�.pdf

Die Zukunft der Europäischen Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion – http://library.fes.de/pdf-files/id/ipa/074�6.pdf

Managerkreis der Friedrich-Ebert-Stiftung

Afheldt Heik – Für eine zukunftssichere Krankenhaus-
landschaft in Deutschland: ein 7-punkte-programm zur 
reform der krankenhäuser  
http://library.fes.de/pdf-files/managerkreis/0751�.pdf

kolwitz, kai – Aus der Krise lernen: vorschläge zur 
Reform des Wirtschaftssystems  
http://library.fes.de/pdf-files/managerkreis/07436.pdf

kossak, Andreas – Public-Private-Partnership für Bundes-
verkehrswege: 10 Thesen für den sinnvollen Einsatz von ppp 

Mayer, Florian/Velten carlo – Nachhaltiges Wachstum 
finanzieren: Strategien und Finanzierungsinstrumente für 
eine green Economy

Schunke, philip – Schwerpunkte der Infrastruktur- 
finanzierung 
http://library.fes.de/pdf-files/managerkreis/075�4.pdf

Schriftenreihe des Netzwerk Bildung 

Wernstedt, rolf (Hrsg.) – Beginnt die Bildungsrepublik 
vor Ort?: Die Stärken lokaler Bildungsnetzwerke  
http://library.fes.de/pdf-files/studienfoerderung/07413.pdf

Wernstadt, rolf (Hrsg) – Inklusive Bildung: die UN-Kon-
vention und ihre Folgen  
http://library.fes.de/pdf-files/studienfoerderung/076�1.pdf

Schriftenreihe Hochschulpolitik

Bartoldus, Beate – Bildungsgerechtigkeit in der Begab-
tenförderung  
http://library.fes.de/pdf-files/studienfoerderung/07496.pdf

Borgewardt, Angela – Bildungsgerechtigkeit in der Stu-
dienfinanzierung – Die soziale Dimension der aktuellen 
Förderprogramme  
http://library.fes.de/pdf-files/studienfoerderung/076�9.pdf

politische Akademie

Hacker, Björn – Wie weiter, SPD? (policy 37)  
http://library.fes.de/pdf-files/akademie/07455.pdf

Matuschek, katrin/Niesyto Johanna – Freiwilligen-Enga-
gement professionell gestalten 

Schlabach Jörg – Geschichte und Erinnerung im gegen-
wärtigen Islam – zwischen Aufklärung und Apologetik: 
Berlin Forum for progressive Muslims  
http://library.fes.de/pdf-files/akademie/berlin/07545.pdf

Sapir yoav – Religiöser Pluralismus und Toleranz  
(policy 3�)

Schmidt, Wilhelm – Armut in Deutschland – das geht  
alle an 

Forum Berlin

Engster, Frank – Extrem = extrem?: Warum die Arbeit 
gegen Rechtsextremismus nicht Opfer ideologischer 
Begriffsdebatten werden darf  
http://library.fes.de/pdf-files/do/07500.pdf

Decker Oliver /Langenbacher Nora – Die Mitte in der Krise: 
rechtsextreme Einstellungen in Deutschland 2010 
http://library.fes.de/pdf-files/do/07504.pdf

Forum politik und gesellschaft 

Engels, Jana – Eine Welt ohne Abseits?: Fußball und Inte-
gration – http://library.fes.de/pdf-files/do/07433.pdf

Miethke, gundula – Politische Mitbestimmungsrechte 
von Seniorinnen und Senioren auf dem Prüfstand 
http://library.fes.de/pdf-files/do/075�0.pdf

Oestreich, Heide – Das norwegische Experiment – eine 
Frauenquote für Aufsichtsräte  
http://library.fes.de/pdf-files/do/0755�.pdf

kaliga, Sarah Ninette/Lehmann, yvonne – Kommunalpoli-
tik verstehen im Land Berlin: für ein junges Politikver-
ständnis 

Saaro, Daniela/ Friedel Sabine/Lehmann yvonne – Kommu-
nalpolitik verstehen: für junges Politikverständnis 
http://library.fes.de/pdf-files/do/066�9.pdf

Schuler-Harms, Margarete – verfassungsrechtlich prekär: 
Expertise zur Einführung eines Betreuungsgeldes 

Neue publikationen der FES
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puBLIkATIONEN

perspektive

Boden, Dieter – Keine Lösung in Sicht?: Die Konflikte in 
Georgien zwei Jahre nach dem August-Krieg 

Dirksen, uta – Afrika, die Weltwirtschaftskrise und 
Erfolge aktiver Wirtschaftspolitik 

Effner, Henning – Parlamentswahlen in Burma/Myan-
mar: Zementierung der Militärherrschaft oder Chance 
auf veränderung? 

Elischer, Helmut – Mehr Demokratie wagen: Botswanas 
Parteienlandschaft in Bewegung 

Engelmeier, Tobias F./Isabelle-Jasmin roth – After Copen-
hagen and before Cancun: India on the way to global 
agreement on energy and climate policies (Dialogue on 
globalization) 

Fues, Thomas – Bi oder Multi?: Deutsche Interessen und 
entwicklungspolitische Strategien  
http://library.fes.de/pdf-files/iez/07430.pdf

grund, constantin – Auf der Suche nach Kontrolle: die 
politische Krise in Madagaskar 2009/2010 

Herfkens, Eveline – Beyond old-style aid 

kuzu, Daniela/ kastning,Thomas. – Ölboom in Ghana: 
dem „Ressourcenfluch“ ein Schnippchen schlagen? 

Mättig, Thomas – Religiöser Konflikt und politisches 
versagen in Nigeria 

Manz, Thomas – Mit neuen Allianzen aus der Reform-
krise?: Mexiko nach den Regionalwahlen 2010 
http://library.fes.de/pdf-files/iez/074�5.pdf

Oesterdiekhoff, peter – Kenias neue verfassung: Chan-
cen der „Zweiten Republik“ 

Quiroga, yesko – vom Untergrund zur mächtigsten Frau 
der Welt?: Präsidentschaftswahlen in Brasilien 2010 

Schmidt, Axel – Zuma sorgt für Burgfrieden im ANC 

Wille, Andreas/ Meier, katharina – Möglichkeiten und 
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